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Der Erfolg muss allen zugutekommen

Deutschland steht wirtschaftlich hervorragend da. 
Wir haben den Virus der weltweiten Wirtschaftskrise 
schnell auskuriert. Die Unternehmen kommen wieder 
ohne staatliche Notfallhilfen aus. Die Beschäf tigung 
steigt von einem Rekordstand zum nächsten.

Das zeigt, dass unsere Volkswirtschaft in ihrer 
Struktur weitgehend gesund ist. Unsere internatio-
nal wettbe werbs fähigen Unternehmen und ihre hoch 
qualifizierten Mitarbeiter bilden den wirtschaftlichen 
Kern der deutschen Leistungsfähigkeit. Sie sind es, 
die neue Produkte entwickeln, neue Absatz märkte  
er  kunden und ihre Abläufe und Vertriebswege opti-
mieren. Sie sind es, die die Grundlage für den Erfolg 
der Sozialen Marktwirtschaft auch in Zukunft legen.

Die Wirtschaftspolitik leistet dazu ihren Beitrag: 
Durch klare Wettbewerbsregeln, offene Märkte, durch 
möglichst wenig Bürokratie und eine geringe Steuer- 
und Abgabenlast erreichen wir im Ergebnis viel mehr 
als durch Subventionen und staatliche Anreizpro-
gramme.

Viele meiner Vorgänger im Amt des Bundes wirt-
schaftsministers haben die Vorzüge eines stabilen 
und verlässlichen Ordnungsrahmens immer wieder 
beharrlich auch gegen vielfachen Widerstand hoch-
gehalten.

Auch aktuell stehen wir vor großen Heraus for de-
rungen und wir setzen uns ambitionierte Ziele: Wir 
wollen Leitmarkt für Elektromobilität sein, wir wollen 
schneller aus der Kernenergie aussteigen und wir 
brauchen einen tragfähigen Mechanismus zur Ab  wehr 
von Finanz- und Wettbewerbskrisen in Europa. Ich 
bin kein Freund der These „Viel hilft viel“. Für mich 
bilden die Prinzipien Eigeninitiative und marktwirt-
schaftliche Handlungsverantwortung die Grund pfei-
ler für eine langfristig erfolgreiche Wirtschaft, nicht 
etwa die Anzahl oder das Ausmaß von Subven tions-
programmen oder das Volumen finanzieller Hilfen.

Dieser Leitgedanke lässt sich auch auf unseren 
Sozialstaat übertragen. Wie solidarisch eine Gesell-
schaft ist, das zeigt sich nicht allein an der Höhe der 
Sozialausgaben, an geringen Arbeitszeiten oder gar 

staatlich gesetzten Mindestlöhnen. Der Sozialstaat 
lebt mehr davon, dass er Menschen Chancen gewährt 
und Teilhabe schafft. Das beginnt auf kleinster Ebene 
bereits in den Unter nehmen. Arbeitgeber und Ar  beit-
nehmer bilden hier weit mehr als eine Vertrags  be-
zieh ung. Sie haben das gemeinsame Ziel, ihr Unter-
nehmen bestmöglich und vor allem nachhaltig auf 
Kurs zu halten. Hier bietet sich ein unmittelbarer 
Ansatz, einen Interessen saus gleich zu schaffen, zum 
Beispiel durch eine stärkere Beteiligung der Arbeit-
nehmer am Unternehmens kapital. Bereits der frühere 
Bundeswirtschafts minis ter Otto Graf Lambsdorff hat 
ein solches Modell als das „Ideal“ der Sozialen Markt-
wirtschaft bezeichnet. Bislang wurden die bestehen-
den Möglichkeiten jedoch kaum ausgeschöpft. Dabei 
können gerade mittelständische Unternehmen von 
dem Modell der Kapitalbeteiligung enorm profitie-
ren. Qualifizierte Fachkräfte werden stärker an das 
Unternehmen ge    bunden, Mitarbeiterfluktuation und 
Krankenstand sinken. Diese Chancen zu einer stärke-
ren gesellschaftlichen Teilhabe sollten wir im gegen-
wärtigen Aufschwung nutzen.

Dr. Philipp Rösler
Bundesminister für Wirtschaft und Technologie
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Mitarbeiterkapitalbeteiligung –  
mit partnerschaftlicher Unternehmenskultur  
zum wirtschaftlichen Erfolg

Viele Beispiele aus der Praxis der Unternehmen 
zeigen eines ganz deutlich: Der Ausgleich zwischen 
den Interessen der Eigentümer und denen der 
Mitarbeiter im Unternehmen ist eine entscheiden
de Voraussetzung für den wirtschaftlichen Erfolg. 
Über die Beteiligung ihrer Mitarbeiter am Unter
nehmenskapital wird ein Beitrag zu einer Gesell
schaft von Teilhabern geleistet, die der frühere 
Bundeswirtschaftsminister Otto Graf Lambs dorff 
einmal als das „Ideal“ der Sozialen Marktwirt
schaft bezeichnet hat. Der folgende Beitrag gibt 
einen Überblick über die Mitarbeiter kapital betei
ligung in Deutschland und zeigt deren besondere 
Bedeutung für den Mittelstand auf. Er stellt die 
bestehenden staatlichen Fördermöglichkeiten 
vor und nennt Reformpotenziale.

Die Mitarbeiter(kapital)beteiligung  
in Deutschland

Die unternehmerische Idee einer Beteiligung der Mit-
arbeiter am Erfolg oder Kapital ihres Unter neh mens 
hat in Deutschland eine lange Tradition. Die reine 
Erfolgsbeteiligung – in der Regel in Form einmaliger 
erfolgsabhängiger Sonderzahlungen – kann auf eine 
mehr als 150-jährige Geschichte zurückblicken. Auch 
die Anfänge der Mitarbeiterbeteiligung am Kapital 
ihres Unternehmens reichen weit zurück. Um 1870 
begannen einige Unternehmen, u. a. Hütten werke 
und Gießereien, Belegschaftsaktien auszugeben. Seit 
den 1960er Jahren fördert der Staat im Rahmen des 
Vermögensbildungsgesetzes die stärkere Beteiligung 
der Arbeitnehmer am Kapital ihres Arbeitgebers; 
Arbeitnehmer sollen am Produktivitätsfortschritt der 
Unternehmen partizipieren und neben ihrem Arbeits -
einkommen auch Einkommen aus Kapital erhalten 
können. Mit dem Mitarbeiterkapitalbeteiligungs-
gesetz wurde schließlich 2009 die staatliche Förde-
rung von Kapitalbeteiligungen noch einmal deutlich 
erweitert. 

Von Beteiligungsmodellen – seien es Erfolgs- oder 
Kapitalbeteiligungen – profitieren Mitarbeiter und 
Unternehmen: Die Mitarbeiter erhalten geldwerte 
Vorteile, beispielsweise als Barauszahlung oder in 
Form von Aktien oder Genussrechten. Oftmals wird 
die Kapitalbeteiligung auch mit einer vorgeschalte-
ten Erfolgsbeteiligung kombiniert; dann kann sich 

der Mitarbeiter für eine innerbetriebliche Anlage sei-
ner Sonderzahlung entscheiden. Für die Mitarbeiter 
können Kapitalbeteiligungsmodelle – je nach Un  ter-
nehmenserfolg – überdurchschnittlich hohe Rendi-
ten erzielen. Damit kann die Kapitalbeteiligung die 
betriebliche Altersvorsorge ergänzen, die primär auf 
die langfristige Absicherung der eingebrachten Gel-
der ausgerichtet ist. Aus Unternehmenssicht motivie-
ren Mitarbeiterbeteiligungen die Beschäftigten zu 
größerer Leistung, erhöhen das Verantwortungs-
bewusstsein und stärken die Identifikation mit dem 
Unternehmen. Sie sind in aller Regel Ausdruck einer 
gesunden Unternehmenskultur. Damit profitiert das 
Unternehmen von der wachsenden Attraktivität als 
Arbeitgeber. Die Kapitalbeteiligung kann aber noch 
mehr: Mitarbeiter werden zu langfristig an dem 
Unternehmen interessierten Anteilseignern. Manch 
„klassischer“ Interessengegensatz zwischen den Be -
ziehern von Kapital- und Arbeitseinkommen kann so 
gemindert werden. 

In der Vergangenheit waren es allerdings häufig 
die Gewerkschaften, die einer Beteiligung der Mit-
arbeiter am Kapital eines Unternehmens kritisch ge -
genüberstanden und sie oft als schlechtere Alter na-
tive zu Lohnerhöhungen werteten. Gewarnt wurde 
insbesondere vor dem „doppelten Risiko“ einer Kapi-
talbeteiligung, da im Falle einer Insolvenz des Arbeit-
gebers mit dem Verlust des Arbeitsplatzes auch der 
des investierten Vermögens einhergehe. Bei solide 
aufgestellten Unternehmen erkennen die Gewerk-
schaften jedoch zunehmend die positiven Auswir kun -
gen einer Mitarbeiterkapitalbeteiligung an. Das liegt 
nicht zuletzt daran, dass ausgerechnet die jüngs te 
Wirtschafts- und Finanzkrise die – bis dahin wenig 
beachtete – Rolle der Mitarbeiterkapital betei ligung 
bei Unternehmenssanierungen in den Fokus gerückt 
hat: Mittels Entgeltumwandlung werden aus Schul-
den des Unternehmens (den Lohnforderungen der 
Beschäftigten) Unternehmensbeteiligungen („debt-
to-equity-swaps“). Hierdurch erhält das Unter neh men 
mehr Liquidität zum Wirtschaften und kann sich 
selbst leichter in einer Krisensituation helfen. 

In Deutschland sind inzwischen mehr als zwei 
Millionen Arbeitnehmer in über 4.000 Unternehmen 
am Kapital „ihres“ Unternehmens beteiligt. Die Ten-
denz ist steigend. Nach Informationen des Bran chen-
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verbandes „Arbeitsgemeinschaft Partnerschaft in der 
Wirtschaft e.V.“ (AGP) machen dabei den Löwenanteil 
die großen Aktiengesellschaften aus, die – vielfach in 
jahrzehntelanger Tradition – Belegschaftsaktien an 
ihre Mitarbeiter ausgeben. Hier nutzen gegenwärtig 
rund 1,5 Millionen Mitarbeiter in 727 Aktiengesell-
schaften dieses für beide Seiten komfortable Beteili-
gungsinstrument. Die Zahlen zeigen aber auch, dass 
der Verbreitungsgrad von Kapital beteiligungs mo-
dellen mit abnehmender Unternehmensgröße sinkt. 
Grundsätzlich besteht also gerade bei den kleinen und 
mittleren Unternehmen noch erhebliches Poten zial.

Allerdings besteht offenbar gerade im Mittel-
stand, und hier besonders in eigentümergeführten 
Unter neh men und Familienunternehmen, eine laten-
te Skep sis gegenüber Mitarbeiterkapital beteili gun-
gen. Ursächlich sind insbesondere Befürchtungen, 
dass Kapitalbeteiligungsmodelle zu einer Einsch rän-
kung der unternehmerischen Unabhängigkeit führen, 
die – mit Blick auf die Rechtslage unbegründete – Sor-
ge davor, den Mitarbeitern mit Beteiligung gleichzei-
tig bestimmte Informations- und Mitspracherechte 
einräumen zu müssen, und nicht zuletzt Bedenken 
hinsichtlich der Höhe des notwendigen Verwaltungs- 
und Kostenaufwands. 

Die Praxis macht jedoch deutlich, dass diese 
Skepsis nicht gerechtfertigt ist. Denn diejenigen mit-
telständischen Unternehmen, die Mitarbeiter kapital-
beteiligungsmodelle eingeführt haben, arbeiten da -
mit ganz überwiegend mit großem Erfolg. In  zwi schen 
sind es über 3.000 Unternehmen. Die Erfah rung 

zeigt: Wenn Kapitalbeteiligungsmodelle angeboten 
werden, nehmen rund die Hälfte aller Mit arbeiter ein 
solches Angebot an. Oft erreichen Unternehmen 70 
bis 80 Prozent ihrer Belegschaft.

Im Ergebnis kann gerade der Mittelstand von einer 
Kapitalbeteiligung enorm profitieren: Beteili gungs-
modelle erhöhen die Produktivität und die Wett be-
werbsfähigkeit. Qualifizierte Fachkräfte werden stärker 
an das Unternehmen gebunden. Die Mit arbeiter fluk-
tuation wird reduziert. Der Krankenstand sinkt. Diese 
Faktoren sind – insbesondere vor dem Hinter grund 
des demografischen Wandels und des für Deutsch land 
prognostizierten Fachkräftemangels – von entschei-
dender Bedeutung für die Ertragskraft der Un  ter neh-
men. Wichtige Vorteile, die für eine Mitar beiter kapi-
talbeteiligung sprechen, sind auch die Erhöhung der 
Eigenkapitalquote bzw. – da die vom Mittelstand be -
vorzugten Mezzanin-Beteili gun gen in der Praxis in 
aller Regel als Fremdkapital ausgestaltet sind – der 
bankunabhängige Zugang zu Fremdkapital. Denn 
gerade mittelständische Unter nehmen neigen zu 
einer geringeren Ausstattung mit Eigenkapital, was 
insbesondere die Refinanzierung von Investitionen 
erschwert. Auch Nachfolgefragen spielen für mittel-
ständische Unternehmen eine immer wichtigere 
Rolle. Hier können Kapital beteili gungs modelle der 
Vorbereitung von Nachfolge rege lungen dienen, 
wenn sie sich beispielsweise an einen ausgewählten 
Kreis von Mitarbeitern richten. 

Statistik 2009

Beteiligungsform Unternehmen Mitarbeiter Kapital

absolut in % in 1.000 in % in Mio. Euro in %

Darlehen 534 12,5 97 4,2 406 3,5

stille	Beteiligung 1.292 30,2 339 14,9 1.627 14,0

indirekte	Beteiligung 555 13,0 119 5,2 524 4,5

Genussrecht 474 11,1 154 6,8 1.180 10,2

Belegschaftsaktie 727 17,0 1.537 67,6 7.648 66,0

Genossenschaft 378 8,8 19 0,8 42 0,4

GmbH-Beteiligung 315 7,4 10 0,4 162 1,4

Gesamt 4.275 100 2.274 100 11.589 100

Quelle: AGP

Zweifelsohne ist die Einführung eines Kapital-
beteiligungsmodells mit einem gewissen Ver wal-
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tungs- und Kostenaufwand verbunden. Dabei gilt: Je 
kleiner das Unternehmen ist, desto höher sind die 
relativen Kosten je Arbeitnehmer. Dieser Aufwand 
sollte allerdings stets im Zusammenhang mit den 
vorgenannten Vorteilen von Kapitalbeteiligungen 
gesehen und bewertet werden.

Auch die vielfach bestehenden „strukturellen“ 
Vorbehalte – namentlich die Angst vor einer zu starken 
Einmischung der Gewerkschaften durch die „Hinter-
tür“ der Kapitalbeteiligung – sind in aller Regel unbe-
gründet. Sie beruhen oftmals schlicht auf einem fal-
schen Verständnis der Mitarbeiter kapital beteiligung. 

Die unterschiedlichen Formen der Mitarbeiterkapitalbeteiligung

Formen Grundmodelle (Beispiele) Rechtliche Ausgestaltung: Einflussmöglichkeiten, 
Verlustrisiken usw.

Eigenkapitalbeteiligung 3	 Belegschaftsaktie
3	 GmbH-Beteiligung	

3	 	Mitarbeiter	haben	als	Miteigentümer	bzw.	Mitgesell-
schaf		ter	die	gleichen	Informations-,	Kontroll-	und	
Entscheidungsrechte	wie	die	anderen	Eigentümer	bzw.	
Gesellschafter	(Ausnahmen	sind	möglich,	z.	B.	stimm-
rechtslose	Vorzugsaktien)

3	 	Beteiligung	am	Wertzuwachs	des	Unternehmens	eben-
so	wie	an	der	Gewinnausschüttung	entsprechend	dem	
Kapitalanteil

3	 	Verlustrisiko	in	voller	Höhe	des	Eigentumsanteils		
(aber	nicht	darüber	hinaus),	kein	Insolvenzschutz

Mischformen		
(Mezzanin-Beteiligungen)

3	 stille	Beteiligung
3	 Genussrecht	
3	 Genussschein	

3	 	Je	nach	individueller,	vertraglicher	Ausgestaltung	der	
Eigen-	bzw.	Fremdkapitalbeteiligung	vergleichbar:
3	 der	wesentliche	Einfluss	bleibt	beim	Unternehmer
3	 	Ausgestaltung	und	Höhe	der	Verzinsung	variabel	

(z.	B.	Mindestverzinsung	und/oder	Koppelung	an	
Umsatzrendite)

3	 	Verlustbeteiligung	ist	möglich	(in	Höhe	der	stillen	
Einlage	bzw.	über	Negativzins	bei	Genussrecht),		
keine	Insolvenzabsicherung

Fremdkapitalbeteiligung 3	 Mitarbeiterdarlehen 3	 	begründet	ein	schuldrechtliches	Verhältnis	zwischen	
Beschäftigten	(als	Gläubigern)	und	Unternehmen	(als	
Schuldner)

3	 	feste	Verzinsung
3	 	keine	gesetzlichen	Regelungen	für	Informations-	und	

Mitspracherechte	(diese	können	ggf.	vertraglich	geregelt	
werden)

3	 	kein	Verlustrisiko	(außer	im	Insolvenzfall),	aber	auch	keine	
Beteiligung	an	einem	eventuellen	Wertzuwachs	des	
Unternehmens

3	 	Insolvenzabsicherung	die	Regel	(und	zwingend	für	staat-
liche	Förderung)

Mittelbare	Beteiligung 3	 	Mitarbeiterbeteiligungs-
gesellschaft

3	 	Beteiligungsgesellschaft	(GmbH	oder	GbR)	zwischenge-
schaltet

3	 	in	der	Praxis	häufiger	bei	stillen	Beteiligungen	und	GmbH-
Beteiligungen	der	Fall

3	 	nur	noch	indirekte	Beteiligung	des	einzelnen	Mitarbeiters

Überbetriebliche	
Beteiligung

3	 Mitarbeiterbeteiligungs	fonds 3	 	Option	für	kleinere	Unternehmen,	da	relativ	geringer	
administrativer	und	juristischer	Aufwand

3	 	Fonds	als	überbetriebliche	„Kapitalsammelstelle“
3	 	aufgrund	Anlage	in	mehreren	Unternehmen	geringes	

Verlustrisiko,	allerdings	nur	indirekte	Beteiligung	des	ein-
zelnen	Mitarbeiters
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Diese stellt ein freiwilliges Angebot des Unterneh mens 
an die Beschäftigten dar, das das Un  ternehmen weit-
gehend frei gestalten kann. Die große Bandbreite 
möglicher Beteiligungsformen und der diesen imma-
nente individuelle Gestaltungsspielraum sichern die 
nötige Flexibilität und machen somit „maßgeschnei-
derte Lösungen“ möglich. Im Ergebnis muss die Kapi-
talbeteiligung also nicht mit Mit spra che- und Mit-
entscheidungsmöglichkeiten der Be  schäf tigten  
einhergehen – aber sie kann es. Eine zwangsweise 
„Ver wässerung“ der Entscheidungshoheit einer inha-
bergeprägten Unternehmensleitung droht daher 
nicht. Ebenso wenig ist die Verlustbeteiligung oder 
ein un  gesichertes Insolvenzrisiko ein notwendiges 
Übel der Kapitalbeteiligung. Die Einzelheiten eines 
Beteili gungsmodells werden von Unternehmen und 
Be  schäftigten vertraglich festgelegt. Dazu gehören – 
in allen Fällen – die Höhe der Beteiligung und – je nach 
gewählter Beteiligungsform – Aspekte wie Ver lust-
beteiligung, Laufzeiten, Kündigungs bedingungen, 
Informations- und Kontrollrechte sowie die Ver wal-
tung der Beteiligung. Neben den spezifischen Ge  ge-
benheiten im einzelnen Unternehmen kommt es bei 
der Gestaltung darauf an, welche Zielsetzung das 
Unternehmen mit der Beteiligung verfolgt. Entschei-
dend ist die Kommunikation zwischen Management 
und Belegschaft. Können beide Seiten offen über die 
mit der Einführung einer Kapitalbeteiligung ver-
knüpften Ziele und eventuell bestehende Vorbehalte 
sprechen, wird es in aller Regel gelingen, ein attrakti-
ves, maßgeschneidertes Beteiligungsmodell zu ent-
wickeln – ob reine Erfolgs- oder Kapitalbeteiligung ist 
dabei zweitrangig. Gerade in Familienunternehmen 
mit ihrer traditionell engen Verbundenheit zwischen 
Unternehmern und Belegschaften sind diese Voraus-
setzungen vielfach – und weit häufiger als in Groß-
konzernen – vorhanden. Sie müssen nur adäquat 
genutzt werden.

Die Praxis zeigt, dass der Mittelstand vor allem 
zwei Beteiligungsformen nutzt: die stille Beteiligung 
und Genussrechte. Mehr als 50 Prozent der Unter neh-
men mit Kapitalbeteiligungsmodellen bevorzugen 
diese Instrumente. Das ist angesichts ihrer breiten 
Einsatzmöglichkeiten kaum verwunderlich. Beide 
Formen sind unabhängig von der Rechtsform prinzi-
piell für alle Unternehmen geeignet. Sie bieten einen 
weiten Gestaltungsspielraum im Hinblick auf Haf-

tung, Mitspracherechte, Auszahlungsmodalitäten, 
Gewinn- und Verlustbeteiligung sowie Verzinsung. Je 
nach vertraglicher Vereinbarung werden diese so 
genannten Mezzanin-Beteiligungen entweder dem 
Eigenkapital oder dem Fremdkapital zugerechnet. 
Diese Flexibilität der stillen Einlage und des Genuss-
rechts verdeutlicht, dass bestehende Vorbehalte viel-
fach überwunden werden können. 

Die staatliche Förderung 
der Mitarbeiter  kapitalbeteiligung

Der Staat unterstützt die Mitarbeiterkapitalbeteili gung 
auf zwei Wegen: über die Steuer- und Sozial ab ga ben -
freiheit für vom Arbeitgeber gewährte geldwerte 
Vorteile sowie über die Arbeitnehmer-Spar zulage für 
vom Arbeitgeber gezahlte vermögenswirksame 
Leistun gen. 

Für beide Förderungswege gelten zunächst zwei 
Grundsätze: Freiwilligkeit und Gleichbehandlung. Es 
soll weder für die Unternehmen noch für die Beschäf-
tigten einen Zwang zur Teilnahme an Mitarbeiter-
kapitalbeteiligungen geben. Die Mitarbeiter kapital-
beteiligung soll nicht in Konkurrenz zur betrieblichen 
oder privaten Altersvorsorge treten. Ein Ange bot zur 
Beteiligung am Unternehmen muss zudem grund-
sätzlich allen Mitarbeitern zu gleichen Bedingungen 
offenstehen. Ist dies nicht der Fall – etwa wenn ein 
Beteiligungsangebot an einen kleinen Kreis von Mit-
ar beitern zur Vorbereitung einer Nachfolge rege lung 
gerichtet wird – entfällt die staatliche Förderung. 
Den Unternehmen ist es gleichwohl unbenommen, 
abweichende Modelle zu vereinbaren.

Vom Arbeitgeber gewährte geldwerte Vorteile – 
also z. B. Belegschaftsaktien oder Genussrechte – sind 
in Höhe eines gesetzlich festgelegten Höchstbetrages 
steuer- und sozialabgabenfrei. Der Freibetrag wurde 
zuletzt 2009 durch das Mitarbeiterkapitalbeteili-
gungs gesetz von 135 auf 360 Euro pro Kalenderjahr 
nahezu verdreifacht. 

Zudem können vermögenswirksame Leistungen 
des Arbeitgebers in Kapitalbeteiligungen am arbeit-
gebenden Unternehmen angelegt werden. Vermö-
gens wirksame Leistungen werden vom Arbeitgeber 
zusätzlich zum Gehalt gezahlt und können durch 
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Eigenleistungen des Arbeitnehmers, die durch den 
Arbeitgeber direkt vom Gehalt abgezogen werden, 
ergänzt werden. Sie werden mittels Arbeitnehmer-
Sparzulage bezuschusst. Auch die Arbeitnehmer-
Spar zulage wurde 2009 verbessert: Der Zuschuss be -
trägt nun 20 Prozent des Anlagebetrages. Bei einem 
förderfähigen jährlichen Höchstanlagebetrag von 
400 Euro beträgt sie damit bis zu 80 Euro pro Kalen-
derjahr. Gleichzeitig wurde die jährliche Einkom-
mens grenze für die Gewährung der Arbeitnehmer-
Sparzulage auf 20.000 Euro bei Ledigen bzw. 40.000 
Euro bei zusammen veranlagten Ehegatten (bei dop-
pelter Zulage) erhöht.  

Zweigliedrige Förderung der 
Mitarbeiterkapitalbeteiligung

5. Vermögensbildungsgesetz

Vermögenswirksame
Leistungen (VL)

des Arbeitgebers 

geldwerte Vorteile durch
den Arbeitgeber

zusätzlich zum
Arbeitsentgelt

ggf. plus Eigenleistung
(Teil des Arbeitsentgelts,

das vom Arbeitgeber
angelegt wird)

Arbeitnehmer-Sparzulage
i.H.v. 20 % der VL (inkl. Eigenleistung),

max. 80 Euro im Kalenderjahr,
zu versteuerndes Jahreseinkommen

max. 20.000 Euro
(Ehegatten das Doppelte)

zusätzlich
Sozialabgabenfreiheit

(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 1
Sozialversicherungs-
entgeltverordnung)

zusätzlich zum
Arbeitsentgelt

in Form der
Entgelt-

umwandlung

Steuerfreiheit
i.H.v. bis zu 360 Euro

im Kalenderjahr 

oder

gefördert durch…

§ 3 Nr. 39
Einkommensteuergesetz

Die staatliche Förderung – 
Reformpotenzial

Das Mitarbeiterkapitalbeteiligungsgesetz trat am  
1. April 2009 in Kraft. Ziel des Gesetzes war es, der Mit-
arbeiterkapitalbeteiligung durch stärkere steuerliche 
Anreize und die Einführung eines neuen Beteili gungs -
modells – den so genannten Mitarbeiter kapital betei-
li  gungs-Fonds – neuen Schwung zu verleihen.  

Nach nunmehr zwei Jahren liegen erste Erfah run -
gen vor. Diese müssen freilich vor dem Hinter grund 
der schwierigen gesamtwirtschaftlichen Rah men be-
din gungen dieses Zeitraums bewertet werden; denn 
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im April 2009 befand sich die Finanz krise auf ihrem 
Höhepunkt. Gleichwohl sind die Erfah run gen mit 
dem Mitarbeiterkapitalbeteili gungs gesetz in Teilen 
durchaus ermutigend. Es wird aber auch deutlich, 
dass Nachbesserungsbedarf besteht. 

Weiterhin nur eingeschränkte Förderung der 
Entgeltumwandlung
Auch nach Inkrafttreten des Mitarbeiterkapital be tei-
li gungsgesetzes waren Ent geltumwandlungen von 
der steuerlichen Förderung ausgeschlossen. Kapital-
beteiligungen mussten den Mitarbeitern „zusätzlich“ 
zum geschuldeten Lohn gewährt werden; dies war 
für Unternehmen in wirtschaftlich schwierigen Zei-
ten eine kaum zu überwindende Hürde. Die Bundes-
regierung hat hierauf inzwischen reagiert. Nunmehr 
können auch bestehende Lohnansprüche – bei voller 
Wahrung des Freiwillig keitsprinzips für beide Seiten – 
in Beteiligungen um gewandelt werden. Allerdings 
greift für Entgelt umwandlungen lediglich der Steuer -
vorteil; Arbeit geber und Arbeitnehmer müssen aber 
weiterhin Sozialversicherungsbeiträge zahlen. Die 
Erfahrungen der letzten Monate zeigen jedoch, dass 
die Steuer freiheit in aller Regel nicht genügend An -
reize setzt, damit Arbeitnehmer auf die Aus zah lung 
von Teilen ihres Lohnes verzichten. Im Hinblick auf 
die positiven Aspekte von Mitarbeiter beteili gun gen 
und das überschaubare Volumen der zu erwartenden 
Einnah me  ausfälle in der Sozialversicherung sollte 
daher eine Anpassung des Sozialrechts an das Steuer-
recht für Entgeltumwandlungen geprüft werden. 
Dies wäre auch ein Beitrag zur Entbürokra tisie rung 
und Rechts vereinfachung.

Attraktivität der Mitarbeiterbeteiligungs-
Sondervermögen 
Um die Verbreitung der Mitarbeiterkapital beteili gung 
insbesondere in kleinen und mittleren Unternehmen 
auszubauen und gleichzeitig das mit einer Kapital-
beteiligung normalerweise für die Beschäftigten ver-
bundene „doppelte Risiko“ von Kapital- und Arbeits-
platzverlust zu mindern, hat die Bundesregierung 
mit dem Mitarbeiter kapitalbeteiligungsgesetz ein 
neues Anlageprodukt eingeführt: das Mitarbeiter-
beteiligungs-Sonder ver mögen („Mitarbeiter kapital-
beteiligungs-Fonds“). Diese Fonds werden von profes-
sionellen Fonds ma na gern für Arbeitnehmer aufgelegt, 
deren Arbeitgeber ihnen geldwerte Vorteile zum 

Erwerb von Fonds an teilen gewähren. Solche Fonds 
sollen es insbesondere kleinen und mittleren Unter-
nehmen ermöglichen, Mitarbeiter außerhalb des ei -
genen Betriebs unternehmerisch zu beteiligen. Zwar 
ist die Bindungs wir kung der Mitarbeiter an „ihr“ 
Unternehmen dadurch geringer als bei einer Direkt-
beteiligung, doch auch hier profitieren beide Seiten 
von den Vorteilen: die Mitarbeiter von der mit der 
Fondsanlage einhergehenden Risikostreuung und 
die Unternehmen von dem mit dem externen Fonds-
management verbundenen geringeren Verwaltungs- 
und Kostenaufwand.

Bislang haben sich die Mitarbeiterkapital beteili-
gungs-Fonds allerdings in der Praxis nicht durchset-
zen können – kein einziger dieser neuen Fonds wurde 
bisher aufgelegt. Hier besteht zweifellos Nach besse-
rungsbedarf, damit der Mitarbeiter kapitalbeteili-
gungs-Fonds künftig seine ihm zugedachte Rolle als 
Kapitalbeteiligungsmodell des Mittelstandes ausfül-
len kann. Zunächst ist zu klären, warum das Fonds-
modell in seiner derzeitigen Form vom Markt nicht 
angenommen wird. Hauptansatzpunkt sind die ge -
setzlichen Beschränkungen für Fondsmanager hin-
sichtlich des Anlegerkreises und in Bezug auf die 
Anlage- bzw. Beteiligungsmöglichkeiten. So muss ein 
Mitarbeiterkapitalbeteiligungs-Fonds einen be  stimm-
ten Anteil seiner Gelder in die beteiligten Unter neh-
men investieren. Dies ist im Grundsatz nicht infrage 
zu stellen, schließlich liegt ein Vorteil der Mitarbeiter-
kapitalbeteiligung darin, den Unternehmen Kapital 
der eigenen Belegschaft zuzuführen, damit diese in -
soweit auf eine Fremdkapitalisierung verzichten kön-
nen. Eine Stellschraube könnte allerdings die ge  setz-
lich vorgeschriebene Mindesthöhe des in die be  tei lig-
ten Unternehmen zu (re-)investierenden Kapi tals sein. 

Ein weiterer Aspekt könnte sich beim Anleger-
kreis bieten: Allgemein liegt einer der Vorteile von 
Investmentfonds in der so genannten Losgrößen trans-
  formation, d. h. Anleger können schon mit ge   ringen 
Beiträgen Chancen auf komplexen Wert pa pier- oder 
anderen Märkten nutzen. Voraussetzung ist aber 
immer, dass der Fonds selbst ein gewisses Kapital   volu-
men erreicht, damit ein vernünftiges Verhältnis von 
Ertragschancen und Kosten gewährleistet ist. Die Mit-
arbeiterbeteiligungs-Fonds sind gesetzlich allerdings 
auf die begünstigten Arbeit neh mer als Anleger be -
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schränkt. Womöglich hindert diese Beschränkung 
die Fonds daran, das notwendige Kapitalvolumen zu 
erreichen. Eine Öffnung des Anlegerkreises der Fonds 
für Dritte könnte beispielsweise ein Mittel sein, diese 
Schwelle zu überwinden. Entscheidend wird jedoch 
sein, dass Dritte genügend Anreize haben, in Mitar-
bei terbeteiligungs-Fonds zu investieren. 

Mehr Möglichkeiten der Differenzierung  
bei den teilnehmenden Mitarbeitern
Gerade bei mittelständischen Unternehmen könnte 
der weitere Abbau bürokratischer Hürden helfen, Vor-
behalte gegen die Mitarbeiterkapitalbeteiligung abzu-
bauen. Aus der Praxis wird insbesondere die strenge 
Gleichbehandlungsvorgabe als übermäßig restriktiv 
kritisiert. Momentan müssen Unternehmen – wollen 
sie für ihre Mitarbeiter die staatliche steuerliche För-
derung sicherstellen – alle Mitarbeiter in ein Kapital-
beteiligungsmodell einbeziehen, die ein Jahr oder 
länger für das Unternehmen tätig sind. Eine we  niger 
strenge Vorgabe, beispielsweise eine Betriebs zuge-
hörigkeit von zwei oder drei Jahren, würde Un  ter neh-
men die zusätzliche Möglichkeit geben, über das 
Kapitalbeteiligungsmodell eine lange Betriebs zuge-
hörigkeit zu belohnen. 

Fazit 

Die Mitarbeiterkapitalbeteiligung ist – richtig einge-
setzt und auf die Gegebenheiten des jeweiligen Un -
ter   nehmens abgestimmt – ein modernes und kom-
fortables Instrument, das zahlreiche Vorteile für 
Unter  nehmen und Mitarbeiter bietet.

Gerade mittelständische Unternehmen stehen 
der Einführung eines Kapitalbeteiligungssystems 
zurückhaltend gegenüber. Dies ist angesichts der 

beachtlichen Flexibilität der zur Auswahl stehenden 
Beteiligungsmodelle in aller Regel unbegründet. 
Tatsächlich bieten Kapitalbeteiligungsmodelle gera-
de für mittelständische Unternehmen enorme Poten-
ziale, gut ausgebildete und motivierte Mitarbeiter 
langfristig an das Unternehmen zu binden und sich 
damit einen Wettbewerbsvorteil zu verschaffen. 

Zweifelsohne können auch die gesetzlichen Rah-
menbedingungen weiter optimiert werden. Der Ge -
setzgeber hat bereits im Jahr 2009 reagiert und mit 
dem Mitarbeiterkapitalbeteiligungsgesetz notwendi-
ge Reformen auf den Weg gebracht. Die Mög lichkeit 
der Entgeltumwandlung erlaubt es nun, staatliche 
Förderung auch dann zu erhalten, wenn die wirt-
schaftliche Situation eines Unternehmens eine Kapi-
tal beteiligung zusätzlich zum Gehalt nicht erlaubt, 
den Beschäftigten aber dennoch die Chance gegeben 
werden soll, sich mit eigenem Kapital am Unter neh-
men zu beteiligen. Die neu geschaffenen Mitarbeiter-
beteiligungs-Fonds bieten grundsätzlich gerade für 
kleinere Unternehmen interessante überbetriebliche 
Beteiligungsmöglichkeiten. Beide Reform maß nah-
men haben jedoch bislang – unter schwierigen volks-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, aber auch 
aufgrund struktureller Mängel – in der Praxis nicht 
den erhofften Erfolg erzielen können. Diese Schwä-
chen gilt es in weiteren Reformschritten abzustellen. 

Entscheidend wird es darauf ankommen, dass Un  -
ternehmen und Unternehmer ebenso wie die Ge  werk-
schaften die Mitarbeiterkapitalbeteiligung künftig 
stärker als bisher als ein mit vielen Vorteilen verbun-
denes Instrument der Unternehmens- und Mitar bei-
terpolitik verstehen und entsprechend nutzen. 

Kontakt: Dr. Sven Sattler
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Deutschlands Nationales Reformprogramm 2011: 
auf dem Weg ins erste Europäische Semester

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union ha 
ben im Juni 2010 eine neue Strategie für intelli
gentes, nachhaltiges und integratives Wachstum 
beschlossen – Europa 2020. Neben der inhaltlichen 
Neuausrichtung der Leitlinien für die Wirt schafts 
und Beschäftigungspolitik sind damit auch be 
deutende Änderungen in der Koordi nie rung der 
europäischen Wirtschafts und Finanz politik ver
bunden. Mit dem deutschen Natio na len Reform
programm 2011 stellt die Bundesregie rung dar, 
wie sie mit ihrer Strategie zum Errei chen der euro   
päischen Ziele und zur Stabilität in Europa bei
trägt. Zugleich macht der Bericht deutlich, dass 
Deutschland nach Überwindung der Wirt  schafts 
und Finanzkrise sein langfristiges Wachs tums
potenzial durch weitere Reformen stärken muss. 

Die Ziele der Europa-2020-Strategie 

Die Integrierten Leitlinien für Wachstum und Be -
schäftigung bilden das inhaltliche Fundament der 
Europa-2020-Strategie. Diese Leitlinien sind bereits 
seit dem Vertrag von Amsterdam – damals noch 
getrennt als Beschäftigungspolitische Leitlinien und 
Grundzüge der Wirtschaftspolitik – Bestandteil des 
EU-Vertragswerks. Sie wurden vom Europäischen Rat 
erstmals 2005 zu Integrierten Leitlinien zusammen-
gefasst. In der aktuellen Fassung, die der Europäische 
Rat im Sommer 2010 gebilligt hat, wurden die Leit-
linien nochmals gestrafft und fokussiert. Sie geben 
den Rahmen für die Durchführung und Priorisierung 
der mittel- und langfristigen Reformen in Europa vor 
(vgl. Kasten 1). Einen besonderen neuen Schwerpunkt 
(Leitlinien 2 und 3) bildet dabei das Thema Wett-
bewerbsfähigkeit und Ungleichgewichte. 

Um die Aufmerksamkeit für die Strategie Europa 
2020 zu steigern und ihre Umsetzung besser zu über-
wachen, wurden für fünf der zehn Leitlinien quantifi-
zierte „Kernziele“ herausgestellt. An deren Erreichen 
bis 2020 soll sich der Erfolg der Strategie messen las-
sen. Die fünf neuen Kernziele lauten verkürzt:1 

1  Die ausführlicher formulierten Ziele finden sich in den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 17. Juni 2010:  
http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/de/ec/115364.pdf 

1)  eine Beschäftigungsquote der 20- bis 64-Jährigen 
von 75 Prozent (vgl. Leitlinie 7)

2)  ein Anteil der FuE-Ausgaben am BIP von drei Pro-
zent (vgl. Leitlinie 4)

3)  eine Verringerung der Treibhausgasemissionen 
um 20 Prozent (bzw. 30 Prozent) gegenüber 1990; 
eine Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien 
auf 20 Prozent; eine Steigerung der Energie effi-
zienz um 20 Prozent (vgl. Leitlinie 5)

4)  eine Verringerung der Schulabbrecherquote auf 
unter zehn Prozent; Steigerung des Anteils der  
30- bis 34-Jährigen mit abgeschlossener Hoch-
schul  bildung auf mindestens 40 Prozent (vgl. 
Leitlinie 9)

5)   eine Senkung der Zahl der von Armut und sozialer 
Ausgrenzung betroffenen oder bedrohten Per-
sonen um mindestens 20 Millionen (EU-weit)  
(vgl. Leitlinie 10)

Diese Ziele gelten für die Europäische Union als Ganze. 
Unverändert ist, dass die Mitgliedstaaten ihre ent-
sprechenden nationalen Ziele selbst festlegen, da die 
Ausgangsbedingungen in den Mitgliedstaaten unter-
schiedlich sind. 

Der Euro-Plus-Pakt: zusätzliche inhaltliche 
Richtschnur
Als weitere inhaltliche Orientierung für die Koor di-
nierung der Wirtschaftspolitik in Europa ist im März 
2011 der auf deutsche und französische Initiative hin 
beschlossene Euro-Plus-Pakt hinzugekommen. Kern-
gedanke des Paktes ist, dass auf höchster politischer 
Ebene Reformvorhaben vereinbart werden, die inner-
halb der folgenden zwölf Monate umgesetzt werden 
und zu spürbaren Verbesserungen in den vier Kern-
bereichen des Paktes (Wettbewerbsfähigkeit, Be -
schäf  tigung, Nachhaltigkeit der öffentlichen Finan-
zen, Stabilität des Finanzsektors) führen sollen. Es 
wurde vereinbart, dass die Mitgliedstaaten den ent-
sprechenden Maßnahmenkatalog in ihren Natio na-
len Reformprogrammen vorlegen. Das Deutsche 
Aktionsprogramm 2011 für den Euro-Plus-Pakt ist 
somit auch Bestandteil des Nationalen Reform pro-
gramms 2011.
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Kasten 1: Die Integrierten Leitlinien

Die grundsätzlichen drei Prioritäten der EU-2020-Strategie – die Förderung von intelligentem, nachhaltigem 

und integrativem Wachstum – werden durch die so genannten Integrierten Leitlinien konkretisiert. Diese zehn 

Leitlinien präzisieren in den Bereichen Wirtschaftspolitik (Leitlinien 1 bis 6) und Beschäftigungspolitik 

(Leitlinien 7 bis 10) die Ziele der EU-2020-Strategie und die Schritte zur Implementation der Strategie. Diesen 

Leitlinien sollen die Mitgliedstaaten bei der Formulierung ihrer Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik 

Rechnung tragen.

Grundzüge der Wirtschaftspolitik:

Leitlinie 1: Gewährleistung der Qualität und langfristigen Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen

Leitlinie 2: Beseitigung makroökonomischer Ungleichgewichte

Leitlinie 3: Abbau von Ungleichgewichten in der Eurozone

Leitlinie 4:  Optimierung der FuE- sowie der Innovationsförderung, Stärkung des Wissensdreiecks und 

Freisetzung des Potenzials der digitalen Wirtschaft

Leitlinie 5: Verbesserung der Ressourceneffizienz und Abbau der Treibhausgasemissionen

Leitlinie 6:  Verbesserung der Rahmenbedingungen für Unternehmen und Verbraucher und Modernisierung 

der industriellen Basis

Beschäftigungspolitische Leitlinien:

Leitlinie 7: Erhöhung der Beschäftigungsquote und Abbau der strukturellen Arbeitslosigkeit

Leitlinie 8:  Heranbildung von Arbeitskräften, deren Qualifikationen den Anforderungen des Arbeitsmarkts 

entsprechen, Förderung des lebenslangen Lernens

Leitlinie 9:  Steigerung der Leistungsfähigkeit der allgemeinen und beruflichen Bildungssysteme auf allen 

Ebenen und Verbesserung des Zugangs zur Hochschulbildung

Leitlinie 10: Bekämpfung von gesellschaftlicher Ausgrenzung und Armut

Das Europäische Semester: 
Optimierung des Berichtswesens  
im Haushaltszyklus

Mit Europa 2020 wurde auch die wirtschaftspoliti-
sche Koordinierung in der Europäischen Union neu 
ausgerichtet und gestärkt. Dazu wurde ein neuer 
Ablaufplan für die Koordinierung, das so genannte 
Europäische Semester, eingeführt. Die Kernidee ist 
die bessere Abstimmung der unterschiedlichen 
EU-Berichtsinstrumente aufeinander, aber auch eine 
stärkere Fokussierung der dahinterstehenden politi-
schen Reformvorhaben. Dazu wurden die Termine 
für die Vorlage der Berichte besser in die nationalen 
politischen Prozesse der Haushaltsaufstellung einge-
passt: Die Nationalen Reformprogramme (NRP), die 
die Reformen der Mitgliedstaaten qualitativ darlegen, 
werden synchron mit den Stabilitäts- und Wachs-
tums   programmen erarbeitet, die diese strukturellen 

Reformen haushaltspolitisch abbilden. Die NRP und 
die Stabilitätsprogramme sollen nunmehr gleichzei-
tig im April eines jeden Jahres vorgelegt werden. Mit 
diesem Gleichlauf von NRP und Stabilitäts pro gram-
men wird die bis 2009 praktizierte Unterscheidung 
zwischen strategischen NRP (alle drei Jahre) und jähr-
lichen Umsetzungsberichten aufgegeben. Nunmehr 
ist die nationale Strategie jährlich fortzuschreiben 
und über ihre Umsetzung zu berichten. Die Bewer-
tungen der Nationalen Programme durch die euro-
päische Ebene (EU-Kommission und Rat) sind dann 
von den Mitgliedstaaten in ihrer Reformagenda im 
Herbst bei der Haushaltsaufstellung für das Folgejahr 
zu berücksichtigen.

Der erste Sechsmonatszyklus des Europäischen 
Semesters hat im Januar 2011 begonnen. Als Auftakt 
dazu wurde von der EU-Kommission der so genannte 
Jahreswachstumsbericht vorgelegt („Annual Growth 
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Survey“). Er beinhaltet vor allem eine Einschätzung 
über die jeweiligen wirtschafts- und finanzpoliti-
schen Herausforderungen der Mitgliedstaaten mit 
entsprechenden Politikempfehlungen. Dabei werden 
aus Sicht der EU-Kommission aktuelle wirtschafts- 
und finanzpolitische Prioritäten festgelegt, jedoch 
ohne explizit einzelne Mitgliedstaaten anzusprechen 
(so genannte horizontale Empfehlungen). Die Mit -
gliedstaaten präsentieren darauf aufbauend sodann 
ihre mittelfristige Haushaltsplanung (Stabilitäts  pro-
gramm) und die wirtschaftspolitische Agenda (NRP) 
zur Erreichung der EU-2020-Ziele. Der Feed back-Pro-
zess wird im Sommer durch die Stellungnahme der 
EU-Kommission zu den eingereichten Program men 
eingeleitet. Die darin enthaltenen länderspezifischen 
Empfehlungen werden dann in den Minister räten 
beraten und schließlich vom Europäischen Rat gebil-
ligt. Das zweite Halbjahr ist im Zyklus der Europäi-
schen Semester für die Implementierung der in den 
NRP und Stabilitätsprogrammen dargelegten Politik-
schritte vorgesehen.

Das deutsche Nationale 
Reformprogramm 2011

Bereits im November 2010 wurde ein vorläufiger NRP-
Entwurf an die EU-Kommission übermittelt, um der 
EU-Kommission den Start in das Europäische Semes -
ter zu erleichtern. Die Erarbeitung des eigentlichen 
deutschen Nationalen Reformprogramms be  gann im 
Dezember 2010 mit ersten Abstimmungs schritten 
innerhalb der Bundesressorts und mit den Bundes-
ländern. Sozialpartner wurden angehört. Im Wesent-
lichen war die Texterstellung im März 2011 mit Res-
sorts und Ländern abgestimmt, so dass das Pro  gramm 
am 6. April im Bundeskabinett beraten und verab-

schiedet werden konnte. Vor der Über sendung nach 
Brüssel fand zudem eine Beratung des Bundes  rates 
über das Programm statt. Das deutsche Natio nale 
Reformprogramm 2011 wurde danach am 18. April an 
den Präsidenten der Europäischen Kommission über-
sandt.

In seiner Gesamtheit stellt das Nationale Reform-
programm 2011 eine wirtschaftspolitische Agenda dar, 
die voll und ganz im Einklang mit der Europa-2020-
Strategie steht. Sie ist vor allem darauf ausgerichtet, 
den aktuell starken wirtschaftlichen Auf schwung in 
Deutschland zu nutzen, um das langfristige Wachs-
tumspotenzial zu stärken. Nach den Kri  sen bewäl ti-
gungsmaßnahmen im Zeichen der Finanz marktkrise 
sollte das Augenmerk wieder verstärkt auf mittel- und 
langfristig angelegte strukturelle Reformen gelegt 
werden.

Januar	2011 Vorlage	des	ersten	Jahreswachstumsberichtes	durch	die	EU-Kommission	mit	„horizontalen	
Empfehlungen“

24./25.	März	2011 Sitzung	des	Europäischen	Rates	und	Verabschiedung	finaler	inhaltlicher	Punkte	zum	NRP	und	
Stabilitätsprogramm

April	2011 Mitgliedstaaten	reichen	die	Nationalen	Reformprogramme	und	Stabilitätsprogramme	in	Brüssel	ein

Mai/Juni	2011 Vorlage	der	länderspezifischen	Politikempfehlungen	durch	die	EU-Kommission	auf	Basis	der	einge-
reichten	Programme,	sodann	Beratung	in	den	Ministerräten

24.	Juni	2011 Billigung	der	länderspezifischen	Empfehlungen	durch	den	Europäischen	Rat

2.	Halbjahr	2011 Implementierung	der	in	den	Programmen	dargelegten	Politikmaßnahmen	auf	Basis	des	EU-Feedbacks

Tabelle 1: Zeitlicher Ablauf des ersten Europäischen Semesters 2011

Als Ausgangsbasis enthält das NRP 2011 zunächst 
ein gesamtwirtschaftliches Szenario für die Ent wick-
lung der deutschen Wirtschaft bis 2015, das im We -
sentlichen auf der Jahresprojektion der Bundesregie-
rung vom Januar 2011 basiert. Danach wird deutlich, 
dass die deutsche Wirtschaft die Krisenzeiten schnel-
ler und deutlicher als von vielen erwartet hinter sich 
gelassen hat und inzwischen wieder solide Wachs-
tumszahlen vorweisen kann. Die deutschen Unter neh -
men sind mit einer hervorragenden Wettbe werbs  -
fähigkeit global gut positioniert, und Deutsch land 
leistet einen erheblichen Beitrag zur Wachstums-
dynamik in ganz Europa. Besonders erfreulich ist die 
gute Beschäftigungsentwicklung: Heute sind so viele 
Menschen beschäftigt wie seit über 20 Jahren nicht 
mehr. Die inzwischen vorliegende Frühjahrs pro jek-
tion der Bundesregierung fällt sogar noch etwas 
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günstiger aus und untermauert damit diese Kern-
botschaft. 

Positive Arbeitsmarktentwicklung erlaubt 
ambitioniertes Beschäftigungsziel
Die günstige Wirtschaftsentwicklung wirkt sich ent-
sprechend positiv für Deutschland aus, wenn es da -
rum geht, die EU-2020-Kernziele zu erreichen bzw. 
durch noch ehrgeizigere nationale Zielsetzungen zu 
übertreffen. Deutschland wird sich in den Bereichen 
Innovations- und Forschungsförderung, Klima und 
Energie, Bildung und Armutsreduzierung weitge-
hend an den gemeinsamen EU-Zielen orientieren. 
Auf dem Feld der Beschäftigungsförderung wird die 
Bundesregierung aber sogar einen deutlichen Schritt 
weiter gehen. Im Einzelnen sind die gemeinsamen 
EU-2020-Ziele und deren Übertragung in nationale 
Ziele Tabelle 2 zu entnehmen.

Der bereits erwähnte Maßnahmenkatalog im Rah  -
men des Euro-Plus-Paktes und die darüber hinaus dar-
gestellten politischen Initiativen zur Erreichung der 
obigen Ziele bilden das Kernstück des Nationalen Re -
formprogramms. Aufgrund der föderalen Verfas sung 
der Bundesrepublik sind dies nicht nur Maß nah men 
des Bundes, sondern – vor allem im Bildungs bereich, 
aber auch in bestimmten beschäftigungspolitischen 
Fragen – ebenfalls Initiativen der Bundes länder.

NRP deckt eine Vielzahl von  
Politikbereichen ab
Die Einzelmaßnahmen zur Erreichung der Ziele des 
Euro-Plus-Paktes und der Europa-2020-Ziele erstre-
cken sich über eine Vielzahl von Politikbereichen. 
Dabei wird explizit auf jene für Deutschland spezifi-
schen Herausforderungen eingegangen, die 2010 mit 
Start der EU-2020-Strategie von der EU-Kommission 
identifiziert wurden. 

Tabelle 2: Umsetzung der EU-2020-Kernziele in nationale deutsche Ziele

EU-2020-Kernziel nationales deutsches Ziel

Beschäftigung Erhöhung	der	Beschäftigungsquote	
der	20-	bis	64-Jährigen	auf	75 %

77 %
Stand	2009:	74,8	%
außerdem:	Zielquoten	für	55-	bis	64-Jährige	(60	%)		
und	Frauen	(73	%)

F&E und Innovation Erhöhung	des	Anteils	der		
FuE-Ausgaben	am	BIP	auf	3 % 

3 %
Stand	2009:	2,8	%
außerdem:	10	%	für	Bildung	und	Forschung	bis	2015

Klimawandel/Energie 3	 	Verringerung	der	
Treibhausgasemissionen	um	20 %	
(oder	sogar	um	30	%,	sofern	die	
Voraussetzungen	hierfür	gegeben	
sind)	gegenüber	1990

3	 	Erhöhung	des	Anteils	erneuerbarer 
Energien	auf	20 %

3	 	Steigerung	der	Energieeffizienz  
um	20	%

3	 		40 % bis 2020	
Stand	2009:	26,4	%	
außerdem:	80	bis	95	%	bis	2050

3	  18 % bis 2020	
Stand	2009:	10,3	%	
außerdem:	60	%	bis	2050

3	 	Primärenergieverbrauch -20 % bis 2020	
außerdem:	-50	%	bis	2050;	gesamtwirtschaftliche	
Energieproduktivität:	+	2,1	%	p.	a.

Bildung 3	 	Verringerung	der	Schulabbrecher-
quote	auf	unter 10 %

3	 	Steigerung	des	Anteils	der	30-	bis	
34-Jährigen	mit	abgeschlossener	
Hochschulbildung	auf	mindestens 
40 %

3	 	unter 10 %	
Stand	2009:	11,1	%

3	 	42 %	
Stand	2009:	40,7	%

Armut und soziale 
Ausgrenzung

Die	Zahl	der	von	Armut	und	sozialer	
Ausgrenzung	betroffenen	oder	
be	drohten	Personen	soll	um	mindes-
tens	20 Millionen	(EU-weit)	gesenkt	
werden.

Reduzierung	der	Langzeitarbeitslosen um 20 % bis	2020		
(=	660.000	weniger	Personen	in	Erwerbslosenhaushalten)
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Schwerpunkte bilden 

3	die Strategie einer wachstumsorientierten 
Konsolidierung der öffentlichen Finanzen
Die Konsolidierung der deutschen öffentlichen Haus-
halte ist – verglichen mit anderen EU-Mitgliedern – 
schon relativ weit vorangekommen. Schon in diesem 
Jahr soll wieder die Maastricht-Defizitgrenze von drei 
Prozent des BIP eingehalten werden. Vor allem auf 
der Ausgabenseite werden sinnvolle Neujustierungen 
vorgenommen (z. B. ausgewogene und wachstums-
freundliche Einsparungen im Rahmen des Zukunfts-
pakets, Reform der gesetzlichen Kranken versiche-
rung). Gezielte und dabei aber finanziell gestraffte 
Fördermaßnahmen sollen zusätzliche Wachstums-
impulse setzen (z. B. Hightech-Strategie, Förderung 
der Elektromobilität).

3	die Stabilisierung des Finanzsektors
Die Finanzkrise hat zahlreiche Mängel hinsichtlich 
Transparenz, Kontrolle und Anreizstrukturen im 
Finanzsektor offenbart. Ertragschancen und Haf tungs  -
risiken müssen wieder in ein ausgeglichenes Verhält-
nis gebracht werden. Dazu gehört unter an  derem, 
dass potenzielle Restrukturierungen im Ban ken sek-
tor von den Banken vorrangig selbst über den Aufbau 
eines Fonds finanziert werden und dass sie strikteren 
Eigenkapitalvorschriften unterworfen werden.

3	Maßnahmen zur Stärkung des Wettbewerbs 
und der Binnennachfrage
Der aktuelle Wirtschaftsaufschwung wird vor allem 
von der Binnennachfrage getragen: Bereits im Jahr 
2010 trug sie in Deutschland etwa zwei Drittel zum 
gesamtwirtschaftlichen Wachstum bei; dieses Jahr 
dürfte es noch mehr sein. Um die Wachstumskräfte 
im Inland weiter zu stärken, ist vor allem ein investiti-
onsfreundliches Umfeld notwendig. Dazu dienen 
Maßnahmen wie ein weiterer Abbau von Bürokratie, 
Vorhaben zur Steuervereinfachung sowie eine Novel-
lierung des Gesetzes gegen Wettbewerbs beschrän-
kungen. Daneben finden sich Initiativen zum wettbe-
werbsorientierten Ausbau von Infrastrukturen im 
Energie- und im Telekommunikationsbereich (Ener-
giekonzept und Breitbandstrategie).

3	Maßnahmen zur Erhöhung der Erwerbs
tätigkeit 
Mit den sich abzeichnenden demografischen Ver-
änderungen wird der Anteil der Erwerbstätigen an 
der Gesamtbevölkerung in Zukunft abnehmen. Da -
mit das sinkende Arbeitskräftepotenzial nicht eines 
Tages zu einem Engpass und zu einer Wachs tums-
bremse wird, zielt die Politik der Bundesregierung 
vor allem darauf, breiteren Bevölkerungsgruppen, 
die derzeit Schwierigkeiten bei der Arbeitsaufnahme 
haben, vermehrt die Möglichkeit einer Beschäftigung 
zu bieten. Schwerpunkte dabei bilden die Anhebung 
der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre, eine bessere Inte-
gration von Frauen in den Arbeitsmarkt, unter ande-
rem durch einen Ausbau der Kinderbetreuung und 
familienfreundliche Arbeitszeiten, sowie bessere Ver-
fahren zur Anerkennung ausländischer Abschlüsse.

3	Maßnahmen zur Verbesserung des 
Bildungssystems
Der Bereich Bildung ist ein zentrales Zukunftsthema 
für Deutschland. Zur Sicherung der deutschen Inno-
vations- und Wettbewerbsfähigkeit und vor dem Hin-
tergrund der demografischen Veränderungen sind 
Ausgaben für Bildung zweifellos Zukunfts inves ti tio-
nen. Daher wurde der Forschungs- und Bildungs be-
reich explizit von den laufenden Sparanstren gun gen 
ausgenommen. Vielmehr werden in diese beiden 
Bereiche in den Jahren 2010 bis 2013 insgesamt zwölf 
Milliarden Euro zusätzlich investiert. Die Politik maß-
nahmen im Bildungsbereich sind sehr vielfältig und 
konzentrieren sich vor allem auf die Aus- und Weiter-
bildung in allen Lebensphasen. Dies reicht von der 
Verbesserung der schulischen Bildung über die noch-
malige Verlängerung des Ausbildungspaktes bis hin 
zu vielfältigen Initiativen zur Verbesserung der uni-
versitären Bildung (z. B. Exzellenzinitiative, Stipen-
dienprogramme, BAföG-Anhebung).

Fazit

Das Nationale Reformprogramm 2011 hat zwei Kern-
botschaften: Zum einen hat die Bundes regierung 
einen wirtschaftspolitischen Fahrplan vorgelegt, der 
die europäischen Ziele ernst nimmt und sie zu einer 
wichtigen Richtschnur der eigenen Wirtschafts-
politik macht. Deutschland leistet einen wichtigen 
Beitrag zur Stabilität in Europa und zur Stärkung der 
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europäischen Institutionen. Zum anderen wird deut-
lich, dass sich Deutschland nach der Krise erfreulich 
gut aufgestellt sieht und mit Optimismus nach vorn 
blicken kann. Der aktuelle Aufschwung bietet die 
Möglichkeit, wichtige Weichen für die Zukunft zu 
stellen, um das langfristige Wachstumspotenzial zu 
stärken. Die Bundesregierung wird ihren Beitrag 
dazu leisten.

Kontakt: Matthias Pannhorst
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THESEUS für den Mittelstand

THESEUS, der Held der Antike, der sich mittels des 
Fadens der Ariadne im Labyrinth des Palastes von 
Knossos gut orientieren konnte, ist der Namens
geber für ein wichtiges Technologie projekt der 
Bundesregierung. Auch im „Labyrinth des welt
weiten Web“ kommt es darauf an, sich zurechtzu
finden. THESEUS stellt Dienste für das Internet der 
Zukunft zur Verfügung, die auf das zielgenaue 
Suchen, Finden und Verwerten von Informa tio
nen ausgerichtet sind. 

THESEUS ist im Bereich der Informations- und 
Kom mu nikationstechnologien (IKT) das größte Tech-
no logieprojekt der Bundesregierung. Auf dem ersten 
Nationalen IT-Gipfel Ende 2006 wurde THESEUS als 
Leuchtturmprojekt beschlossen und Mitte 2007 ge -
startet. Mittlerweile entwickeln 60 Partner aus Wis sen   -
schaft und Wirtschaft unter dem Dach von THESEUS 
neue Technologien für das Internet der Dienste. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
fördert THESEUS mit rund 100 Millionen Euro wäh-
rend der Projektlaufzeit von 2007 bis 2012. Zusätzli-
che 100 Millionen Euro werden von den Konsortial-
partnern eingebracht. Im Jahr 2009 wurde THESEUS 
um die Initiative MITTELSTAND erweitert. Hier kön-
nen kleine und mittlere Unternehmen THESEUS-
Entwicklungen erproben und für ihre Dienste und 
Produkte nutzen. Aufgrund der großen technologie-
politischen Bedeutung ist THESEUS sowohl in der 
Hightech-Strategie als auch in der IKT-Strategie 
„Deutschland Digital 2015“ der Bundesregierung  
verankert (http://www.theseus-programm.de).

Entwicklung neuer Internet-Technologien
Ziel von THESEUS ist die Entwicklung und Erprobung 
neuer Internet-Technologien für das zukünftige In -
ter   net der Dienste. Um den Zugang zu Infor matio nen 
zu vereinfachen und Daten zu neuem Wissen zu ver-
netzen, werden insbesondere so genannte semanti-
sche Technologien entwickelt, die die inhaltliche 
Bedeutung der Informationen von Wörtern, Bildern 
und Tönen erkennen und einordnen. Die Anwen-
dungs möglichkeiten von THESEUS-Technologien 
sind vielfältig. Sie kommen etwa beim Aufbau der 
Deutschen Digitalen Bibliothek zum Einsatz. THESEUS 
liefert damit einen Beitrag zur Wahrung des kulturel-
len Erbes. THESEUS-Entwicklungen können aber z. B. 
auch für die Auswertung von medizinischen Bild da-

ten eingesetzt werden. Verfahren zur automatischen 
Erkennung von Knochen, Gefäßen oder Organen 
werden kombiniert mit der Analyse von ähnlichen 
Bildern und Behandlungsberichten. Das erleichtert 
den Radiologen die Arbeit enorm. 

 
Im Rahmen von THESEUS wurde außerdem ein 

Standard entworfen, der die Beschreibung von web-
basierten Diensten vereinheitlicht. Dadurch wird es 
möglich, dass verschiedene Dienste eindeutig identi-
fiziert, leicht miteinander verknüpft und einfacher 
kombiniert werden können. Bei der internationalen 
Standardisierungsorganisation für das Internet (W3C) 
wird der Vorschlag unter der Bezeichnung „Unified 
Service Description Language“ (USDL) geführt und in 
einer speziellen Arbeitsgruppe (Incubator Group) 
weiterentwickelt. 

Arbeitsplatzunterstützung für Radiologen aus dem THESEUS-
Projekt MEDICO

Initiative THESEUS MITTELSTAND
Deutschland ist ein Land der Ideen. Die Ausnutzung 
von Vermarktungschancen ist allerdings deutlich 
verbesserungsfähig. Im Vergleich mit den USA oder 
den aufstrebenden asiatischen Ländern sind deut-
sche Unternehmen oft nicht schnell genug bei der 

http://www.theseus-programm.de
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Umsetzung der vielen guten Forschungsergebnisse 
in neue Produkte und Dienste. Die Entwicklung des 
MP3-Players in Deutschland und seine Vermarktung 
in den USA und Asien werden hier oft als Beispiel 
angeführt.

Vor allem kleine und mittelständische Unter neh-
men (KMU) sind dank ihrer Flexibilität wichtige Inno-
vationstreiber und bei der Erschließung neuer Märkte 
besonders kreativ. Ihnen fehlen allerdings oft Res sour-
 cen für Forschung und Entwicklung sowie Kontakte 
zu den Forschungseinrichtungen. Um den Techno lo-
gietransfer von der Forschung in die Wirtschaft zu 
beschleunigen, sind Kooperationen zwischen Mittel-
stand, Industrie und Forschungseinrichtungen be  son-
ders wichtig. Aus diesem Grund ist im THESEUS-Pro-
gramm eine Initiative gestartet worden, um kleine 
und mittlere IT-Anwender schon während der Pro-
jektlaufzeit mit ins Boot zu holen. 

Mit THESEUS MITTELSTAND erhalten kleine und 
mittlere Unternehmen aus Deutschland die Möglich-
keit, die THESEUS-Technologien frühzeitig zu erpro-
ben und in neue Produkte und Verfahren umzuset-
zen. Der frühzeitige Transfer von wissenschaftlichen 
Ergebnissen in die mittelständische Wirtschaft ver-

bessert die Wettbewerbsfähigkeit dieser Unter neh-
men, gleichzeitig werden Nachahmungs- und Multi-
plikatoreffekte gestärkt. Diese Mittelstandsinitiative 
hat das THESEUS-Forschungsprogramm um zwölf 
zusätzliche KMU-geführte Anwendungsprojekte und 
rund 30 überwiegend kleine und mittelständische 
Partner erweitert. Einige Entwicklungen werden im 
Folgenden beispielhaft erläutert. 

Assistenzdienste für die Jobsuche im THESEUS-Mittelstandsprojekt SABINE

SABINE – Semantische Assistenzdienste 
für die Arbeitswelt

„Ein BWL-Student hat gerade sein Studium abge-
schlos   sen und eine interessante Stellenanzeige in 
einer Job-Börse entdeckt. Ihm fehlt zwar die gefor-
derte Medien  kompetenz, doch hierzu gibt es be -
stimmt Weiterbildungsangebote. Er macht sich auf 
die Suche im Internet.“ Solchen oder ähnlichen 
Problem stellun gen widmet sich das Projekt SABINE.

Im THESEUS-Projekt SABINE werden Assistenz-
dienste rund um die Jobsuche entwickelt. Aufbauend 
auf semantischen Basistechnologien aus THESEUS 
werden in SABINE Lebenslauf, beruflicher Werde gang, 
berufliche Ziele und Zeugnisse automatisch ausge-
wertet. Daraufhin sucht SABINE passende Stellen-
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ange bote. Auch offene Informationen aus sozialen 
Netzwerken werden in die Suche einbezogen. Zu -
sätzlich werden weitere Dienste angeboten, wie zum 
Beispiel die Ergänzung fehlender Kompetenzen durch 
Weiterbildungsangebote. Der Jobsuchende muss sich 
nur noch das ausgewählte Weiterbil dungsangebot in 
den Warenkorb legen – fertig. Lernen muss er aller-
dings noch selbst!

 
Die Assistenzdienste sind nicht nur für Arbeit-

nehmer interessant. Auch Arbeitgeber oder Vermitt-
ler, wie Personalagenturen, Zeitarbeitsfirmen, Ar  beits -
agenturen und Bildungsanbieter, können hieraus 
Nutzen ziehen, da mit SABINE-Assistenzdiensten das 
Zusammenspiel aller Bereiche des Personalmana ge-
ments unterstützt wird. 

MEDIAGLOBE – Das digitale Archiv

In deutschen Archiven liegen Millionen Filmstunden, 
oft verborgen, doch von großer historischer Bedeu-
tung und voller Emotionen. Sie sind Kulturerbe. 
MEDIAGLOBE hebt diese verborgenen Schätze.

Wer sagte: „Wir machen Ihnen eine Mitteilung 
über die Möglichkeit des Ausreisens in die BRD ...“? 
Wann sprach der Regierende Bürgermeister von 
Berlin: „28 Jahre lang haben wir darauf gehofft …“? 
Wie viele Trabants sind bis Mitte 1990 vom Band 
gelaufen? Diese Fragen beantwortet MEDIAGLOBE 
mithilfe der Archive des Projektpartners defa-spek-
trum. In dessen Beständen lagern 10.000 Stunden do -
kumentarisches Filmmaterial der letzten Jahr zehn te 
deutsch-deutscher Geschichte, von den 1960er Jah-
ren bis heute.

Mit dem Siegeszug des Internets wurde klar, dass 
die Zukunft der Medienarchive digital ist. In Deutsch-
land arbeiten rund 30.000 Bibliotheken, Museen und 
Archive daran, ihre Inhalte online zur Verfügung zu 
stellen. Nicht nur Rundfunkanstalten sind dabei, Me -
diatheken einzurichten, auch Unternehmen in der 
Wirtschaft sind zunehmend daran interessiert. Erheb-
liche Summen werden seitdem von Rundfunk- und 
Medienarchiven investiert, um große Mengen an Ton- 
und Filmdokumenten langfristig digital zu sichern 
und verfügbar zu halten. 

Mit Technologien, die automatisch die Medien-
inhalte mit bedeutungsbezogenen Informationen 
versehen und zudem die Qualität dieser digitalisier-
ten Kulturgüter überprüfen und verbessern würden, 
ließen sich erhebliche Kosten einsparen. Daran arbei-
ten die Forscher und Entwickler in MEDIAGLOBE. Sie 
nutzen dabei THESEUS-Basistechnolgien. 

 

THESEUS-Mittelstandsprojekt MEDIAGLOBE auf der CeBIT 2011

THESEUS Innovationszentrum
Das THESEUS Innovationszentrum ist eine zentrale 
Kommunikationsplattform für Forschung, Wirt-
schaft und Politik. Es informiert über den Stand der 
For schung und trägt dazu bei, den Weg von der For-
schung zum marktfähigen Produkt zu verkürzen.

Die Palette der Forschungsergebnisse aus 
THESEUS ist breit gefächert. Zahlreiche Patente sind 
angemeldet worden. Sehr gute Platzierungen bei 
internationalen Wettbewerben und hochkarätige 
Veröffentlichungen in rund 670 Publikationen bele-
gen die wissenschaftlichen Erfolge.

Neue Geschäftsfelder entwickeln sich aus den 
An  wendungsszenarien in Medizin, Maschinenbau, 
Me  dien oder bei Unternehmenssoftware. Schon  
nach der Hälfte der Laufzeit des Programms sind aus 
THESEUS vier Ausgründungen hervorgegangen. Neue 
Ideen für Ausgründungen können beim BMWi-Grün-
derwettbewerb „IKT innovativ“ eingereicht werden. 
In der aktuell laufenden Ausschreibungsrunde wer-
den besonders erfolgversprechende Ideen zum Thema 
„Internet der Dienste“ mit einem vom THESEUS-Kon-
sortium gestifteten Preisgeld honoriert.
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Im eigens für THESEUS eingerichteten Inno va-
tions zentrum werden die Ergebnisse erfahrbar und 
erlebbar gemacht. Hier können Interessenten die 
neuen Dienste und Werkzeuge selbst testen. Infor-
mationsveranstaltungen führen an die unterschiedli-
chen Themenschwerpunkte heran. Bereits in einem 
frühen Stadium der Entwicklungen wird der Dialog 
mit späteren Anwendern geführt. Die mittelständi-
sche Wirtschaft und Gründer stehen dabei an erster 
Stelle. Zudem werden Themenwochen, Workshops 
und Führungen für verschiedene Zielgruppen, dar-

unter z. B. Schüler, Nachwuchswissenschaftler, Un  ter-
nehmensgründer und Medienvertreter, angeboten. 
Am 28. Juni 2011 bietet sich die Gelegenheit, im Inno-
vationszentrum in Berlin anlässlich des THESEUS-
Mittel  standskongresses weitere Forschungs ergeb-
nisse und Innovationen kennenzulernen. Die Teil-
nahme ist kostenlos. 
Infos unter: www.theseus-programm.de und  
www.theseus.joint-research.org

Kontakt: Bernd Neujahr

Das Innovationszentrum wurde am 23. Mai 2011 im Wettbewerb „Deutschland – Land der Ideen“ ausgezeichnet. 

www.theseus-programm.de
www.theseus.joint-research.org
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New Kids on the Block
Neue	Herausforderungen	für	die	Außenwirtschaftspolitik:	
wachsender	Einfluss	der	Schwellenländer

Die aufstrebenden Schwellenländer realisierten 
in den vergangenen zwei Jahrzehnten einen be 
eindruckenden wirtschaftlichen Aufholprozess. 
Ihre Integration in die Weltwirtschaft wird sich – 
ungeachtet der jüngsten Finanz und Wirtschafts
krise – in den kommenden Jahrzehnten fortsetzen 
und die internationale politische Agenda mitbe
stimmen. Nach der ersten, industriellen Inte gra
tionswelle der Schwellenländer, die allgemein als 
„Globalisierung“ bezeichnet wird, tritt nunmehr 
die Notwendigkeit und Erwartung in den Vor der
grund, dass diese Länder auch auf der politischen 
Weltbühne stärker Verantwortung übernehmen. 
Diese Emanzipation wird zu einer zunehmend 
multipolaren Weltordnung führen, die mit ent
sprechenden Herausforderungen und Chancen 
einhergeht.

Integration der Schwellenländer als 
„Motor“ der Globalisierung

Die globale Finanz- und Wirtschaftskrise sowie die 
Verschuldungskrise in einigen Ländern der Europäi-
schen Währungsunion haben die Wirtschafts- und 
Finanzpolitik in den letzten zwei Jahren dominiert. 
Mittelfristig ist gleichwohl zu erwarten, dass die „glo-

balen Megatrends“ wieder stärker in den politischen 
Fokus rücken. Hierzu zählt neben der demografischen 
Entwicklung und dem Klimawandel vor allem die wei-
ter zunehmende Integration der Schwellenländer in 
die Weltwirtschaft. Dieser auch als „Globalisierung“ 
bezeichnete Trend wird sich – ungeachtet der jüngs-
ten Krisen – fortsetzen und die nationale wie interna-
tionale politische Agenda – beispielsweise im Rahmen 
der G20 – bestimmen. Im Folgenden sollen die Hin  ter-
gründe und Auswirkungen dieser Entwicklung kurz 
umrissen werden. Auf dieser Basis werden Schlüsse für 
die mögliche weitere Entwicklung hin zu einer stärker 
multipolaren Weltordnung gezogen und daraus fol-
gende Implikationen für die deutsche Außenwirt-
schafts politik abgeleitet:

„Schwellenländer“ – Vielfalt unter einem 
Begriff
Die intensivere Wahrnehmung der Schwellenländer 
in der öffentlichen und politischen Diskussion äußert 
sich auch in der Schöpfung neuer Begriffe wie den 
„BRIC(S)“ (für Brasilien, Russland, Indien, China und 
Südafrika), den „Next Eleven“ usw. Hinter diesen 
Begriffen verbergen sich jedoch Länder mit äußerst 
heterogenen Rahmenbedingungen und heterogenen 
wirtschaftlichen wie institutionellen Strukturen. Auch 
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Abbildung 1: Anteile der Weltbevölkerung nach Ländern/Regionen 1990 und 2010
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decken diese Gruppierungen bei Weitem nicht alle 
aufstrebenden Schwellenländer ab; mittelfristig wer-
den weitere Länder, die bei vielen Beobachtern noch 
nicht im Fokus stehen, zunehmend an wirtschaftli-
cher und damit auch politischer Bedeutung gewinnen 
(z. B. Kolumbien, Chile, Ägypten, Vietnam u. a.). Im 
Folgenden wird auf die Schwellenländer der G20 zu -
züglich der asiatischen „Tigerstaaten“ Bezug genom-
men.1 

1  G20-Schwellenländer: Argentinien, Brasilien, China, Indien, Indonesien, Mexiko, Russland, Saudi-Arabien, Südafrika, Republik 
Korea, Türkei; Asiatische Tigerstaaten: Hongkong, Malaysia, Taiwan, Thailand, Singapur.

Ursachen der globalen 
Machtverschiebung

Die Ursachen für die Globalisierung und die daraus 
resultierende Verschiebung der globalen Macht ver-
hältnisse sind ebenso vielschichtig wie der Begriff der 
Schwellenländer selbst. Als wesentliche Faktoren die-
ser multikausalen Entwicklung können folgende his-
torische, politische und wirtschaftliche Entwick lun gen 
angeführt werden:

3	Der Zusammenbruch der planwirtschaftlichen 
Wirtschaftssysteme Anfang der neunziger Jahre und 
die Öffnung gegenüber dem „Westen“ führten dazu, 
dass vormals von den Weltmärkten abgeschottete 
Länder sowohl als Anbieter von Produktionsfaktoren, 
insbesondere Arbeit, als auch als Nachfrager von 
Waren auf den Weltmärkten auftraten.

3	Die Verbreitung und intensivierte Anwendung 
moderner Informations- und Kommuni kations tech-
nologien (IKT) ermöglichten eine globale Diffusion 
von Know-how. Damit gingen eine Modernisierung 
der Wirtschaft in diesen Ländern und eine Öffnung 
für neue Technologien einher. Hiervon profitierten 
die Schwellenländer einerseits über einen Technolo-
gietransfer, der den Aufbau eigener Industrien 
erleichterte; andererseits ermöglichte der Einsatz 
von IKT die Auslagerung vor allem von Dienstleis tun-
gen von den Industrie- in die Schwellenländer.

3	Um neue Märkte zu erschließen und „komparati-
ve Vorteile“ (z. B. in Form von geringeren Lohnkosten) 
zu nutzen, investierten Unternehmen der Industrie-
länder verstärkt in die aufstrebenden Schwellen-

länder („outsourcing“, „offshoring“). Folglich intensi-
vierte sich die internationale Arbeitsteilung und es 
entstanden „globale Wertschöpfungsketten“.

3	Auf die Schwellenländer entfällt rund die Hälfte 
der Weltbevölkerung sowie des globalen Erwerbs -
personenpotenzials (vgl. Abb. 1). Während die demo-
grafische Entwicklung in den Industrieländern in den 
vergangenen zwei Jahrzehnten nur einen vergleichs-
weise geringen Zuwachs des Erwerbs perso nen -
potenzials von 14 Prozent zuließ, nahm es in den 
Schwellenländern im gleichen Zeitraum um rund 30 
Prozent zu. Von der Integration der Schwellenländer 
in die Weltmärkte ging damit ein angebotsseitiger 
„Schock“ auf die globalen Arbeitsmärkte aus, der 
einen entsprechenden Anpassungsdruck auf die 
Industrieländer ausübte.

Folgen der globalen Machtverschiebung

Die fortschreitende Integration der großen Schwel  len  -
länder in die Weltwirtschaft und der daraus folgende 
wirtschaftliche Aufstieg machen sich wirtschaftlich, 
politisch wie auch ökologisch bemerkbar. Die Schwel-
len länder sind nicht länger als „Werk bank der Indus-
trieländer“ anzusehen, sondern werden zunehmend 
als zentrale Akteure in der Welt wirt schafts politik 
wahrgenommen. Als wichtigste Aus wir kun gen dieser 
Entwicklung sind festzuhalten:

Schwellenländer als globale 
„Wachstumstreiber“
Der Anteil der Schwellenländer an der globalen Wirt-
schaftsleistung ist – gemessen in Kaufkraft paritäten – 
in den vergangenen zwanzig Jahren von 25 auf 36 Pro-
zent der globalen Wirtschaftsleistung angewachsen 
(vgl. Abb. 2). Gleichzeitig nahm der Anteil der G20-
Industrieländer 2

2 G20-Industrieländer: Australien, Großbritannien, Kanada, Frankreich, Deutschland, Italien, Japan, USA.

 von rund 52 Prozent im Jahr 1992 
auf 41 Prozent ab. Seit Mitte der neunziger Jahre ist 
der Beitrag der Schwellenländer – insbesondere der 
BRIC – auf mittlerweile mehr als die Hälfte des globa-
len Wachstumsbeitrags deutlich angestiegen. Zwar 
konnten sich auch die Schwellenländer nicht völlig 
den Auswirkungen der globalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise entziehen; anders als die meisten Indus-
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trieländer fielen sie jedoch nicht in eine Rezession, 
sondern setzten ihren Expansionspfad – wenn auch 
abgeschwächt – fort. Sie haben sich somit anders als 
in früheren globalen Krisen zumindest teilweise von 
der konjunkturellen Entwicklung in den Industrie-
ländern abkoppeln können. Nach Einschätzung des 
IWF werden die Schwellenländer im Zuge des sich 
fortsetzenden Konvergenzprozesses auch in den 
kommenden Jahren wesentliche Wachstumstreiber 
in der globalen Wirtschaftsentwicklung bleiben.

Verschiebung der globalen Handels- und 
Finanzströme
Mit dem gestiegenen Interesse der Industrieländer 
an den Schwellenländern als Ziel von Direkt investi tio-
nen wurden diese Länder zunehmend in die globalen 
Wertschöpfungsketten eingebunden. Dement spre-
chend haben sich auch die Handelsströme intensiviert 
und strukturell verändert. Der Anteil der Schwellen-
länder am Welthandel hat sich seit dem Beginn der 
neunziger Jahre auf über 30 Prozent verdoppelt. 
Gleich   zeitig ging der Anteil der G20-Industrieländer 
von 54 Prozent auf 38 Prozent zurück (vgl. Abb. 3). Die 
Schwellenländer als neue Produktionsstätten für 
zumeist industrielle Konsumgüter ermöglichten star-

ke Exportzuwächse in die Industrieländer. In der 
Folge weiteten sich die Handels- und Leistungs bi lanz-
überschüsse der Schwellenländer deutlich aus. Die 
Industrieländer als Ganzes wiesen hingegen zuneh-
mend Defizite auf. 

Integration der Schwellenländer in die  
globalen Koordinierungsgremien
Der wirtschaftliche Aufstieg der Schwellenländer 
ging mit einem neuen Selbstbewusstsein, einem ver-
stärkten Macht- und Mitspracheanspruch, aber auch 
einer größeren Verantwortung dieser Länder in den 
supranationalen und globalen Koordinierungs insti-
tu tionen (VN, IWF, WTO, OECD usw.) einher. Wäh rend 
der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise zeigte sich, 
dass infolge der starken Verflechtung von Industrie- 
und Schwellenländern eine internationale Koor dinie-
rung von Stabilisierungsmaßnahmen alleine durch 
die großen Industrieländer (G8) wenig sinnvoll er -
schien. Deshalb haben sich die G20 als neues, zentrales 
Forum der intergouvernementalen Zusam men arbeit 
in den Bereichen Finanz- und Wirt schafts poli tik etab-
liert. Aufgrund ihrer umfassenden Mit glieder schaft 
ist diese Gruppe in der Lage, aktiv die Lösung globaler 
Probleme voranzutreiben und einmal gefällte Be -
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schlüs se mit der ganzen Energie der wichtigsten In -
dustrie- und Schwellenländer umzusetzen.3 

3   Zu weiteren Informationen zu Aufgaben und Arbeitsweisen der G8/G20 siehe 
www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Aussenwirtschaft/weltwirtschaftsgipfel.html

Der Inter-
nationale Währungsfonds trug im vergangenen Jahr 
mit dem Neuzuschnitt der Quoten, in dessen Zuge 
6,4 Prozent der Anteile überwiegend an Schwellen-
länder umverteilt wurden, der gestiegenen wirt schaft-
lichen Bedeutung dieser Länder Rechnung.

Seitens der Industrieländer besteht ein großes 
Interesse, die Schwellenländer im Bereich der globa-
len Regierungsführung („global governance“) stärker 
einzubinden und in Fragen gemeinsamer Standards, 
wie z. B. beim Klimaschutz, bei geistigen Eigentums-
rech ten, öffentlicher Auftragsvergabe, Export finanzie-
rung sowie beim Investitions- und allgemeinen Rechts  -
schutz, eine Annäherung zu erreichen („level playing 
field“).

Das gestiegene politische Selbstverständnis der 
Schwellenländer zeigt sich u. a. auch bei deren zuneh-
mender Anrufung des WTO-Schiedsgerichts in Han-
delsstreitfällen. Zwar halbierte sich die absolute Zahl 
der Streitfälle seit dessen Gründung 1995, der Anteil 

der durch Schwellenländer initiierten Dispute ver-
doppelte sich jedoch gleichzeitig von unter 20 auf 
zuletzt über 40 Prozent (vgl. Abb. 4).

Stärkerer Wettbewerb um globale 
Rohstoffressourcen
Der wirtschaftliche Aufschwung der Schwellenländer 
zeigt sich auch in einer deutlich höheren globalen 
Rohstoff- und Nahrungsmittelnachfrage. Der Trend 
steigender Rohstoff- und Nahrungsmittelpreise wird 
dadurch verschärft, dass einige Länder versuchen, sich 
exklusiven Zugang zu Rohstoffvorkommen zu sichern. 
China besitzt laut Schätzungen des US Geo logical 
Survey (USGS) 40 bis 50 Prozent der Weltvorkommen 
an Seltenen Erden, baute im Jahr 2010 jedoch 97 Pro-
zent der Weltförderung ab. Die Export beschrän kun-
gen, die China bei diesen Rohstoffen auferlegt hat, 
lassen die Industrieländer ihre Abhängigkeit deutlich 
spüren. Zudem hat sich China – meist durch Part ner-
schaften – die Exklusivrechte über den Abbau von 
Rohstoffvorkommen in Afrika gesichert. Hinzu kommt, 
dass sich das Rohstoffangebot oft auf wenige Unter-
nehmen konzentriert und ihnen so eine stärkere 
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Verhandlungsmacht ermöglicht. Damit droht die 
Gefahr, dass sich weitere Staaten durch protektionis-
tische Maßnahmen ihren eigenen Rohstoffbedarf zu 
sichern versuchen. Höhere Preise und der erschwerte 
Zugang zu einzelnen Rohstoffen könnten in Rohstoff 
importierenden Ländern wie Deutschland zu Eng päs-
sen in der industriellen Fertigung führen.4

4  Besonders betroffen wären die Solarindustrie, die Auto- und Stahlindustrie, die Elektroindustrie, der Flugzeugbau, die optische 
Industrie, die Medizintechnik sowie die Logistik-, Telekommunikations- und Computerbranche.
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Abbildung 4:  Initiierte WTO-Schiedsgerichtsverfahren nach Regionen 

Mit dem Nachlassen der zunächst disinflationä-
ren Effekte aus der Integration der Schwellenländer 
in die Weltwirtschaft, die sich bis Mitte des letzten 
Jahrzehnts in rückläufigen Güterpreisen niederschlu-
gen, treten nun verstärkt preistreibende Tendenzen 
über steigende Rohstoff- und Nahrungsmittelpreise 
in den Vordergrund.

Verstärkte Süd-Süd-Kooperationen
Das wirtschaftliche Erstarken und die Integration der 
Schwellenländer in die Weltwirtschaft äußerten sich 
nicht nur in engeren wirtschaftlichen und politischen 
Beziehungen zu den Industrieländern, sondern auch 
zwischen den Schwellenländern selbst. In den Jahren 
1990 bis 2008 stieg der Süd-Süd-Handel um das Zehn-
fache, während der weltweite Handel „nur“ um das 

Vierfache expandierte. Im Jahr 2009 stieg China zum 
Haupthandelspartner von Brasilien, Indien und Süd-
afrika auf. Im Rohstoffsektor intensivierten insbeson-
dere China und Indien ihre Handelsbeziehungen zu 
den rohstoffreichen Ländern Lateinamerikas und 
Afrikas. OECD-Berechnungen zufolge ist für die 
Schwel lenländer die Handelsliberalisierung des Süd-
Süd-Handels lohnender als eine Liberalisierung des 
Nord-Süd-Handels (vgl. Tab. 1).

 
Neuordnung der Weltwährungsreserven
Im Zuge der rasanten weltwirtschaftlichen Inte gra-
tion der Schwellenländer und den daraus folgenden 
Handelsüberschüssen in einigen Regionen, die mit 
einem entsprechenden Aufbau von Forde run gen 
gegenüber den Handelspartnern einhergehen, ver-
ändert sich auch die regionale und strukturelle Zu -
sammensetzung der globalen Währungsreserven. 
Die Konzentration der globalen Währungsreserven 
hat sich in den letzen 15 Jahren von den Industrie- zu 
den Schwellenländern verschoben. Verfügten die 
Industrieländer Mitte der neunziger Jahre noch über 
67 Prozent der globalen Währungsreserven, so ging 
deren Anteil stetig auf zuletzt 34 Prozent zurück. 
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Tabelle 1: Gewinne für den „Süden“ bei unterschiedlichen Szenarien einer Liberalisierung

Szenario Primärsektor Verarbeitendes Gewerbe beide Sektoren

Angaben in Mrd. US-Dollar

Nord-Süd-Zölle reduziert auf Nord-
Nord-Niveau

-2,0 -9,5 -11,5

Süd-Süd-Zölle reduziert auf Nord-
Nord-Niveau

1,9 20,1 22,1

Süd-Süd – vollständige 
Handelsliberalisierung

5,6 25,4 31,1

multilaterale Liberalisierung von  
allen Märkten

9,0 24,1 33,1

Quelle:	OECD	Shifting	Wealth	5

5  Basiert auf der Studie von Mold/Prizzon: „South-South Trade Liberalisation As a Way Out of The Financial Crisis“, OECD Development 
Centre, 2010.

Parallel verdoppelte sich der Anteil der globalen Devi-
senreserven in den Schwellenländern von 33 Pro zent 
1995 auf fast 67 Prozent 2010. Diese verän der ten 
„Macht   verhältnisse“ lassen sich im Wesent li chen auf 
die rasante Zunahme der Wäh rungs  reserven der chi-
nesischen Zentralbank zurückführen, die mittlerweile 
über rund 30 Prozent der globalen Wäh rungs  reser ven 
verfügt. Gleichzeitig ging das Gewicht des US-Dol  lars 
an den weltweiten Währungsreserven in den vergan-
genen Jahren von 70 auf rund 60 Prozent zurück.

Ungeachtet des wirtschaftlichen Aufstiegs Chinas 
spielt der chinesische Renminbi bislang auf den glo-
balen Devisenmärkten kaum eine Rolle. Die Wäh rung 
ist weiterhin nicht frei konvertierbar und Kapital trans -
fers in das und aus dem Ausland sind streng reglemen-
tiert. Die chinesische Regierung scheint allerdings 
mittlerweile das Ziel zu verfolgen, den Renminbi als 
weitere Weltreservewährung zu etablieren. So ist 
beabsichtigt, den Devisenhandel schrittweise freizu-
geben und in den kommenden fünf Jahren rund die 
Hälfte des Außenhandels in Renminbi zu fakturieren. 
Gleichzeitig beabsichtigt die chinesische Zentralbank, 
auf andere Länder, die den Renminbi als Reserve wäh-
rung nutzen möchten, „aktiv zuzugehen“. Im Fokus 
stehen dabei insbesondere Schwellenländer in Asien 
und Lateinamerika. Voraussetzung für eine Etablie-
rung des Renminbi als weitere Weltreservewährung 
dürfte allerdings neben dessen freier Konvertier bar-
keit an den globalen Devisenmärkten auch die Schaf-
fung einer ausreichend stabilen Finanz architektur in 
China sein.

Mittelfristige Perspektiven für die 
Schwellenländer

Der Aufholprozess wird sich weiter fortsetzen, 
allerdings mit geringerer Dynamik
Das starke Wachstum der Schwellenländer darf nicht 
über weiterhin bestehende Schwachstellen hinweg-
täuschen. Trotz der hohen Wachstumsraten der ver-
gangenen Jahre sind die meisten so genannten „auf-
strebenden Mächte“ immer noch durch ein ver gleichs-
weise niedriges Pro-Kopf-Einkommen, eine starke 
Ungleichverteilung und zunehmende Umwelt pro ble -
me gekennzeichnet.

Der Konvergenzprozess wird sich fortsetzen. Ob 
die Geschwindigkeit des Aufholprozesses mittelfris-
tig an die in der Vergangenheit zu beobachtende 
Dynamik anknüpfen kann, ist allerdings aus mehre-
ren Gründen infrage zu stellen.

Erstens dürfte sich die äußerst hohe Investitions-
dynamik in einigen Schwellenländern infolge des 
bereits erreichten Niveaus etwas abschwächen. Damit 
wird auch ein Übergang von einem vor allem akku-
mulationsbedingten zu einem stärker innovationsbe-
stimmten Wachstum notwendig. Um langfristig 
internationale Wettbewerbsvorteile zu sichern und 
auszubauen, muss die Wirtschaftsentwicklung eines 
Landes von Innovation und technischem Fortschritt 
geprägt sein. Bei Forschungs- und Entwicklungs akti-
vitäten (F&E), die zuvor vor allem in der Triade (USA, 
Japan, Europa) konzentriert waren, haben viele 
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Schwel lenländer erheblich aufgeholt (vgl. Abb. 5). 
Hierzu haben vor allem multinationale Unter neh-
men, auf die mehr als die Hälfte der weltweiten F&E-
Aktivitäten entfallen, beigetragen.6 

6  Nach einer Studie der Deutschen Bank Research unterhalten über 90 Prozent der führenden Technologiekonzerne inzwischen 
F&E-Standorte außerhalb ihres Heimatlandes, insbesondere auch in Schwellenländern. Dabei sei neuerdings ein dynamischer 
Technologietransfer aus den Schwellenländern zurück in die Industrieländer feststellbar: So habe sich China inzwischen zu einem 
Nettoexporteur von F&E-Leistungen in die EU entwickelt, begünstigt auch durch die Präsenz der F&E-Standorte ausländischer 
Firmen in China. DBResearch „Forschung folgt Fertigung – Internationale Arbeitsteilung in F&E“, Economics 82 vom 08.12.2010.

Insgesamt liegt 
die F&E-Intensität gemessen am BIP in den meisten 
Schwellenländern allerdings noch deutlich unter 
dem Niveau der Industrieländer.

Zweitens konnten die Schwellenländer in der 
vergangenen Dekade von der hohen globalen Liqui-
dität in Form von Kapitalzuflüssen von einem vergrö-
ßerten Kapitalangebot bzw. gesunkenen Finanzie-
rungs kosten für Investitionen profitieren. Mit der 
Überwindung der globalen Finanz- und Währungs-
krise dürfte die internationale Geldpolitik jedoch  
voraussichtlich weniger expansiv ausfallen als im ver-
gangenen Jahrzehnt. Auch dürften strengere Anlage- 
und Eigenkapitalvorschriften für Geschäftsbanken 

(z. B. Basel III) zu einer geringeren Liquiditäts bereit-
stellung und Risikobereitschaft führen. Hierdurch 
werden die mit – vor allem kurzfristigen – Kapital-
zuflüssen verbundenen Risiken für das Finanzsystem 
von Schwellenländern zwar reduziert; die Finan zie-
rungskosten für Investitionen und Kredite werden 
sich jedoch tendenziell erhöhen.7 

7  Vgl. Dobbs, Richard/Susan Lund/Andreas Schreiner „How the growth of emerging markets will strain global finance“; McKinsey 
Quarterly, Dezember 2010  
http://www.mckinseyquarterly.com/How_the_growth_of_emerging_markets_will_strain_global_finance_2715

Drittens werden in den kommenden Jahren demo -
grafische Effekte zunehmend an Bedeutung gewin-
nen, die sich dämpfend auf das Potenzialwachstum 
auswirken dürften (z. B. Chinas „Ein-Kind-Politik“). 
Diese Effekte werden durch eine höhere Mobilität 
bzw. stärkere internationale Migration der Arbeits-
kräfte nicht kompensiert werden können.

Viertens haben von dem rasanten Aufholprozess 
zwar alle Gesellschaftsschichten in den Schwellen län-
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Abbildung 5:  Die F&E-Intensität in den meisten Schwellenländern ist seit Mitte der 1990er Jahre gestiegen,  
das Niveau liegt allerdings noch deutlich unterhalb des Niveaus der Industrieländer
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dern profitieren können, die reicheren jedoch über-
proportional, was zu einer wachsenden relativen Un -
gleichverteilung der Einkommen und damit einem 
zunehmenden gesellschaftlichen Konflikt potenzial 
führt. Der Anstieg der Mittelklasse um mehrere Mil -
lio nen Menschen und die Verringerung der Armuts-
lücke – insbesondere in China – belegen zwar, dass 
die Schwellenländer auf diesem Gebiet bereits erste 
Erfolge verbuchen. Die damit notwendigen und wün-
schenswerten politischen Umverteilungs maß nah-
men können aber – wie empirische Analysen zeigen – 
das Wachstumspotenzial tendenziell dämpfen (z. B. 
infolge von Verwaltungsaufbau, Verzerrung von 
Anreizstrukturen).

Schließlich ging das Wachstum in vielen Schwel-
len ländern in der Vergangenheit häufig zulasten der 
Umwelt. Die rasante Ausdehnung der ressourcen- und 
emissionsintensiven Industrien in großen Schwellen-
ländern hat wesentlich zu den global gestiegenen 
Umweltbelastungen beigetragen. Diese „grow first – 
clean later“-Strategie wird unter Nach haltig keits-
gesichts punkten jedoch auf Dauer nicht aufrechtzu-
erhalten sein.

Außenwirtschaftspolitische 
Implikationen für Deutschland

Die deutsche Wirtschaft ist mit ihrer exportstarken, tra-
ditionell auf qualitativ hochwertige Güter mit Schwer-
punkten bei Kraftwagen, Investitions- und Vor   leis tungs-
gütern ausgerichteten Industrie sehr gut aufgestellt, 
um von der zunehmenden Handels- und Wirtschafts-
verflechtung mit den aufstrebenden Schwel len län dern 
zu profitieren. So verdoppelte sich der Anteil der deut-
schen Warenexporte in die Schwel lenländer von unter 
zehn Prozent Anfang der neunziger Jahre auf 18 Pro-
zent im Jahr 2010. Auch die Waren importe aus diesen 
Ländern nahmen im Zuge der intensivierten Han dels-
beziehungen überproportional zu; ihr Anteil stieg von 
rund elf Prozent zu Beginn der neunziger Jahre auf 
zuletzt über 22 Prozent (vgl. Abb. 6).

Mit einem recht hohen Investitionsgüteranteil 
bei den Exporten von rund 40 Prozent nehmen deut-
sche Unternehmen die Rolle des „Ausrüsters der 
Welt“ ein. Nach Umfragen des DIHK planen deutsche 
Unternehmen in diesem Jahr so viele Investitionen 
im Ausland wie nie zuvor.8

8  „Auslandsinvestitionen in der Industrie“, Ergebnisse der DIHK-Umfrage bei den Industrie- und Handelskammern, Frühjahr 2011.
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für das Auslandsengagement deutscher Unter neh-
men ist dabei erstmals nicht mehr Europa, sondern 
China.

Mehrere Faktoren sind für das zunehmende En -
gagement deutscher Unternehmen bei den Handels-
partnern vor Ort von Bedeutung:

3	Ausländische Märkte können erfahrungsgemäß 
leichter erschlossen werden, wenn dort eigene Pro-
duktions- und Vertriebsstätten existieren; dadurch 
sinken beispielsweise die Transportkosten und lokale 
Kundenpräferenzen können leichter eingeschätzt 
werden.

3	Unternehmen nutzen die günstigen Standort -
bedingungen in vielen ausländischen Märkten, die 
sich beispielsweise in einfacherem Zugang zu Roh-
stoffen, günstigeren steuerlichen Rahmen bedin gun-
gen oder niedrigeren Lohnkosten im Vergleich zu 
Deutschland bemerkbar machen, um verstärkt Vor-
leistungen von dort zu beziehen.

3	Tarifäre und nicht-tarifäre Handelshemmnisse 
erfordern eine partielle Produktionsverlagerung ins 
Ausland. So verlangen einige Länder für den Markt-
zutritt, dass die Wertschöpfung zu einem bestimm-
ten Anteil vor Ort generiert wird („Local-Content“-
Auflagen).

3	Produktionsstätten im Ausland ermöglichen eine 
natürliche Absicherung gegenüber Wechselkurs -
schwankungen („natural hedging“).

Die Schaffung von Produktionskapazitäten im Aus-
land erhöht damit die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Unternehmen und sichert zugleich auch 
Arbeitsplätze im Inland.9 

9  Dies belegt z. B. eine Untersuchung von Weder di Mauro/Moser/Urban: „Offshoring, Firm Performance and Establishment-
level Employment: Identifying Productivity and Downsizing Effects“, CEPR Discussion Paper Series, No. 7455, 2009. Eine 
Literaturübersicht hierzu bietet auch der letzte OECD-Deutschlandbericht 2010.

Die Perspektiven für die deutsche Wirtschaft, auch 
in Zukunft von der Dynamik der Schwellen län der zu 
profitieren, sind angesichts der industrieba sier ten, 
exportorientierten Ausrichtung grundsätzlich güns-
tig. Die deutsche Industrie ist gut aufgestellt, um von 
den globalen Entwicklungen auch auf mittlere Frist 
zu profitieren. Mit dem steigenden Wohlstand wird 

auch die Nachfrage nach Investitions-, Gebrauchs- 
und Verbrauchsgütern in Schwellen- und Entwick-
lungsländern zunehmen. Auch verändert die zuneh-
mende gesellschaftliche Mittelschicht die Binnen-
nachfrage: Es werden mehr qualitativ hochwertige 
Konsumgüter, z. B. Autos, nachgefragt. Die Pers pek-
tive einer rasch wachsenden und alternden Welt-
bevölkerung wird den Bedarf an Produkten der 
Pharmaindustrie, der Biotechnologie und der Medi-
zin  technik vermehren. Das zunehmende Verlangen 
nach öffentlicher Infrastruktur in vielen Schwellen-
ländern und die zunehmende Urbanisierung werden 
die Nachfrage nach Infrastrukturgütern im Verkehrs-, 
im Ver- und Entsorgungsbereich sowie im Bau stei-
gern. Vor dem Hintergrund zunehmender Ressour-
cenknappheit und des Klimawandels gewinnen 
Technologien im Bereich des Umweltschutzes und 
der erneuerbaren Energien an Bedeutung. Deutsche 
Güter und Dienstleistungen, die auf diesen Gebieten 
häufig weltweit technologisch führend sind, werden 
hiervon besonders profitieren.

Allerdings ist zu erwarten, dass sich wichtige Im -
porteure deutscher Waren, vor allem unter den süd-
ostasiatischen Schwellenländern (inklusive China), 
auf mittlere bis lange Sicht zu Wettbewerbern auf 
den globalen Märkten entwickeln werden. Daher 
müssen längerfristig verstärkt Potenziale beim Export 
von innovations- und forschungsintensiven Gütern in 
derzeit noch wenig beachtete Absatzmärkte genutzt 
werden. Laut DIHK-Umfrage plant ein steigender 
Anteil deutscher Betriebe, in Produktions- und Ver-
triebsstätten in verschiedenen Regionen Asiens sowie 
in Nord- und Südamerika zu investieren. Dadurch 
wird die regionale Struktur deutscher Exporte weiter 
„diversifiziert“, was sie weniger anfällig für konjunk-
turelle Nachfrageschwankungen in einzelnen Regio-
nen macht. Dies ist aus wirtschaftspolitischer Sicht zu 
begrüßen.

Umgekehrt ist ein offenes Investitionsklima auch 
wesentliche Voraussetzung für wirtschaftliches Wachs-
tum in Deutschland. Ausländische Investitionen sind 
hochwillkommen – nicht nur in wirtschaftlich schwie-
rigen Zeiten. Deutschland sollte sich daher verstärkt 
auch als Investitionsstandort z. B. für Staatsfonds aus 
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Schwellenländern präsentieren. Deren Direkt investi-
tionen sind angesichts ihrer in aller Regel längerfris-
tigen, strategischen Ausrichtung unternehmerisch 
vorteilhaft. Allerdings muss ein Staat grundsätzlich 
in der Lage sein, ausländische Investitionen auf eine 
Gefährdung der öffentlichen Ordnung oder Sicher-
heit hin prüfen zu können. In der Bundesrepublik 
Deutschland findet eine Prüfung ausländischer In  ves-
titionen im Rahmen des Außenwirtschaftsrechts statt, 
sofern ausländische Investoren einen Erwerb von 
mehr als 25 Prozent der Stimmrechtsanteile eines 
deutschen Unternehmens beabsichtigen. 10

10  Weitere Informationen hierzu unter „Investitionsfreiheit und Prüfung ausländischer Investitionen – kein Widerspruch!“; BMWi-
Monatsbericht März 2008 S. 7–10.

Zur Intensivierung der Wirtschafts- und Handels-
beziehungen mit den Schwellenländern bietet es sich 
zudem an, das außenwirtschaftspolitische Instru men- 
tarium verstärkt auf einzelne, viel versprechende 
„Neue Zielmärkte“ zu fokussieren, d. h. auf dynami-
sche Schwellenländer, die bislang noch nicht so sehr 
im Interesse von Unternehmen und Politik stehen. 
Die Aufgabe der Außenwirtschaftspolitik liegt dabei 
vor allem im Abbau tarifärer und nicht-tarifärer Markt-
zutrittsbarrieren sowie einer politischen Flankierung 
von Außenhandelsaktivitäten, insbesondere in „schwie-
rigen“ Märkten. Hierzu gehören u. a. gezielte Infor-
mationen über Markt- und Exportchancen mithilfe 
der Germany Trade & Invest, Schwerpunktsetzungen 
bei Auslandsmessen, branchenbezogene Export ini-
tiativen, Nutzung der Marktzugangsteams der EU für 
den Abbau konkreter Handelsbarrieren, Reisen und 
Veranstaltungen mit deutschen Unternehmerinnen 
und Unternehmern unter besonderer Berücksich ti-
gung von KMU, die strategische Wahrnehmung hoch-
rangiger Delegationsbesuche sowie die Ab  stimmung 
von Außenwirtschaftsförderung und Entwicklungs-
zusammenarbeit in ausgesuchten Ländern.

Um auf den schärfer werdenden internationalen 
Wettbewerb um wichtige Industrierohstoffe zu rea-
gieren und die Versorgung der deutschen Wirtschaft 
mit Rohstoffen zu gewährleisten, ist zudem eine fort-
laufende Anpassung des Instrumentariums der Außen -
wirtschaftsförderung notwendig. Dies kann u. a. durch 
Berücksichtigung bei den Kriterien zur Bean tragung 
von Garantien für ungebundene Finanz kre dite und 

für Investitionsschutzabkommen im Roh stoff   bereich 
sowie durch Prüfung und gegebenenfalls Implemen-
tierung von strategischen Rohstoffpartnerschaften 
mit rohstoffreichen Schwellenländern erreicht werden.

Schließlich ist auch die Anerkennung eines ge -
meinsamen internationalen Regelwerks von zentraler 
Bedeutung, um die Beziehungen zu den Schwellen-
ländern auf eine dauerhafte, vertrauensvolle Basis zu 
stellen. Hierunter fallen vor allem internationale Re -
geln, Standards und Konventionen z. B. im Rahmen 
der WTO und der OECD, etwa bei Export kredit garan-
tien, der öffentlichen Auftragsvergabe sowie dem 
Investitions- und allgemeinen Rechtsschutz. Auf 
diese Weise können Schwellenländer an eine „global 
governance“ herangeführt und eingebunden werden, 
die ihrer gestiegenen wirtschaftlichen und politischen 
Verantwortung entspricht und ein gemeinsames 

„level playing field“ auf den Weltmärkten er  möglicht.

Fazit

Die großen Schwellenländer sind auf dem Weg, zu 
globalen Akteuren aufzusteigen – die neue Welt-
ordnung des 21. Jahrhunderts ist multipolar. Diese 
Entwicklung ist mit zahlreichen Herausforderungen 
und Chancen sowohl für die Schwellenländer als 
auch die Industrieländer verbunden. Fortschritte in 
globalen Fragen der Sicherheits-, Umwelt-, Wirt-
schafts- und Handelspolitik werden in Zukunft nicht 
ohne eine Einbindung der großen Schwellenländer 
möglich sein. Es wird wesentlich darauf ankommen, 
dass diese Länder der damit verbundenen Verant wor-
tung gerecht werden. Auf diese neue Kräfte  kons tel-
lation des 21. Jahrhunderts muss sich die deutsche 
und europäische Politik rasch einstellen und die 
Schwellenländer zu einem Schwerpunkt ihrer Politik 
machen, um eine friedliche wirtschaftliche und poli-
tische Entwicklung, den Zugang zu offenen Märkten, 
eine nachhaltige ökologische Entwicklung und mög-
lichst gleichberechtigte Chancen aus dem globalen 
Fortschritt für die Zukunft zu sichern.

Autor: Christoph Menzel
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Überblick1

1 In diesem Bericht werden statistische Daten verwendet, die bis zum 16. Mai 2011 vorlagen.

Die deutsche Wirtschaft läuft auf hohen Touren. Sie 
setzte ihren Aufschwung im ersten Quartal kraftvoll 
fort. Nachholeffekte und eine nach kurzer Winter-
stren ge schnell und kräftig einsetzende Frühjahrs be-
lebung trugen hierzu bei. Das Bruttoinlands produkt 
(BIP) wuchs im ersten Quartal 2011 gegenüber dem 
Vorquartal um 1,5 %.2 

2 Wenn nicht anders vermerkt, handelt es sich um preis-, kalender- und nach dem Verfahren Census X-12-ARIMA saisonbereinigte Angaben.

Das Vorkrisenniveau von An -
fang 2008 wurde damit in realer Rechnung bereits 
wieder überschritten. Die Impulse kamen überwie-
gend aus dem Inland und stützten sich vor allem auf 
Investitionen in Ausrüstungen und Bauten sowie auf 
die staatlichen und privaten Konsumausgaben. Die 
Ausfuhren wie auch die Einfuhren nahmen ebenfalls 
zu. Der Außenbeitrag trug dabei positiv zum Wachs-
tum bei.3  

3 Die ausführlichen Ergebnisse zum ersten Quartal werden vom Statistischen Bundesamt am 24. Mai 2011 veröffentlicht.

Nach dem Absturz in der Krise um insgesamt 6,6 % 
und dem Tiefpunkt im ersten Quartal 2009 wächst 
die deutsche Wirtschaft nunmehr acht Quartale in 
Folge mit einer Zuwachsrate von durchschnittlich 
fast 0,9 % pro Quartal. Dieses ungewöhnlich starke 
Wachstum war aufgrund eines Aufholprozesses bei 
hoher Wett bewerbsfähigkeit, weitgehend vorhande-
ner Kapa zi täten und einer gesunden Wirtschafts-

struktur möglich. In einem gerade in Europa nach 
wie vor teilweise schwierigen wirtschaftlichen Um -
feld sowie vor dem Hintergrund weiterer z. B. geopo-
litischer Risiken dürfte die deutsche Volkswirtschaft 
im Verlauf des Jahres auf einen etwas moderateren 
Wachstumspfad einschwenken. Hierauf deuten auch 
bereits einige nationale und internationale Konjunk-
turindikatoren hin. 

Das Produzierende Gewerbe ist weiter auf Wachs -
tumskurs. Insgesamt nahm die Erzeugung im Produ-
zierenden Gewerbe bei einem Zuwachs um 0,7 % im 
März im gesamten ersten Quartal um 2,6 % zu und 
knüpfte damit an die Dynamik des Jahres schluss quar-
tals 2010 an. Hierzu trug neben der Industrie auch das 
Bauhauptgewerbe maßgeblich bei. Die Produktion 
erhöhte sich zum Vorjahr arbeitstäglich bereinigt um 
12,9 % und lag nur noch knapp 4 % unter dem Höchst-
stand im ersten Quartal 2008. Die Auftragseingänge 
in der Industrie verzeichneten im ersten Quartal ein 
Plus von 2,3 %, bei mittlerweile stärkeren Impulsen 
aus der Inlandsnachfrage. Das Geschäftsklima im 
Verarbeitenden Gewerbe notierte im April nahe sei-
nes Höchststandes. Damit bleiben die Aussichten für 

Bruttoinlandsprodukt (Quartale)  (linke Skala)  

2007 2008 2009 2010 2011

Auftragseingang in der Industrie  (linke Skala)  

Industrieproduktion (linke Skala)

ifo-Geschäftserwartungen in der Gewerblichen Wirtschaft (rechte Skala)

*zentrierte gleitende 3-Monatsdurchschnitte bzw. Quartale, saisonbereinigt, Veränderungen gegen Vorperiode in % bzw. Salden bei ifo

Quellen: StBA, BBk, ifo-Institut
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die Industrie bei einer voraussichtlich etwas ruhige-
ren Entwicklung positiv. 

Die Produktion im Bauhauptgewerbe stieg im 
Zuge von Nachholeffekten und einer kräftigen Früh-
jahrsbelebung im ersten Quartal um ungewöhnliche 
15,7 %. Der durch die strenge Witterung verursachte 
Produktionseinbruch zum Jahresende 2010 wurde 
deutlich überkompensiert. Während die Nachfrage 
nach Bauleistungen aus dem öffentlichen Sektor bei 
auslaufenden Konjunkturprogrammen zurückging, 
erhielten der private und gewerbliche Bau angesichts 
der guten Konjunktur und niedriger Zinsen kräftige 
Auftragsimpulse. Insgesamt nahmen die volatilen 
Auftragseingänge im Januar um 7,6 % und im Februar 
um 8,7 % zu. Das Geschäftsklima im Bauhauptgewerbe 
hellte sich seit dem Jahreswechsel ebenfalls spürbar 
auf. 

Die privaten Haushalte haben ihre Konsum aus-
ga ben im ersten Quartal 2011 auch in realer Rech-
nung weiter erhöht. Im Einzelhandel (ohne Handel 
mit Kraftfahrzeugen) nahmen die Umsätze zwar nur 
leicht um 0,3 % zu, der Handel mit Kraftfahrzeugen 
verbuchte aber einen kräftigeren Umsatzschub. Die 
Umfragewerte unter privaten Haushalten und Ein zel-
händlern sind weiterhin überdurchschnittlich posi-
tiv. Die günstige Entwicklung der Beschäftigung und 
die Zunahme der verfügbaren Einkommen wirken 
sich trotz anziehender Verbraucherpreise positiv aus. 

Die Entwicklung des Außenhandels ist weiterhin 
sehr lebhaft. Die Ein- und Ausfuhren nahmen im März 
in jeweiligen Preisen um 3,1 % bzw. 7,3 % zu und er -
reich ten neue Höchststände. Die Ausfuhren an Waren 
legten im gesamten ersten Quartal um 3,9 % zu, die 

Einfuhren erhöhten sich um 5,6 %. Die reale Rech nung 
wird allerdings durch die stark anziehenden Im- und 
Exportpreise gedämpft. Die Rahmenbedingungen für 
die Außenwirtschaft werden etwas weniger günstig. 
Die Expansionsgeschwindigkeiten von Weltwirt schaft 
und Welthandel scheinen etwas abzunehmen und 
die Frühindikatoren für wichtige Wirtschafts regio-
nen senden gemischte Signale. 

Der Arbeitsmarkt wurde in einem ohnehin güns-
tigen konjunkturellen Umfeld zusätzlich von einer 
kräftigen Frühjahrsbelebung erfasst. Der saisonberei-
nigte Beschäftigungszuwachs fiel im März mit 38.000 
Personen erneut sehr kräftig aus. Getragen wird er 
durch die Zunahme der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung, die sich im Februar noch deutlicher 
um 84.000 Personen erhöhte. Die Einstellungs bereit-
schaft der Unternehmen bleibt hoch, könnte aber in 
ihrer Dynamik den Zenit erreicht haben. Trotz nach-
lassender Entlastungseffekte durch die Arbeits markt-
politik sank die Zahl der Arbeitslosen von März auf 
April saisonbereinigt erneut spürbar um 37.000. 

Das allgemeine Preisklima hat sich in den letzten 
Monaten vor allem durch den starken Anstieg der 
Rohölpreise spürbar verschlechtert. Der Anstieg der 
Verbraucherpreise im Vergleich zum Vorjahr erhöhte 
sich im April auf 2,4 %.

Preistreibende Kraft waren erneut die Ener gie-
preise. Die Kerninflationsrate, also der Anstieg der 
Verbraucherpreise ohne Energie und saisonabhängige 
Nahrungsmittel, erhöhte sich zwar zuletzt auch deut-
lich auf 1,6 %. Dies war aber unter anderem einem 
Basiseffekt geschuldet. Der Anstieg der übrigen Preis-
komponenten hält sich demnach noch in Grenzen. 
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Internationale Wirtschaftsentwicklung

Die Erholung der Weltwirtschaft dauert an. Die glo-
bale Konjunktur hat zu Beginn des Jahres 2011 zusätz-
lich Auftrieb erhalten. Aktuelle Indikatoren wie der 
ifo-Weltgeschäftsklimaindex und der Frühindikator 
„Composite Leading Indicator“ der OECD sind gestie-
gen. Allerdings dürfte sich die Wachstumsdynamik 
aufgrund des zunehmenden Preisdrucks und der 
damit einhergehenden Belastung der Kaufkraft der 
privaten Haushalte voraussichtlich etwas abschwä-
chen. Der Internationale Währungsfonds (IWF) er -
wartet in seinem „World Economic Outlook“ vom 
April 2011 einen Zuwachs des globalen Brutto inlands-
produkts (BIP) für das laufende und das kommende 
Jahr von 4,4 % beziehungsweise von 4,5 %. Die welt-
wirtschaftlichen Regionen expandieren dabei unter-
schiedlich kräftig. Während sich in den aufstreben-
den Volkswirtschaften – insbesondere in China und 
Indien – Anzeichen von Überhitzung zeigen, wachsen 
die fortgeschrittenen Volkswirtschaften gemäßigter. 
Das moderatere Wachstum ist insbesondere in der 
notwendigen Konsolidierung der privaten und öffent-
lichen Haushalte sowie der anhaltend hohen Arbeits -
losigkeit begründet. Durch die anziehende Welt-
konjunktur profitiert auch der Welthandel. Im Jahr 
2011 nimmt das Welthandelsvolumen laut IWF vor-
aussichtlich um 7,4 % zu. Es wächst damit in etwa ent-
sprechend der Vorkrisendynamik. Geopolitische In -
sta bilitäten im Nahen Osten und Nordafrika, zuneh-

mender Überhitzungsdruck in den Schwellenländern 
und stark gestiegene Rohstoffpreise bergen unverän-
dert Risiken für die Erholung der Weltwirtschaft. Der 
Inflationsdruck nahm zuletzt weltweit zu. Besonders 
in den stark expandierenden Schwellenländern, die 
einen hohen Energieverbrauch aufweisen und ver-
mehrt mit Kapazitätsengpässen konfrontiert sind, 
steigt das Verbraucherpreisniveau kräftig. Der IWF 
erwartet in den aufstrebenden Volkswirtschaften 
eine Teuerung von 6,9 % im Jahr 2011. Der Preisdruck 
in den Industrieländern bleibt mit 2,2 % im laufenden 
Jahr gemäßigter. 
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Die US-amerikanische Wirtschaft erholt sich zu -
sehends, wenngleich die wirtschaftliche Dynamik 
etwas abgenommen hat. Das BIP nahm im ersten 
Quartal 2011 gegenüber dem Vorquartal annualisiert 
um 1,8 % zu. Insbesondere der private Konsum (+2,7 %) 
und die privaten Investitionen (+8,5 %) legten zu. Die 
rückläufigen Staatsausgaben (-5,2 %) wirkten sich hin-
gegen aus konjunktureller Sicht retardierend auf die 
gesamtwirtschaftliche Produktion aus. Die aktuellen 
Indikatoren deuten auf eine fortgesetzte und selbst-
tragende Erholung der US-Wirtschaft hin. Der ISM-
Geschäftsklimaindex für das Verarbeitende Gewerbe 
verlor nur leicht und signalisiert im April 2011 weitere 
Expansion. Die Lage am US-amerikanischen Arbeits-
markt bleibt indes weiter getrübt. Die Arbeits losen-
quote stieg erstmals seit November 2010 im April wie-
der auf 9,0 %. Die Langzeitarbeitslosigkeit verharrt auf 
historisch hohem Niveau. Risiken bergen auch die 
weitere Entwicklung des Immobilienmarktes und die 
hohe Staatsverschuldung der USA. Dem IWF zufolge 
könnte die Staatsverschuldung im Jahr 2011 auf fast 
11 % des BIP steigen und die US-Gesamtverschuldung 
im nächsten Jahr bereits auf 100 % des BIP zunehmen. 
Verglichen mit anderen „AAA“-Ländern wie Deutsch-
land muss das US-Haushaltsdefizit damit als hoch ein-
gestuft werden. Am 18. April 2011 senkte die Rating-
Agentur Standard & Poorʼs (S&P) ihren Ausblick für 
die USA auf „negativ“. Die USA wurden seit 1941 von 
S&P durchgehend mit Triple A bewertet. Aufgrund 
dieser Risiken geht der IWF in seiner aktuellen Prog-
nose von einer fortgesetzten, jedoch leicht abge-
schwächten wirtschaftlichen Erholung der US-Wirt-
schaft aus. Für die Jahre 2011 und 2012 erwartet er 
eine BIP-Zunahme von 2,8 % bzw. 2,9 %. Der Preisdruck 
war zuletzt aufgrund steigender Rohstoffpreise, ins-
besondere für Energie, ausgeprägter. Im April 2011 
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lag die Inflationsrate bei +3,2  % (gegenüber Vorjahres-
monat). Ohne Energie und Nahrungsmittel stiegen 
die Ver braucherpreise um 1,3 %. 

Durch das schwere Erdbeben im Nordosten Japans 
und den anschließenden Tsunami am 11. März 2011 
wurde die Infrastruktur der Region schwer in Mit lei-
denschaft gezogen. Die Reaktorkatastrophe und die 
damit einhergehenden Engpässe in der Strom ver sor-
gung beeinträchtigen die japanische Wirtschaft zu -
sätzlich. Produktionsausfälle und Lieferengpässe be -
treffen vor allem die Elektro- und Automobil indus trie. 
Schon vor dem Erdbeben befand sich das Land in einer 
wirtschaftlich schwierigen Situation. Das BIP schrumpf-
te im Schlussquartal des Jahres 2010 um 0,3 %. Die 
jüngsten Daten spiegeln die angespannte Wirt schafts -
lage wider. Die Auftragseingänge in der Industrie bra-
chen im März 2011 um 15,8 % ein und auch die Indus-
trie produktion verlor im selben Monat kräftig (-15,3 %). 
Zudem waren sowohl Geschäftsklimaindex als auch 
Ver brau chervertrauen im März 2011 rückläufig. Die 
Verbrau cherpreise stagnierten im März 2011 den vier-
ten Monat in Folge. Die weitere Entwicklung wird auch 
davon abhängen, ob sich das Ver braucher vertrauen 
und damit die Konsum neigung stabilisiert. Vor dem 
Hintergrund der unsicheren wirtschaftlichen Ent wick-
lung der japanischen Wirt schaft behielt die Bank of 
Japan ihren bisherigen Kurs bei.

Im Euroraum gewinnt die wirtschaftliche Erho-
lung an Dynamik. Im ersten Quartal 2011 verzeichne-
te das BIP einen Zuwachs von 0,8 %. Die Europäische 
Kommission geht in ihrer Frühjahrsprognose für das 
Jahr 2011 von einer BIP-Zunahme im Euroraum von 
1,8 % und für das Jahr 2012 von 1,9 % aus. Dabei gestal-
tet sich die wirtschaftliche Dynamik weiterhin hete-
rogen. Während die Europäische Kommission für z. B. 
Deutschland ein Wachstum von 2,6 % im Jahr 2011 
prognostiziert, erwartet sie für Griechenland ein 
Minus von 3,5 %. Die aktuellen Indikatoren zeigen 
auch zukünftig eine wirtschaftliche Erholung im 
Euroraum an. Der ifo-Indikator für das Wirtschafts-
klima im Euroraum stieg im zweiten Quartal 2011 
leicht und liegt nunmehr deutlich über seinem lang-
fristigen Durchschnitt. Zudem beurteilen die Unter-
nehmen die aktuelle wirtschaftliche Situation positi-
ver als im ersten Quartal 2011. Auch der umfassend 
vorlaufende Economic Sentiment Indicator deutet 

  Industrieproduktion, Volumenindex 2005 = 100

 Economic Sentiment Indicator, Salden

Quellen: EUROSTAT, European Commission
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Bruttoinlandsprodukt 

Veränderungen	gegen	Vorzeitraum
(preis-	und	saisonbereinigt)

2010 2011

Q1 Q2 Q3 Q4 Q1

Euroraum 0,4 1,0 0,4 0,3 0,8

USA 0,9 0,4 0,6 0,8 0,4

Japan 1,5 0,5 0,8 -0,3 -

Arbeitslosenquote 

Abgrenzung	nach	IAO	(saisonbereinigt)

Nov. Dez. Jan. Feb. März

Euroraum 10,1 10,0 10,0 9,9 9,9

USA 9,8 9,4 9,0 8,9 8,8

Japan 5,1 4,9 4,9 4,6 4,6

Verbraucherpreise 

Veränderung	gegen	Vorjahreszeitraum	(Ursprungswerte)

Dez. Jan. Feb. März Apr.

Euroraum 2,2 2,3 2,4 2,7 2,8

USA 1,5 1,6 2,1 2,7 3,2

Japan 0,0 0,0 0,0 0,0 -

	Quellen:	EUROSTAT,	OECD,	Reuters	EcoWin

auf eine weitere wirtschaftliche Erholung hin. Die 
Arbeitslosenquote im Euroraum stagnierte im März 
2011 und lag bei 9,9 %. Die Industrieproduktion fiel im 
selben Monat leicht (-0,2 %). Die Verbraucherpreise 
nahmen im April 2011 um 2,8 % gegenüber dem Vor-
jahresmonat zu. 

Internationale Wirtschaftsentwicklung
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Wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland

1. Gesamtwirtschaft

Die deutsche Wirtschaft läuft auf hohen Touren. Sie 
setzte ihren Aufschwung im ersten Quartal kraftvoll 
fort. Nachholeffekte und eine nach kurzer Winter-
stren ge schnell und kräftig einsetzende Frühjahrs be-
lebung trugen hierzu bei. Das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) wuchs im ersten Quartal 2011 gegenüber dem 
Vorquartal um 1,5 %. Das Vorkrisenniveau von Anfang 
2008 wurde damit in realer Rechnung bereits wieder 
überschritten. Die Impulse kamen überwiegend aus 
dem Inland und stützten sich vor allem auf Inves ti tio-
nen in Ausrüstungen und Bauten sowie auf die staat-
lichen und privaten Konsumausgaben. Die Ausfuhren 
wie auch die Einfuhren nahmen ebenfalls zu. Der 
Außenbeitrag trug dabei positiv zum Wachstum bei. 

Nach dem Absturz in der Krise um insgesamt 6,6 % 
und dem Tiefpunkt im ersten Quartal 2009 wächst die 
deutsche Wirtschaft nunmehr acht Quartale in Folge 
mit einer Zuwachsrate von durchschnittlich fast 0,9 % 
pro Quartal. Dieses ungewöhnlich starke Wachstum 
war aufgrund eines Aufholprozesses bei hoher Wett-
bewerbsfähigkeit, weitgehend vorhandener Kapa zi-
täten und einer gesunden Wirtschaftsstruktur mög-
lich. In einem gerade in Europa nach wie vor teilwei-
se schwierigen wirtschaftlichen Umfeld sowie vor 

dem Hintergrund weiterer z. B. geopolitischer Risiken 
dürfte die deutsche Volkswirtschaft im Verlauf des 
Jahres auf einen etwas moderateren Wachstumspfad 
einschwenken. Hierauf deuten auch bereits einige 
nationale und internationale Konjunkturindikatoren 
hin. 

2. Produzierendes Gewerbe

Das Produzierende Gewerbe ist weiter auf Wachs tums-
kurs. Nach der dynamischen Entwicklung im Jahres-
schlussquartal 2010 lieferte es auch im ersten Quartal 
dieses Jahres entscheidende Impulse zum gesamt-
wirtschaftlichen Wachstum. Hierzu trug neben der 
Industrie auch das Bauhauptgewerbe maßgeblich 
bei, das von Nachholeffekten und einer kräftigen 
Frühjahrsbelebung profitierte. Insgesamt nahm die 
Erzeugung im Produzierenden Gewerbe im März 
preis- und saisonbereinigt um 0,7 % und damit im ge -

samten ersten Quartal um 2,6 % zu. Gegenüber dem 
Stand vor einem Jahr erhöhte sich die Produktion im 
ersten Quartal arbeitstäglich bereinigt um 12,9 %. Sai-
son  bereinigt liegt sie nur noch knapp 4 % unter dem 
Höchststand vor der Krise im ersten Quartal 2008. 

 BIP (Ursprung), gegen Vorjahresquartal (rechte Skala) 

 BIP (saisonbereinigt), gegen Vorquartal (linke Skala) 
Quelle: StBA
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Industrie
Veränderungen	gegen	Vorzeitraum	in	%	
(Volumen,	saisonbereinigt)

Q4 Q1 Jan. Feb. März

Produktion

Insgesamt 3,0 2,2 0,4 1,8 0,5

Vorleistungsgüter 0,4 4,6 5,8 1,3 0,3

Investitionsgüter 7,0 0,1 -5,2 2,5 0,8

Konsumgüter -0,1 2,1 2,1 1,1 0,8

Umsätze

Insgesamt 4,4 0,8 -0,2 0,6 0,8

Inland 2,6 1,4 2,1 1,7 0,1

Ausland 6,6 0,3 -2,5 -0,6 1,5

Auftragseingänge

Insgesamt 3,1 2,3 3,1 1,9 -4,0

Inland 2,0 3,2 4,7 2,1 -3,5

Ausland 3,8 1,5 1,7 1,8 -4,3

Vorleistungsgüter 0,4 4,5 5,2 -0,4 0,3

Investitionsgüter 5,0 1,0 1,8 3,6 -7,2

Konsumgüter 1,4 1,3 1,5 1,4 -0,6

Quellen:	StBA,	BBk

IndustrieDie Industrieproduktion expandierte im ersten 
Quartal kräftig. Bei einem Zuwachs von 0,5 % im März 
erhöhte sie sich im gesamten ersten Quartal weiter 
um 2,2 %. Die stärksten Zuwächse meldeten die Produ-
zenten von Vorleistungsgütern. Das Vorjahres niveau 
wurde von der Industrie insgesamt arbeitstäglich be -
reinigt im ersten Quartal um 13,5 % überschritten. Die 
Impulse kamen den Umsätzen zufolge vornehmlich 
aus dem Inlandsabsatz. Insbesondere die Her stel ler 
von Vorleistungsgütern verzeichneten ein merkliches 
Umsatzwachstum. Die Auslastung der Industrie ka pa-
zitäten nahm zum Sommer hin weiter zu und bewegt 
sich inzwischen auf wieder überdurchschnittlichem 
Niveau. 

Das Wachstum der Industrieproduktion wird sich 
fortsetzen, dürfte aber etwas ruhiger verlaufen als in 
der Aufholphase nach dem Einbruch durch die Krise. 
Trotz des deutlichen Rückgangs der Auftrags ein gän-
ge im März um 4,0 %, zu dem ein unterdurchschnittli-
ches Volumen an Großaufträgen beitrug, konnten die 
Industrieunternehmen im ersten Quartal ein Plus an 
neuen Aufträgen in Höhe von 2,3 % verbuchen. Dabei 
nahmen die Bestellungen aus dem Inland merklich 
stärker zu als die aus dem Ausland. Die Hersteller von 
Vorleistungsgütern schnitten günstiger ab als die 
Investitions- und die Konsumgüterproduzenten. 
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Die positiven Aussichten werden auch durch die 
Stimmungsindikatoren unterstrichen. Der ifo-Ge-
schäftsklimaindex und der Markit-Einkaufs mana ger-
index notierten im April weiter nahe ihren bisherigen 
lokalen Höchstständen. Allerdings bleiben die welt-
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wirtschaftlichen Risiken hoch. Dies brachten die vom 
ZEW befragten Finanzmarktexperten zum Ausdruck, 
die im April ihre Konjunkturerwartungen zurücknah-
men. 

Nach dem witterungsbedingten Produktions ein-
bruch zum Jahresende 2010 wurde die Produktion im 
Bauhauptgewerbe seitdem durch Nachholeffekte und 
eine außergewöhnlich kräftige Frühjahrs bele bung 
begünstigt. Bei einem Anstieg um 6,2 % im März er -
höhte sich die Erzeugung im Bauhauptgewerbe im 

ersten Quartal um ungewöhnliche 15,7 %. Der Vorjah-
resstand wurde arbeitstäglich bereinigt im Drei-
monatsvergleich zuletzt sogar um 35,4 % überschrit-
ten. Neben einer gewissen Überzeichnung durch die 
bereits erwähnten Nachholeffekte dürften sich hier-
bei weiterhin die durch die Konjunkturprogramme 
angestoßenen Projekte auswirken. 

Während die Auftrags ein gän ge aus dem öffentli-
chen Sektor mit dem Auslaufen der Konjunktur pro-
gramme tendenziell zurückgehen, nehmen die aus 
dem privaten und gewerblichen Be  reich, gestützt auf 
die gute Konjunktur und niedrige Hypothekenzinsen, 
zu. Im Ergebnis stiegen die Bau aufträge zu Jahres be-
ginn im Januar saisonbereinigt um 7,6 % und nochmals 
im Februar um 8,7 % kräftig an. Sowohl der Woh nungs-

bau als auch der ge  werb liche Hoch- und Tiefbau 
konn ten erhebliche Steige rungen verbuchen. Dabei 
flossen im Februar auch dem Tiefbau umfangreiche 
Aufträge von der öffentlichen Hand zu. Auch das 
Geschäftsklima im Bau hauptgewerbe hellte sich seit 
dem Jahres wech sel spürbar auf. Damit verstärkt sich 
insgesamt der Ein druck, dass im Bauhauptgewerbe 
trotz des Aus lau fens der Konjunkturprogramme die 
Auf triebs kräfte leicht die Oberhand behalten. 
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Bauhauptgewerbe

Bauhauptgewerbe
Veränderungen	gegen	Vorzeitraum	in	%	
(Volumen,	saisonbereinigt)	

Produktion

Q4 Q1 Jan. Feb. März

Insgesamt -6,3 15,7 35,2 3,4 6,2

Hochbau -5,3 14,7 31,0 1,9 5,2

Tiefbau -8,3 17,7 43,3 6,0 7,9

Auftragseingänge

Q3 Q4 Dez. Jan. Feb.

Insgesamt 0,6 -2,7 -5,6 7,6 8,7

Hochbau 3,0 -3,9 -3,7 13,4 5,3

Wohnungsbau* 7,1 -0,6 1,2 2,4 8,6

Gewerblicher* 5,6 -5,3 -5,7 26,2 10,4

Öffentlicher* -8,1 -3,4 -7,9 0,2 -15,4

Tiefbau -1,8 -1,6 -7,7 1,6 12,6

Straßenbau* 0,7 -5,4 -7,4 -9,8 17,1

Gewerblicher* -3,4 0,2 -4,8 20,6 12,7

Öffentlicher* -1,1 3,6 -10,8 -5,5 10,5

Öffentlicher	Bau	insg. -2,3 -2,5 -8,8 -6,5 7,3

*	Angaben	in	jeweiligen	Preisen																																																																										 Quellen:	StBA,	BBk

3. Privater Konsum 

Die privaten Haushalte haben ihre Konsumausgaben 
im ersten Quartal 2011 in realer Rechnung weiter er -
höht. Sie tragen damit seit fünf Quartalen zum bin-
nenwirtschaftlichen Wachstum bei. Der Einzelhandel 
(ohne Handel mit Kraftwagen) nahm an dieser Ent-
wicklung im ersten Quartal mit einem Anstieg von 
0,3 % teil, obwohl die Umsätze im März spürbar um 
2,7 % zurückgingen. Ausgeprägter wuchsen die Um -
sätze im Handel mit Kraftfahrzeugen. Diese erhöhten 
sich im ersten Quartal um 4,8 %. Sie enthalten jedoch 
auch die Umsätze mit gewerblichen Fahrzeugen, die 
den Investitionen und nicht dem privaten Konsum 
zuzurechnen sind. Die Neuzulassungen für private 
Pkw bewegen sich nach wie vor auf niedrigem Niveau, 
sie lagen im ersten Quartal aber etwas höher als vor 
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einem Jahr. Gleichzeitig war ein gewisser Trend zu 
höherwertigen Fahrzeugen zu beobachten. 

Die Ergebnisse der Umfragen sprechen für einen 
weiteren Anstieg der privaten Konsumausgaben. So -

wohl für Unternehmen als auch Konsumenten wer-
den gegenüber den langjährigen Durchschnitten 
deutlich positivere Umfragewerte verzeichnet. Sie 
deuten nach wie vor auf eine weitere Expansion der 
privaten Konsumausgaben hin, auch wenn das ifo-
Geschäftsklima seit der Jahreswende etwas zurück-
haltendere Einschätzungen widerspiegelte und auch 
das Gfk-Konsumklima sich laut den letzten beiden 
Umfragen etwas abschwächte.

Zukünftig wird vor allem der anhaltende Auf-
wärtstrend am Arbeitsmarkt in Verbindung mit 
einem weiteren Zuwachs der Bruttolöhne und -gehäl-
ter sowie steigenden Selbständigen- und Vermö gens-
einkommen einen weiteren spürbaren Anstieg der 
verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte be -
wirken. Dem stehen allerdings Preisrisiken gegen-
über, die derzeit vornehmlich von der Entwicklung 
der Energiepreise bestimmt werden. 

4. Außenwirtschaft

Der Aufwärtstrend der deutschen Außenwirtschaft 
setzt sich fort. Ein- und ausfuhrseitig wurden die star-
ken krisenbedingten Einbrüche mehr als kompensiert 
und, gemessen in jeweiligen Preisen, neue Höchst-
werte in der Aufzeichnungsgeschichte erreicht. Mit 
einem kräftigen saisonbereinigten Plus von 7,3 % stie-
gen die Warenausfuhren im März noch stärker als im 
Vormonat. Die zuvor nur leichte Aufwärtsdynamik 
seit Jahresmitte 2010 hat damit einen spürbaren 
Impuls erhalten. Auch in realer Rechnung dürften die 
Ausfuhren nach den Zuwächsen im Februar 4 

4  Preisbereinigte Angaben liegen mit einem weiteren Monat Verzögerung vor: Februar +3,6 %.

weiter 
ansteigen, wenn auch moderater als im Durchschnitt 
des vergangenen Jahres. Die kräftigsten Impulse für 
den deutschen Außenhandel kamen weiterhin vor 
allem aus Drittländern sowie aus EU-Ländern außer-
halb der Eurozone. So entfielen auf die dynamisch 
wachsenden Schwellenländer in Asien einschließlich 
Russland und Südamerika im Jahr 2010 bereits 14,4 % 
der deutschen Warenexporte. Im Jahr 2000 waren es 
noch 7,8 %.

 Monate
 gleitender 3-Monatsdurchschnitt

2008 2009 2010 2011

Quellen: StBA, BBk
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Das Wachstum der Weltwirtschaft ist weiterhin 
beachtlich. Der IWF geht in seiner jüngsten Prognose 
vom April von einem anhaltend kräftigen, wenngleich 
etwas weniger dynamischen Wachstum der Welt-
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wirtschaft aus als im vergangenen Jahr. Für 2011 wird 
ein Anstieg des Welt-BIP von 4,4 % und für das Welt-
handelsvolumen eine Zunahme von 7,4 % erwartet. 

Frühindikatoren wie der Welthandelsindikator 
des niederländischen CPB-Instituts und der OECD 
Composite Leading Indicator verbesserten sich zu -
letzt im Februar weiter. Auf nationaler Ebene haben 
die vom ifo-Institut im April befragten Unternehmen 
ihre Exporterwartungen, ausgehend von der bereits 

recht positiven Einschätzung, weiter angehoben. Auch 
die nach wie vor aufwärts gerichteten Auslands auf-
träge in der Industrie sprechen für zusätzliche Aus-
fuhr impulse.

Die Wareneinfuhren in jeweiligen Preisen nah-
men im März erneut deutlich um saisonbereinigt 3,1 % 
zu. Hierin spiegeln sich allerdings auch rein preisli-
che Einflüsse im Gefolge der Rohstoff- und Energie-
preisschübe wider. Beispielsweise erklärte der Preis-
effekt im Vormonat ca. ein Drittel des Gesamt an stiegs. 
Neben dem hohen Importgehalt der Waren aus fuh ren 
dürfte aber auch die Belebung der Binnenwirtschaft 
die Warenimporte treiben.

Die Überschüsse der Handels- und der Leistungs-
bilanz sind im März saisonbereinigt und in jeweiligen 
Preisen kräftig gestiegen. 

Arbeitsmarkt 

Arbeitslose (BA)

Q4 Q1 Feb. März Apr.

in	Mio.	(Ursprungszahlen) 2,959 3,290 3,313 3,210 3,078

gg.	Vorjahr	in	1.000 -273 -312 -322 -350 -321

gg.	Vorperiode	in	1.000* -44 -80 -53 -55 -37

Arbeitslosenquote 7,0 7,8 7,9 7,6 7,3

Erwerbstätige (Inland)

Q4 Q1 Jan. Feb. März

in	Mio. 41,1 40,4 40,4 40,4 40,5

gg.	Vorjahr	in	1.000 440 552 534 568 554

gg.	Vorperiode	in	1.000* 118 142 60 37 38

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte

Q3 Q4 Dez. Jan. Feb.

in	Mio. 28,0 28,2 28,0 27,9 27,9

gg.	Vorjahr	in	1.000 427 542 561 638 699

gg.	Vorperiode	in	1.000* 135 140 51 85 84

*	kalender-	und	saisonbereinigte	Angaben																 Quellen:	BA,	StBA,	BBk

Außenhandel*

Außenhandel*
Q4 Q1 Jan. Feb. März

Veränderung	gegen	Vorperiode	in	%	(saisonbereinigt)

Ausfuhr 1,0 3,9 -1,0 2,8 7,3

Einfuhr 1,1 5,6 2,3 4,0 3,1

Veränderung	gegen	Vorjahresperiode	in	%	(Ursprungswerte)	

Ausfuhr 20,0 19,9 24,2 21,1 15,8

Eurozone 16,8 - 16,8 15,7 14,2

EU	Nicht-Eurozone 21,3 - 22,7 21,9 20,0

Drittländer 24,8 - 30,9 23,9 15,4

Einfuhr 25,6 22,4 24,1 27,3 16,9

Eurozone 23,4 - 15,3 18,1 20,8

EU	Nicht-Eurozone 26,9 - 21,9 21,1 21,8

Drittländer 29,6 - 28,2 35,5 9,9

*	Warenhandel,	in	jeweiligen	Preisen	 Quellen:	StBA,	BBk

Arbeitsmarkt

Exporte, Monate

Exporte, gleitender 3-Monatsdurchschnitt

Importe, Monate

Importe, gleitender 3-Monatsdurchschnitt

2008 2009 2010 2011

Quellen: StBA, BBk
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5. Arbeitsmarkt

Auch der Arbeitsmarkt erlebt eine kräftige Frühjahrs-
belebung. Die Erwerbstätigkeit nimmt, getragen 
durch die Entwicklung der sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung, deutlich zu und die Arbeits losig-

keit nimmt weiter ab. Dabei ist noch in Rechnung zu 
stellen, dass die Entlastungswirkung der Arbeits markt-
politik schwächer wird und im April ein gegenläufiger 
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Ferientageffekt bremsend zu Buche schlug. Die Ein-
stellungsbereitschaft der Unternehmen ist weiterhin 
hoch. Die positiven Entwicklungen am Arbeitsmarkt 
werden sich fortsetzen. 

Der Beschäftigungsaufbau wurde im günstigen 
konjunkturellen Umfeld zusätzlich durch eine kräfti-
ge Frühjahrsbelebung beflügelt. Saisonbereinigt er -
höhte sich die Erwerbstätigenzahl im Inland im März 
um weitere 38.000 Personen. Der Anstieg entsprach 
in etwa dem des Vormonats. Der Anstieg der Ur -
sprungs zahlen auf 40,51 Mio. Personen fiel wesentlich 
stärker aus als jahreszeitlich üblich. Der Vor jah res-
stand wurde um 554.000 Personen überschritten. 

 Ursprung

 saisonbereinigt

2008 2009 2010 2011

Quellen: BA, StBA, BBk
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Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
entwickelt sich in den letzen Monaten besonders 
günstig. Nach ersten Hochrechnungen der Bun des-
agentur für Arbeit (BA) stieg ihre Zahl im Februar sai-
sonbereinigt kräftig um 84.000. Binnen Jahresfrist 
entstanden hier 699.000 zusätzliche Arbeitsplätze. 
Knapp zwei Drittel davon entfielen auf Vollzeit stel-
len, die um 457.000 zunahmen. Die Expansion der 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung ist zu 
einem Viertel auf den Bereich der Arbeit neh mer-
überlassung zurückzuführen. Merkliche Zunahmen 
gab es darüber hinaus bei anderen wirtschaftlichen 

Dienstleistungen (ohne Arbeitnehmerüberlassung), 
im Gesundheits- und Sozialwesen und auch im 
Verarbeitenden Gewerbe. 

Andere Formen der Erwerbstätigkeit entwickeln 
sich demgegenüber uneinheitlich. Die Zahlen der 
Selbständigen und der ausschließlich geringfügig 
entlohnten Beschäftigten nahmen zuletzt leicht zu. 
In Arbeitsgelegenheiten waren dagegen im April 
75.000 Personen weniger beschäftigt als vor einem 
Jahr. 
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Die konjunkturelle Kurzarbeit geht weiterhin 
leicht zurück. Die BA ermittelte nach den aktuellen 
vorläufigen Daten für Februar 151.000 Personen als 
Empfänger von konjunkturellem Kurzarbeitergeld, 
15.000 weniger als im Vormonat und 678.000 Per so-
nen weniger als vor einem Jahr. 

Die Nachfrage nach Arbeitskräften ist unverän-
dert hoch. So stieg die Zahl der gemeldeten Arbeits-
stellen im April saisonbereinigt um 13.000. Insgesamt 
erhöhte sich der Bestand an gemeldeten Stellen zum 
Vorjahr nach den Ursprungszahlen um 126.000 auf 
461.000. Aber nicht alle offenen Stellen werden der 
BA gemeldet. Nach der jüngsten Erhebung des IAB 
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waren im vierten Quartal 2010 in der gesamten Wirt-
schaft fast 1 Mio. Stellen vakant, ein Plus von 25 % auf 
Jahressicht. 

Der Stellenindex BA-X ist zuletzt im April nur noch 
leicht gestiegen. Gleichzeitig ging das ifo-Be  schäf ti-
gungsbarometer nach siebenmaligem Anstieg in 

Folge auf hohem Niveau etwas zurück. Beides könnte 
darauf hindeuten, dass die Dynamik der Ar  beits kräf-
tenachfrage nunmehr ihren Zenit erreicht hat. Den-
noch dürfte die Nachfrage nach Arbeits kräf ten wei-
ter hoch bleiben. 

Die Arbeitslosigkeit ging im April saisonbereinigt 
weiter spürbar um 37.000 Personen zurück. Trotz 
nachlassender Entlastungswirkungen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik, insbesondere bei den Arbeits-
gelegenheiten (1-Euro-Jobs), sank die Zahl der regis-
trierten Arbeitslosen von März auf April um 132.000 
auf 3,078 Mio. Der Vorjahresstand wurde um 321.000 
Personen deutlich unterschritten. Hinzu kommt, dass 
der Zähltag im Gegensatz zum Vorjahr vor Ostern lag 
und somit die erfahrungsgemäße Ein stellungswelle 
nach den Feiertagen erst im nächsten Monat zu Buche 
schlägt. Dieser Teil der Frühjahrs belebung wird sich 
demnach erst im Berichtsmonat Mai niederschlagen. 

 Ursprung

 saisonbereinigt
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Quellen: BA, BBk
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Die Arbeitslosenquote sank auf 7,3 % (Vorjahr: 8,1 %). 
Anhaltende Entlastungseffekte gehen vom demogra-
fisch bedingten Rückgang des Erwerbsperso nen ange-
bots aus, den das IAB im Jahr 2011 auf etwa 70.000 
Personen beziffert. 
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Der Rückgang der Unterbeschäftigung fiel auf-
grund der Rückführung arbeitsmarktpolitischer Maß-
nahmen noch kräftiger aus als bei der registrierten 
Arbeitslosigkeit. Im Konzept der Unter beschäf tigung 
werden neben den registrierten Arbeitslosen auch 
Personen erfasst, die an Maßnahmen der Arbeits markt -
politik teilnehmen oder zeitweise arbeitsunfähig 
erkrankt sind. Sie ist damit umfassender definiert als 
das Konzept der registrierten Arbeitslosigkeit. Saison-
bereinigt sank ihre Zahl (ohne Kurzarbeiter) im April 
um 51.000. Insgesamt gab es 4,04 Mio. Unter beschäf-
tigte, 529.000 Personen weniger als vor einem Jahr. 

6. Preise

Das allgemeine Preisklima hat sich in den letzten 
Mo  naten vor allem durch den starken Anstieg der 
Roh ölpreise spürbar verschlechtert. Angesichts des 
außen wirtschaftlichen Preisdrucks dürfte der Anstieg 
der Verbraucherpreise vorerst hoch bleiben. Der 
Rohölpreis ging im vergangenen Monat allerdings 
spürbar zurück. Mitte Mai lag er bei ca. 113 US-Dollar 
je Barrel der Sorte Brent. 

Die Einfuhrpreise nahmen im März im Verlauf 
den fünften Monat in Folge zu und stiegen wie bereits 

im Februar um 1,1 %. Zu diesem Anstieg hat erneut die 
Entwicklung der Rohstoffpreise beigetragen, die im 
Zuge der weltwirtschaftlichen Erholung seit Oktober 
2010 kontinuierlich aufwärts gerichtet war. Mit der 
Erholung des Euro seit Jahresbeginn dürfte sich der 
Preisauftrieb allerdings etwas abschwächen. Der Vor-
jahresabstand reduzierte sich im März bereits auf 
11,3 %. Er befindet sich aber trotz des aktuellen Rück-
gangs weiterhin auf einem sehr hohen Niveau und 
sorgt für einen anhaltenden Preisdruck in der Pro-
duktionskette. Die Ausfuhrpreise erhöhten sich dage-
gen im Vorjahresvergleich deutlich gemäßigter um 
4,9 %. Insgesamt führte die Preisentwicklung bei den 
Im- und Exporten zu einer deutlichen Verschlech te-
rung der Terms of Trade um 5,8 % innerhalb eines Jah-
res. Zu diesem Anstieg hat maßgeblich die Ver teue-
rung der Rohölimporte beigetragen. 

Die Entwicklung der Erzeugerpreise wurde im 
März weiterhin von den Energiepreisen getrieben. Im 
Vergleich zum Vormonat stiegen sie um 0,4 %. Der 
Vor jahresabstand verringerte sich bei den Produzen-
ten preisen leicht auf 6,2 %, nachdem die Jahresrate im 
Februar den höchsten Stand seit zweieinhalb Jahren 
erklommen hatte. Insbesondere die Preiserhöhungen 
bei Energieprodukten (+10,5 %) und bei Vorleistungs-
gütern (+7,7 %) sorgten weiterhin für kräftige Stei ge-
rungsraten bei den Produktionskosten. Ohne den 
Energiesektor verteuerten sich die Erzeugerpreise im 
März um 4,4 % gegenüber dem Vorjahr. 

 Verbraucherpreise (linke Skala)

 Einfuhrpreise (rechte Skala)

 Erzeugerpreise (rechte Skala)

Quelle: StBA
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Verbraucherpreisindex

Veränderungen	in	% gg.	Vormonat gg.	Vorjahres-
monat

März Apr. März Apr.

Insgesamt 0,5 0,2 2,1 2,4

Kerninflation 0,2 0,2 1,0 1,6

Nahrungsmittel -0,2 0,0 2,2 1,4

Energie 2,9 1,3 10,5 10,5

Heizöl 8,1 0,9 32,8 26,7

Kraftstoffe 5,1 2,6 11,2 12,0

Insgesamt	(saisonbereinigt) 0,5 0,2 - -

Quellen:	StBA,	BBk

Die Verbraucherpreise setzten ihren Aufwärts-
trend zuletzt fort. Im April stiegen sie im Vergleich 
zum Vormonat um 0,2 %. Preistreibend wirkte erneut 
die Entwicklung der Kraftstoff- und Heizölpreise auf-
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grund der sprunghaften Verteuerung von Rohöl in 
den vergangenen Monaten. Saisonbereinigt erhöh-
ten sich die Verbraucherpreise ebenfalls um 0,2 %. Im 
Vergleich zum Vorjahr kletterte die Jahresrate im 
April auf 2,4 % und übertraf damit bereits zum dritten 
Mal die von der EZB mittelfristig angestrebte Marke 
von unter, aber nahe 2 %. Der Preisanstieg ist haupt-
sächlich der Entwicklung der Energiepreise geschul-
det. Die Kerninflationsrate, die die schwankungsan-
fällige Energie- und Nahrungsmittelkomponente 
unberücksichtigt lässt, stieg im April um 0,6 Prozent-
punkte auf +1,6 %, was aber teilweise einem Basis-
effekt geschuldet war. Der für europäische Zwecke 
berechnete harmonisierte Verbraucherpreisindex 
erhöhte sich im April um 2,6 % gegenüber dem Vor-
jahr.

7. Monetäre Entwicklung 

Die europäische Schuldenkrise bestimmte im Verlauf 
des Berichtszeitraums5

5 Berichtszeitraum: 16. April bis 13. Mai 2011.

 wieder stärker das Geschehen 
auf den Finanzmärkten. Während für Portugal An -
fang Mai von der EU und dem IWF ein Rettungspaket 
von 78 Mrd. Euro geschnürt wurde, prägten vor allem 
die Verschuldungsprobleme Griechenlands das 
Markt geschehen. Hierzu trug bei, dass die Kredit wür-
digkeit Griechenlands durch verschiedene Rating-
Agenturen weiter herabgestuft wurde. 

Diese Entwicklungen belasteten den Wechsel kurs 
des Euro. Nachdem der Euro in Relation zum US-Dollar 
bis Anfang Mai wieder spürbar auf rund 1,49 US-Dollar 
aufwertete, geriet er danach wieder stärker unter 
Druck und notierte zuletzt bei 1,43 US-Dollar. Die Ak -
tienmärkte hatten nach der Katastrophe in Japan 
recht schnell wieder Tritt gefasst und auch die wieder 
aufflammenden Diskussionen um die Schuldenkrise 
in der Eurozone belasteten die Kursentwicklung nur 
kurz. Angesichts nach wie vor guter konjunktureller 
Rahmendaten notierte der DAX zuletzt wieder in 
Reichweite seiner Jahreshöchststände. 

Die Europäische Zentralbank hielt in ihrer Ent-
scheidung vom 5. Mai den Leitzins unverändert, 
nach dem sie ihn Anfang April erstmals wieder seit 
Mai 2009 um 25 Basispunkte erhöht hatte. In ihrer 
Stellungnahme zu dieser Entscheidung unterstrich 

sie, dass sie damit ihre akkommodierende Geldpolitik 
fortsetze. Die EZB sieht durch den vom Anstieg der 
Rohstoffpreise ausgehenden Druck auf die Preis ent-
wicklung zwar erhöhte Risiken. Per saldo hält sie die 
Inflationserwartungen für die mittlere Frist aber fest 
verankert und im Einklang mit dem Inflationsziel der 
EZB. Die amerikanische Zentralbank (FED) verkünde-
te auf ihrer Sitzung Ende April die Fortsetzung ihres 
geldpolitischen Kurses in unveränderter Form. Sie 
beließ den Leitzins in einer Spanne zwischen 0 und 
0,25 % und bestätigte die Ausschöpfung ihres bis 
Mitte dieses Jahres angelegten Ankaufprogramms 
von US-Treasuries. 

Die Entwicklung am europäischen Geldmarkt 
bewegt sich weiterhin in vergleichsweise normalen 
Bahnen. Die Inanspruchnahme der Einlagefazilität 
bei der EZB durch die Geschäftsbanken geht – sieht 
man von kurzfristigen Schwankungen einmal ab – 
tendenziell weiter zurück. Sie bewegte sich in den 
letzten Monaten insgesamt auf einem deutlich nied-
rigeren Niveau als im letzten Jahr und auch noch zu 
Beginn dieses Jahres. Der Risikoaufschlag am Inter-
bankenmarkt, gemessen an der Differenz des Drei-

 EURIBOR, 3 Monate    

 EZB Leitzins 

 Risikoprämie, Differenz aus 3-Monats-EURIBOR und 
3-Monats-EUREPO
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monats-EURIBOR zum Dreimonats-EUREPO, ist wei-
terhin vergleichsweise niedrig. Er stieg im Berichts-
zeitraum allerdings wieder leicht an. Ver schiedenen 
Geschäftsbanken, insbesondere in den angeschlage-
nen Peripherieländern, fällt die Refi nan zierung am 
Interbankenmarkt nach wie vor schwer. Die hohen 
TARGET-2-Salden im Eurosystem zeigen, dass sie sich 
verstärkt über die EZB und ihre jeweiligen nationalen 
Zentralbanken finanzieren. 

Die Renditeunterschiede europäischer Staats an-
leihen haben sich im Zuge der wieder aufgeflammten 
Diskussion um die Euroschuldenkrise stärker ausein-
ander entwickelt. Dies trieb vor allem die Renditen 
griechischer Papiere auf neue Rekordniveaus von bis 
zu 16 %. Parallel hierzu kletterten die Kosten für Credit 
Default Swaps (CDS) in die Höhe. Auch irische und 
portugiesische Staatsanleihen wurden mit rund 11 % 
bzw. 10 % höher gehandelt als zu Beginn des Berichts-
zeitraums. Der Renditeanstieg fiel hier allerdings 
deutlich geringer aus. Zuletzt hatten die Ergebnisse 
der Stresstests irischer Banken die Anleger etwas be -
ruhigt. Spanische und italienische Papiere rentierten 
nach wie vor stabil um die 5-Prozent-Marke. Dem -
gegenüber sanken die Refinanzierungskosten für 
Deutschland und Frankreich, aber auch andere öko-

nomisch starke Länder wie die Niederlande und 
Österreich. Deutsche Bundesanleihen standen zuletzt 
bei 3,1 %. Sie lagen damit um 32 Basispunkte niedriger 
als noch Mitte April und notierten leicht unter den 
entsprechenden US-Treasuries, deren Rendite im sel-
ben Zeitraum etwas weniger deutlich zurückging. 

Die Buchkredite an nicht finanzielle Kapital ge-
sell schaften in Deutschland erholen sich im Zuge des 
konjunkturellen Aufschwungs seit Frühjahr dieses 
Jahres wieder deutlich. Mit der anhaltend lebhaften 
Investitionstätigkeit zieht dabei vor allem die Nach-
frage nach Krediten mit längeren Laufzeiten von 

über fünf Jahren wieder deutlicher an. Diese Kredite 
entwickeln sich bereits seit Februar des vergangenen 
Jahres wieder positiv. Auch das an private Haushalte 
vergebene Kreditvolumen erhöhte sich im März wei-
ter. Wäh rend die Zuwachsrate der Konsumenten kre-
dite aber seit September letzten Jahres wieder zurück-
geht, nehmen die der Wohnungsbaukredite weiter 
leicht zu. 
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Die vom ifo-Institut ermittelte Kredithürde für 
die gewerbliche Wirtschaft ist im April weiter gesun-
ken und knüpfte damit an ihren seit Januar 2010 zu 
verzeichnenden Rückgang an. Nur noch knapp 23 % 
der befragten Unternehmen in der gewerblichen 

Wirtschaft bezeichnen die Kreditvergabe der Banken 
als restriktiv. Der Kreditmarktausblick der KfW vom 
März erwartet für die ersten beiden Quartale 2011 ein 
auf Jahressicht wachsendes Kreditneugeschäft. Diese 
Ergebnisse werden auch von der aktuellen April-Um-
frage des Bank Lending Survey bestätigt. Hiernach 
haben sich die Kreditvergabebedingungen im ersten 
Quartal dieses Jahres spürbar entspannt und auch für 
das zweite Quartal werden wenig veränderte Kredit-
standards erwartet. Gleichzeitig sind die Margen für 
durchschnittliche Bonitäten teilweise deutlich klei-
ner geworden. Vor dem Hintergrund anhaltend leb-
hafter Investitionstätigkeit wird derzeit ein deutlich 
gestiegener Mittelbedarf des privaten Sektors konsta-
tiert. 

Das Geldmengenwachstum beschleunigte sich 
zuletzt leicht. Die Zuwachsrate der weit gefassten 
Geldmenge M3 im Euroraum erhöhte sich im März 
im Vorjahresvergleich auf 2,3 %, nach +2,1 % im Feb-
ruar. Während die Wachstumsrate der liquiden Kom-
ponente M1 (Bargeld und täglich fällige Einlagen) 
nahezu unverändert blieb, nahm vor allem das 
Wachs tum kurzfristiger Termineinlagen zu. Das 
Volumen der marktfähigen Finanzinstrumente ging 
im März weiter leicht zurück. Die steilere Zins struk-
turkurve dämpfte das Wachstum von M3, da höher-
verzinsliche langfristige Anlagen außerhalb dieses 
Geldmengenaggregats weiter an Attraktivität ge -
wannen. 

 Wachstumsbeitrag M1

 Wachstumsbeitrag sonstiger kurzfristiger Einlagen (M2-M1)

 Wachstumsbeitrag marktfähiger Finanzinstrumente (M3-M2)

 Jahreswachstumsrate M3
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1.  Gesamtwirtschaft 
1.1	 Bruttoinlandsprodukt	und	Verwendung1

Quelle: Statistisches Bundesamt.
1  Preisbereinigt, Kettenindex 2000 = 100;
2 Kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
3 Einschließlich private Organisationen ohne Erwerbszweck;
4 Rechnerischer Wachstumsbeitrag zum Bruttoinlandsprodukt;
5 Einschließlich Nettozugang an Wertsachen;
6 Ursprungszahlen von Kalenderunregelmäßigkeiten nicht bereinigt.

2. Vj.1. Vj.4. Vj.3. Vj.2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj.

	 	 Inländische	Verwendung

	 	 	 Private	Konsumausgaben3

	 Inländische	Verwendung

	 								Private	Konsumausgaben3

	 								Konsumausgaben	des	Staates

	 								Bruttoanlageinvestitionen

	 	 	 Ausrüstungen

	 	 	 Bauten

	 	 	 Sonstige	Anlagen

	 	 Vorratsveränderung5

	 Bruttoinlandsprodukt	(BIP)	

	 	 Inländische	Verwendung

	 	 	 Private	Konsumausgaben2	

3. Vj.2008 2009 2010 1. Vj. 2. Vj. 4. Vj. 1. Vj.

	 	 	 Konsumausgaben	des	Staates

	 	 	 Bruttoanlageinvestitionen

	 	 	 	 Ausrüstungen

 + 0,5    + 0,8    + 0,5    + 0,5    + 2,1    + 0,8    + 0,4    + 1,5

 - 0,8    + 0,9    - 1,5    + 1,9    + 2,1      0,0    - 0,4      -  

 + 0,5    - 1,2      0,0    + 0,2    + 0,4    + 0,5    + 0,2      -  

 - 0,8    + 0,9    - 1,5    + 1,7    + 2,0      0,0    - 0,4      -  

 + 0,3    - 0,8      0,0    + 0,1    + 0,3    + 0,3    + 0,1      -  

 + 0,1    + 0,2    - 0,1    + 0,4    - 0,2    + 0,3    + 0,1      -  

 - 0,2    + 0,1    - 0,1    + 0,3    + 1,0    + 0,3    - 0,2      -  

 - 0,2    + 0,1    - 0,1    + 0,3    + 0,3    + 0,3    + 0,2      -  

   0,0    + 0,1    - 0,1    - 0,1    + 0,7    - 0,1    - 0,4      -  

   0,0      0,0      0,0      0,0      0,0      0,0      0,0      -  

 - 1,0    + 1,4    - 1,3    + 0,9    + 0,9    - 0,8    - 0,4      -  

 + 2,3    + 2,9    + 2,3    + 3,1    + 1,4    + 2,0    + 2,8      -  

 + 2,5    -10,1    + 6,0    + 0,4    + 7,9    + 7,3    + 7,6      -  

 + 3,5    -22,6    +10,9    + 1,8    + 9,6    +12,9    +17,6      -  

 + 1,0    - 4,7    + 3,6    + 2,5    + 4,3    + 3,9    + 3,8    + 5,2

 + 1,2    - 1,9    + 2,5    + 0,4    + 3,6    + 2,6    + 3,4      -  

 + 0,7    - 0,2    + 0,4    - 0,3    - 0,6    + 1,1    + 1,4      -  

	 	 	 Konsumausgaben	des	Staates

	 	 	 Bruttoanlageinvestitionen

	 	 	 	 Ausrüstungen

	 	 	 	 Bauten

	 	 	 	 Sonstige	Anlagen

	 	 Exporte

	 	 Importe

 + 0,6    + 0,8    - 0,3    + 1,9    - 1,0    + 1,5    + 0,6      -  

 - 1,0    + 0,8    - 0,8    + 1,5    + 5,5    + 1,5    - 1,1      -  

 - 2,7    + 0,8    - 1,4    + 5,2    + 4,1    + 5,0    + 2,6      -  

 - 0,2    + 0,5    - 0,7    - 0,8    + 7,0    - 0,8    - 3,9      -  

 + 1,4    + 2,5    + 2,0    + 0,5    + 2,0    + 1,6    + 1,7      -  

 - 1,4    + 3,2    + 2,7    + 2,2    + 7,6    + 2,7    + 2,5      -  

 - 4,6    + 4,1    - 1,6    + 5,5    + 7,9    + 1,4    + 0,9      -  

        2009         2010    2011

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % 2

             2010    2011

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in % 6 

	 	 	 	 Bauten

	 	 	 	 Sonstige	Anlagen

 + 1,2    - 1,5    + 2,8    - 1,1    + 6,7    + 4,1    + 0,8      -  

 + 6,5    + 5,6    + 6,4    + 6,5    + 7,3    + 6,3    + 5,6      -  

	 Außenbeitrag  + 1,2    - 0,2    + 1,8    - 1,1    + 0,3    + 0,7    + 0,7      -  

	 	 Exporte	

	 	 Importe

 + 2,5    -14,3    +14,1    + 7,3    +17,4    +15,7    +15,9      -  

 + 3,3    - 9,4    +12,6    + 3,2    +17,1    +13,6    +16,4      -  

 Wachstumsbeiträge in   
 Prozentpunkten 4

	 Bruttoinlandsprodukt	(BIP)	

 Bruttoinlandsprodukt und   
 Komponenten

 Bruttoinlandsprodukt und   
 Komponenten
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1.2	 	Entwicklung	des	Bruttoinlandsprodukts	und	wichtiger	
Verwendungskomponenten1

	 Kettenindex	(rechte	Skala)

 Veränderung	gegen	Vorquartal	in	%,	Außenbeitrag:	Wachstumsbeitrag	in	Prozentpunkten	(linke	Skala)

 Veränderung	gegen	Vorjahr	in	%,	gelber	Balken	=	Jahresdurchschnitte
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Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, 2000 = 100, kalender- und saisonbereinigte Werte, Verfahren Census X-12-ARIMA;
2 Ursprungszahlen von Kalenderunregelmäßigkeiten nicht bereinigt.
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1.3	 	Bruttowertschöpfung,	gesamtwirtschaftliche	Kennzahlen	und	
Prognosespektrum

Quellen: Statistisches Bundesamt, Institute, internationale Organisationen.
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2000 = 100, kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;    2   Ohne Nettogütersteuern;
3 Inlandskonzept;    4   Geleistete Arbeitsstunden der Erwerbstätigen (IAB der Bundesagentur für Arbeit, Nürnberg);   5   BIP je Erwerbstätigen;    
6 Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer im Inland;   7   Lohnkosten (Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer) in Relation zur Arbeitsproduktivität 
 (BIP bzw. Bruttowertschöpfung preisbereinigt je Erwerbstätigen);   8   Der privaten Haushalte;   9   Ursprungszahlen;   
10   Eigene Berechnung kalenderbereinigte Werte in Ursprungswerte.

     2009           2010

1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

	 Bruttowertschöpfung	3

	 	 Produzierendes	Gewerbe
	 	 (ohne	Baugewerbe)

	 	 Baugewerbe

	 	 Handel,	Gastgewerbe	und	Verkehr

	 	 Finanzierung,	Vermietung	und
	 	 Unternehmensdienstleister

	 	 Öffentliche	und	private	Dienstleister

	 	 Land-	und	Forstwirtschaft,	Fischerei

 Institution Stand 2011 2012

	 EU	 	 	 	 	 Europäische	Union

	 Bundesregierung		 Frühjahrsprognose

	 DIW	 	 	 	 	 Deutsches	Institut	für	Wirtschaftsforschung

	 Institute	 	 	 Gemeinschaftsdiagnose	(Institute)

	 IWF	 	 	 	 	 Internationaler	Währungsfonds

	 HWWI	 	 	 	 Hamburgisches	WeltWirtschaftsInstitut

	 IfW	 	 	 	 	 Institut	für	Weltwirtschaft

	 IWH	 	 	 	 	 Institut	für	Wirtschaftsforschung	Halle

	 RWI	 	 	 	 	 Rheinisch-Westfälisches	Institut	für	Wirtschaftsforschung

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % 1

 Prognose Bruttoinlandsprodukt 9

 Bruttowertschöpfung 
 nach Wirtschaftsbereichen 2   

 - 3,7    + 0,2    + 0,7    + 0,2    + 1,6    + 1,7    + 0,6    + 0,6

 -11,0    - 0,7    + 2,9    + 0,5    + 4,4    + 3,7    + 0,2    + 2,6

 - 1,1    + 0,3    - 0,2    + 0,2    + 1,1    + 0,4    + 0,6      0,0

 + 1,1    - 0,6    - 0,3    - 1,2    + 0,1    + 6,4    - 2,5    - 3,5

 - 4,2    - 0,1      0,0    - 0,5    + 1,0    + 2,8    + 0,9    - 0,1

 - 0,2    + 1,2    + 0,5    + 0,6    + 0,3    - 0,1    + 1,2    + 0,8

 + 9,5    + 0,5    - 0,3    - 0,6    - 1,5    + 2,2    + 0,1    + 0,1

     05/11         + 2,6         + 1,9

     04/11         + 2,6         + 1,8

     04/11         + 2,7         + 1,4

     04/11         + 2,8         + 2,0

     04/11         + 2,5         + 2,1

     03/11         + 2,3         + 1,7

     03/11         + 2,8         + 1,6

     03/11         + 3,0         + 1,9

     03/11         + 2,9         + 2,4

                2009         2010

2008 2009 2010 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

	 Bruttoinlandsprodukt

	 	 Inländische	Verwendung

	 	 	 Private	Konsumausgaben

	 Erwerbstätige	3

	 Arbeitsvolumen	4

	 Arbeitsproduktivität	5	

	 Lohnkosten	je	Arbeitnehmer	6

Veränderungen gegen Vorzeitraum in %

 Preisentwicklung

 + 1,0    + 1,4    + 0,6    + 1,3    + 1,0    + 0,8    + 0,4    + 0,3

 + 1,6      0,0    + 1,4    + 0,3    + 1,3    + 1,6    + 1,3    + 1,4

 + 1,2    - 2,6    + 2,6      0,0    + 1,3    + 2,9    + 3,3    + 3,0

 + 1,7    + 0,1    + 2,0    + 0,6    + 1,9    + 2,0    + 2,0    + 1,9

 + 1,4      0,0    + 0,5    - 0,3    - 0,2    + 0,5    + 0,8    + 1,0

 - 0,4    - 4,7    + 3,1    - 1,0    + 2,5    + 3,8    + 3,1    + 2,9

 + 2,0    + 0,2    + 2,2    + 0,2    + 1,9    + 2,3    + 2,2    + 2,3

 Kennzahlen

	 Lohnstückkosten	7

	 verfügbares	Einkommen8		

 + 2,4    + 5,2    - 0,9    + 1,1    - 0,6    - 1,5    - 0,8    - 0,6

	 Terms	of	Trade  - 1,2    + 4,0    - 2,2    + 3,4    - 0,6    - 2,2    - 2,5    - 3,1

 + 3,2    - 1,0    + 2,7    - 0,7    + 2,3    + 1,8    + 3,2    + 3,4

	 ifo	 	 	 	 	 ifo-Institut	für	Wirtschaftsforschung

	 OECD	 	 	 	 Organisation	for	Economic	Co-operation	and	Development	10

     12/10         + 2,4           -  

     11/10         + 2,5         + 2,0

Veränderung in % gegen Vorjahr
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1.4	 	Bruttowertschöpfung	nach	Wirtschaftsbereichen1

Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2000 = 100, kalender- und saisonbereinigte Werte, Verfahren Census X-12-ARIMA.
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1.5	 Entwicklung	wichtiger	gesamtwirtschaftlicher	Kennzahlen1

Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2000 = 100;     2     Reales BIP je Erwerbstätigen, Ursprungszahlen;
3 Lohnkosten zur Arbeitsproduktivität, Ursprungszahlen;     4     Ursprungszahlen;     5     Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
6 Wachstumsbeiträge, Verfahren Census X-12-ARIMA.
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1.6	 Internationaler	Vergleich

Quellen: EUROSTAT, OECD, Statistisches Bundesamt. 
1 Preisbereinigt, Jahresangaben auf Basis von Ursprungswerten berechnet, Quartalsangaben auf Basis saisonbereinigter Werte berechnet;              
2    Zur Eurozone gehören folgende 17 Mitgliedstaaten (Stand seit dem 1. Januar 2011): Belgien, Deutschland, Estland (seit 2011), Finnland,  

Frankreich, Griechenland  (seit 2001), Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Malta (seit 2008), Österreich, Portugal, Slowakei (seit 2009),  
Slowenien (seit 2007), Spanien, Zypern (seit 2008). Die neuen Mitgliedstaaten werden anhand einer Kettenindexformel integriert;

3  Der Europäischen Union gehören folgende 27 Mitgliedstaaten an (Stand seit dem 1. Januar 2007): Belgien, Bulgarien (seit 2007), Dänemark, 
Deutschland, Estland (seit 2004), Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Lettland (seit 2004), Litauen (seit 2004), Luxemburg, 
Niederlande, Malta (seit 2004), Österreich, Polen (seit 2004), Portugal, Rumänien (seit 2007), Schweden, Slowenien (seit 2004), die Slowakei                
(seit 2004), Spanien, Tschechische Republik (seit 2004), Ungarn (seit 2004), das Vereinigte Königreich,  Zypern (seit 2004). Die neuen

 Mitgliedstaaten werden anhand einer Kettenindexformel integriert;
4 Jahresangaben = Veränderung in % gegen Vorjahr, Quartalsangaben = Veränderung in % gegen Vorzeitraum;
5 Abgrenzung nach IAO, Berechnung auf Basis saisonbereinigter Größen, für Deutschland, EZ 16 und EU 27 harmonisierte Daten;
6 Veränderung in % gegen Vorjahreszeitraum.

2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj.2007 2008 2009 2010

  7,3   7,5   6,9   7,3   7,2   7,1   7,0   6,9   6,9   6,8   6,7   6,6   6,4   6,4   6,3   -  

  7,6   9,5  10,0  10,2  10,2  10,1  10,1  10,1  10,1  10,1  10,1  10,0  10,0   9,9   9,9   -  

  7,0   8,9   9,6   9,7   9,7   9,6   9,6   9,6   9,6   9,7   9,6   9,6   9,5   9,5   9,5   -  

  4,0   5,1   5,1   5,1   5,1   5,2   5,1   5,0   5,0   5,1   5,1   4,9   4,9   4,6   4,6   -  

  5,8   9,3   9,6   9,8   9,7   9,5   9,5   9,6   9,6   9,7   9,8   9,4   9,0   8,9   8,8   -  

+ 2,8 + 0,2 + 1,2 + 1,0 + 1,2 + 0,8 + 1,2 + 1,0 + 1,3 + 1,3 + 1,6 + 1,9 + 2,0 + 2,2 + 2,3 + 2,7

+ 3,3 + 0,3 + 1,6 + 1,6 + 1,7 + 1,5 + 1,7 + 1,6 + 1,9 + 1,9 + 1,9 + 2,2 + 2,3 + 2,4 + 2,7 + 2,8

+ 3,7 + 1,0 + 2,1 + 2,1 + 2,1 + 1,9 + 2,1 + 2,0 + 2,2 + 2,3 + 2,3 + 2,7 + 2,8 + 2,9 + 3,1   -  

+ 1,4 - 1,3 - 0,7 - 1,2 - 0,9 - 0,7 - 0,9 - 0,9 - 0,6 + 0,2 + 0,1   0,0   0,0   0,0   0,0   -  

+ 3,8 - 0,3 + 1,6 + 2,2 + 2,0 + 1,1 + 1,2 + 1,1 + 1,1 + 1,2 + 1,1 + 1,5 + 1,6 + 2,1 + 2,7 + 3,2

Verbraucherpreise 6

+ 2,5 + 2,1 + 1,8 + 1,9 + 2,2 + 1,6 + 2,0 + 1,4 + 1,5 + 1,8 + 2,7 + 1,9 + 1,5 + 1,7 + 2,4 + 1,9

+ 0,1 - 1,5 - 0,3 - 0,4 - 1,6 - 1,6 - 1,2 - 1,2 - 0,8 + 0,3 + 0,6 - 0,8 - 0,8 - 0,3 + 0,2   -  

- 1,0 - 2,0 - 0,9 - 0,8 - 2,2 - 2,2 - 1,7 - 1,3 - 1,2 - 0,7 - 0,2 - 0,9 - 1,1 - 0,5 - 0,6   -  

+ 4,8 + 3,3 + 2,8 + 3,6 + 3,5 + 2,9 + 1,9 + 1,8 + 3,1 + 3,1 + 3,4 + 3,8 + 3,3 + 3,6 + 3,5   -  

- 5,1 - 4,7 - 2,7 - 3,2 - 4,9 - 4,8 - 4,2 - 2,7 - 2,4 - 2,8 - 2,8 - 3,0 - 3,4 - 3,4 - 3,0   -  

Okt.2008 2009 2010 April Mai Juni Aug. Sept. Nov. Dez. Jan. Feb. März AprilJuli

               2010              2011Jahresdurchschnitt

     2008                2009        2010                 2011

	 Deutschland

	 Eurozone	(EZ	17)	2	

	 Europäische	Union	(EU	27)	3	

	 Japan

	 USA

	 Deutschland

	 Eurozone	(EZ	17)	2

	 Europäische	Union	(EU	27)	3	

	 Japan

	 USA

	 Deutschland

	 Eurozone	(EZ	17)	2

	 Europäische	Union	(EU	27)	3	

	 Japan

	 USA

	 Deutschland

	 Eurozone	(EZ	17)	2			

	 Europäische	Union	(EU	27)	3

	 Japan

	 USA

+ 2,7 + 1,0 - 4,7 + 3,6 - 0,6 - 0,4 - 2,0 - 3,7 + 0,5 + 0,8 + 0,5 + 0,5 + 2,1 + 0,8 + 0,4 + 1,5

+ 2,8 + 0,4 - 4,1 + 1,8 - 0,4 - 0,6 - 1,8 - 2,5 - 0,2 + 0,4 + 0,2 + 0,4 + 1,0 + 0,4 + 0,3 + 0,8

+ 3,0 + 0,5 - 4,2 + 1,8 - 0,3 - 0,6 - 1,9 - 2,4 - 0,3 + 0,3 + 0,3 + 0,4 + 1,0 + 0,5 + 0,2 + 0,8

+ 2,3 - 1,2 - 6,3 + 4,0 - 0,8 - 1,3 - 2,9 - 5,4 + 2,6 - 0,5 + 1,8 + 1,5 + 0,5 + 0,8 - 0,3   -  

+ 1,9   0,0 - 2,6 + 2,9 + 0,1 - 1,0 - 1,7 - 1,2 - 0,2 + 0,4 + 1,2 + 0,9 + 0,4 + 0,6 + 0,8 + 0,4

Bruttoinlandsprodukt 1

Leistungsbilanzsaldo in % des BIP 4

Arbeitslosenquoten in % 5
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1.7	 Internationaler	Vergleich	–	Frühindikatoren

1 Institute for Supply Management (ISM), Indexwerte > 50 (< 50) = Verbesserung (Verschlechterung) der Geschäftslage, saisonbereinigt;
2 US Census Bureau, Veränderung gegen Vorjahresmonat in %;
3 University of Michigan; 
4 Ministry of Economy, Trade and Industry, Index (2000 = 100), saisonbereinigt;
5 Economic and Social Research Institute, Cabinet Office, Private Machinery, Veränderung gegen Vorjahresmonat in %;
6 Economic and Social Research Institute, Cabinet Office, Indexwerte > 50 (< 50) = Verbesserung (Verschlechterung) des Konsumentenvertrauens, 
 saisonbereinigt;
7 Reuters, Indexwerte > 50 (< 50) = Verbesserung (Verschlechterung) der Geschäftslage, saisonbereinigt;
8 Eurostat, Veränderung gegen Vorjahresmonat in %;
9 EU-Kommission, saisonbereinigte Salden.

 Eurozone

	 Konsumentenvertrauen	3

	 Einkaufsmanagerindex
	 Verarbeitendes	Gewerbe	1

	 Auftragseingänge	in	der	Industrie	2

	 Langfristige	Renditen,
	 10-jährige	Staatsanleihen

	 Konsumentenvertrauen	6

	 All-Industry-Activity-Index	4

	 Auftragseingänge	in	der	Industrie	5

	 Langfristige	Renditen,
	 10-jährige	Staatsanleihen

	 Konsumentenvertrauen	9

	 Vertrauensindikator
	 für	die	Industrie	7

	 Auftragseingänge	in	der	Industrie	8

	 Langfristige	Renditen,
	 10-jährige	Staatsanleihen

 USA

 Japan

  76,0   67,8   68,9   68,2   67,7   71,6   74,5   74,2   77,5   67,5   69,8   72,4

 +12,3  +11,2  +11,1  +13,3  +10,5  +11,6  +11,5  +11,7  +10,7  +13,4    -      -  

   3,2    3,0    2,7    2,6    2,5    2,7    3,3    3,4    3,6    3,4    3,4    -  

  43,6   43,4   42,5   41,4   41,1   40,6   40,2   41,1   40,7   38,3   33,6    -  

  96,0   97,1   96,6   96,2   96,2   96,5   96,6   96,1   96,8    -      -      -  

 + 2,5  +14,2  +31,9  + 4,3  + 5,4  +15,1  +16,1  +14,0  +27,3  - 3,7    -      -  

   1,2    1,1    1,0    1,1    0,9    1,0    1,2    1,2    1,3    1,3    1,3    -  

 -17,3  -14,0  -11,4  -11,0  -10,9  - 9,4  -11,0  -11,2  -10,0  -10,6  -11,6    -  

  -5,4   -3,8   -2,6   -1,2    0,6    1,8    5,1    6,1    6,6    6,7    5,8    -  

 +22,6  +15,1  +21,1  +13,6  +17,9  +16,6  +19,0  +22,1  +21,3    -      -      -  

   3,6    3,5    3,3    3,3    3,3    3,7    4,1    4,2    4,3    -      -      -  

  55,3   55,1   55,2   55,3   56,9   58,2   58,5   60,8   61,4   61,2   60,4    -  

Juli Sept. Nov. Jan. März MaiJuni Aug. Okt. Dez. Feb. April

           2010                   2011
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1.8	 Internationaler	Vergleich	–	Entwicklung	der	Frühindikatoren

1 Institute for Supply Management (ISM), Indexwerte > 50 (< 50) = Verbesserung (Verschlechterung) der Geschäftslage, saisonbereinigt;
2 Ministry of Economy, Trade and Industry, Index (2000 = 100), saisonbereinigt;
3 EU-Kommission, Salden, saisonbereinigt;
4 US Census Bureau, Veränderung gegen Vorjahresmonat in %;
5 Economic and Social Research Institute, Cabinet Office, Private Machinery, Veränderung gegen Vorjahresmonat in %;
6 EUROSTAT, Veränderung gegen Vorjahresmonat in %;
7 University of Michigan;
8   Economic and Social Research Institute, Cabinet Office, Indexwerte > 50 (< 50) = Verbesserung (Verschlechterung) des Konsumentenvertrauens, 

saisonbereinigt;
9 EU-Kommission, saisonbereinigte Salden.

	 	USA-Einkaufsmanagerindex	Verarbeitendes	Gewerbe																
(rechte	Skala)	1

	 Japan-All-Industry-Activity-Index	(linke	Skala)	2

	 	Vertrauensindikator	für	die	Industrie	in	der	Eurozone																			
(rechte	Skala)	3

	 	USA	4

	 Japan	5

	 	Eurozone	6

	 	USA	(rechte	Skala)	7

	 Japan	(rechte	Skala)	8

	 	Eurozone	(linke	Skala)	9

Zeitreihen	nicht	direkt	miteinander	vergleichbar.
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2.  Produzierendes Gewerbe
2.1	 Produktion	und	Kapazitätsauslastung
	 	 Bundesrepublik	Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, ifo-Institut für Wirtschaftsforschung.
1 Verfahren Census X-12-ARIMA;
2 Preisbereinigt, Index 2005 = 100;
3 Produzierendes Gewerbe (ohne Energie und Bauleistungen) = Verarbeitendes Gewerbe – soweit nicht der Energie zugeordnet –   
 sowie Erzbergbau, Gewinnung von Steinen und Erden;
4 Energieversorgung, Kohlenbergbau, Gewinnung von Erdöl und Erdgas, Mineralölverarbeitung;
5 Vorbereitende Baustellenarbeiten, Hoch- und Tiefbau;
6 Ursprungszahlen arbeitstäglich bereinigt; 
7 Saisonbereinigung des ifo-Instituts;
8 Ohne Nahrungs- und Genussmittelgewerbe und ohne Chemische Industrie;
p Vorläufiges Ergebnis.

           2010                    2011

2011

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in % 6

2011

 Produzierendes Gewerbe insgesamt

	 Industrie	3

	 	 Vorleistungsgüterproduzenten

	 	 Investitionsgüterproduzenten

	 	 Konsumgüterproduzenten

	 	 	 Gebrauchsgüterproduzenten

	 	 	 Verbrauchsgüterproduzenten

	 Energie 4

	 Bauhauptgewerbe 5

	 Industrie3

	 	 Vorleistungsgüterproduzenten

	 	 Investitionsgüterproduzenten

	 	 Konsumgüterproduzenten

	 	 	 Gebrauchsgüterproduzenten

	 	 	 Verbrauchsgüterproduzenten

	 Energie 4

	 Bauhauptgewerbe 5

2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj.

 Kapazitätsauslastung im
 Verarbeitenden Gewerbe8 

    +  2,6        +  1,5        +  1,7        +  0,7        +  2,9

    +  2,2        +  0,4        +  1,8        +  0,5        +  2,3

    +  4,6        +  5,8        +  1,3        +  0,3        +  4,3

    +  0,1        -  5,2        +  2,5        +  0,8        +  0,3

    +  2,1        +  2,1        +  1,1        +  0,8        +  2,4

    +  2,9        +  3,1        +  1,2        +  0,9        +  3,3

    +  1,9        +  1,9        +  1,1        +  0,8        +  2,3

    -  3,0        -  5,2        -  1,5        -  1,2        -  4,7

    + 15,7        + 35,2        +  3,4        +  6,2        + 22,5

    + 13,5        + 13,3        + 15,7        + 11,9        + 13,7

    + 14,0        + 14,3        + 15,8        + 12,1        + 13,9

    + 17,5        + 17,9        + 20,0        + 15,1        + 17,4

    +  4,5        +  2,8        +  6,4        +  4,4        +  5,3

    +  8,5        +  6,2        +  9,0        + 10,0        +  9,5

    +  3,8        +  2,3        +  5,9        +  3,3        +  4,5

    -  2,4        -  3,7        -  3,1        -  0,6        -  1,8

    + 35,4        + 53,1        + 56,3        + 16,2        + 30,0

      80,1          82,5          83,0          84,9          85,6

 Kapazitäts- und Geräteauslastung

 Produktion 2

 Produktion 2

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % (saisonbereinigt 1)

In % der betriebsüblichen Vollauslastung (saisonbereinigt 7) 

 Produzierendes Gewerbe insgesamt     + 12,9        + 12,7        + 15,2        + 11,2        + 13,0

1. Vj. p Januar Februar März p Feb./März p

1. Vj. p Januar Februar März p Feb./März p
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2.2	 	Entwicklung	der	Produktion1

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA; preisbereinigt, Index 2005 = 100;
2 Produzierendes Gewerbe (ohne Energie und Bauleistungen).

GG rraaffiikk__22..22..11  

85 

90 

95 

100 

105 

110 

115 

120 

2006 2007 2008 2009 2010 2011

Produzierendes Gewerbe insgesamt

GG rraaffiikk__22..22..22  

85 

90 

95 

100 

105 

110 

115 

120 

2006 2007 2008 2009 2010 2011

Industrie 2

GG rraaffiikk__22..22..33  

2006 2007 2008 2009 2010 2011
80 

90 

100 

110 

120 

130 

140 
Bauhauptgewerbe

GG rraaffiikk__22..22..44  

80 

85 

90 

95 

100 

105 

110 

2006 2007 2008 2009 2010 2011

Energie

	 gleitender	3-Monatsdurchschnitt

	 Monatswerte

	 gleitender	3-Monatsdurchschnitt

	 Monatswerte



62 Monatsbericht	06-2011	BMWi

2.3	 Auftragseingang	der	Industrie/
	 	 Auftragsbestand	des	Verarbeitenden	Gewerbes
	 	 Bundesrepublik	Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, ifo-Institut für Wirtschaftsforschung.
1 Saisonbereinigungsverfahren Census X-12-ARIMA;
2 Preisbereinigt, Index 2005 = 100;
3 Ohne Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung; ohne Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen;
4 Ursprungszahlen arbeitstäglich bereinigt;
5 Saisonbereinigung des ifo-Instituts;
p Vorläufiges Ergebnis. 

	 	 	 	 Eurozone     + 15,7         + 15,7         + 22,9         +  9,3         + 15,6

	 	 	 	 Nicht-Eurozone     + 20,4         + 23,5         + 23,5         + 15,0         + 19,0

	 	 	 	 Eurozone     +  5,5         +  2,5         +  2,7         -  2,7         +  2,6

 Industrie insgesamt 3

	 	 	 Inland

	 	 	 Ausland

	 	 Vorleistungsgüterproduzenten

	 	 	 Inland

	 	 	 Ausland

	 	 Investitionsgüterproduzenten

	 	 	 Inland

	 	 	 Ausland

	 	 Konsumgüterproduzenten

	 	 	 Inland

	 	 	 Ausland

 Industrie insgesamt 3

	 	 	 Inland

	 	 	 Ausland

	 	 Vorleistungsgüterproduzenten	

	 	 	 Inland

	 	 	 Ausland

	 	 Investitionsgüterproduzenten

	 	 	 Inland

	 	 	 Ausland

	 	 Konsumgüterproduzenten

	 	 	 Inland

	 	 	 Ausland

	 	 Gebrauchsgüterproduzenten

	 	 Verbrauchsgüterproduzenten

3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj.

	 Verarbeitendes	Gewerbe	insgesamt

	 	 Vorleistungsgüterproduzenten

	 	 Investitionsgüterproduzenten

	 	 Konsumgüterproduzenten

   2,3      2,3      2,4      2,5      2,7      2,7      2,7      2,8

   1,8      1,8      1,8      1,9      2,2      2,2      2,3      2,3

   2,8      2,9      3,1      3,3      3,5      3,4      3,4      3,6

   2,2      2,0      2,1      1,9      2,0      2,3      2,1      2,4

    + 15,0         + 16,5         + 19,6         +  9,7         + 14,3

    + 11,1         + 12,1         + 15,4         +  6,3         + 10,6

    + 18,3         + 20,1         + 23,3         + 12,6         + 17,6

    + 11,5         + 14,2         + 11,7         +  8,8         + 10,1

    + 10,0         + 12,7         + 10,9         +  6,8         +  8,7

    + 13,2         + 16,0         + 12,8         + 11,2         + 12,0

    + 19,2         + 20,3         + 27,2         + 11,3         + 18,6

    + 13,7         + 14,1         + 21,5         +  6,6         + 13,4

    + 22,9         + 24,6         + 31,2         + 14,4         + 22,2

    +  4,6         +  2,2         +  9,1         +  2,7         +  5,8

    +  2,2         -  1,6         +  6,2         +  2,0         +  4,1

    +  7,0         +  5,8         + 11,7         +  3,5         +  7,5

    + 10,3         + 12,7         + 12,1         +  6,5         +  9,1

    +  2,8         -  1,3         +  8,1         +  1,5         +  4,7

 Auftragseingang 2

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % (saisonbereinigt 1)

2011

    +  2,3         +  3,1         +  1,9         -  4,0         +  1,4

    +  3,2         +  4,7         +  2,1         -  3,5         +  2,6

    +  1,5         +  1,7         +  1,8         -  4,3         +  0,4

    +  4,5         +  5,2         -  0,4         +  0,3         +  2,2

    +  5,3         +  6,9         +  0,5         +  0,3         +  4,0

    +  3,4         +  3,4         -  1,5         +  0,3         +  0,3

    +  1,0         +  1,8         +  3,6         -  7,2         +  0,7

    +  1,7         +  3,2         +  3,4         -  7,4         +  1,2

    +  0,4         +  0,9         +  3,8         -  7,2         +  0,5

    +  1,3         +  1,5         +  1,4         -  0,6         +  1,9

    +  1,7         +  1,8         +  3,2         -  0,7         +  3,7

    +  1,1         +  1,1         -  0,1         -  0,6         +  0,2

2011
 Auftragseingang 2

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in % 4

    2009       2010             2011

Reichweite in Monaten (saisonbereinigt 5)

 Auftragsbestand

	 	 	 	 Nicht-Eurozone     -  1,2         +  1,3         +  1,2         -  5,5         -  0,9

1. Vj. p Januar Februar März p Feb./März p

1. Vj. p Januar Februar März p Feb./März p
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2.4	 		Entwicklung	des	Auftragseingangs	der	Industrie1	
	 	 Bundesrepublik	Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Preisbereinigt, Index 2005 = 100; saisonbereinigt, Verfahren Census X–12–ARIMA;
2 Gebrauchs- und Verbrauchsgüterproduzenten.
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2.5	 Auftragseingang	im	Bauhauptgewerbe
	 	 Bundesrepublik	Deutschland,	Westdeutschland,	Ostdeutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Verfahren Census X-12-ARIMA; 
2  Einschließlich vorbereitende Baustellenarbeiten; preisbereinigt, Index 2005 = 100;
3 Veranschlagte Baukosten, saisonbereinigt;
4 Kubikmeter umbauter Raum, Ursprungszahlen, 1995 = 100;
5  ifo-Konjunkturtest, Behinderungen der Bautätigkeit durch ungünstige Witterungsbedingungen, Ursprungszahlen, Anteil der positiven 

Antworten in Prozent;
6 ifo-Konjunkturtest, Ursprungszahlen, in Prozent.

     2010           2011

     2010           2011

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % (saisonbereinigt 1)

 Auftragseingang 2

 Auftragseingang 2

 Hoch- und Tiefbau insgesamt

	 Hochbau

	 	 Wohnungsbau

	 	 Hochbau	ohne	Wohnungsbau

	 Tiefbau

	 	 Straßenbau

	 	 Tiefbau	ohne	Straßenbau

    +  4,9        -  4,7        -  5,6        +  7,6        +  8,7        +  9,1

    +  4,6        -  4,4        -  3,7        + 13,4        +  5,3        + 14,2

    -  5,1        +  1,7        +  1,1        +  2,4        +  7,7        +  6,9

    + 10,1        -  7,4        -  6,4        + 19,7        +  4,1        + 18,1

    +  4,9        -  5,0        -  7,7        +  1,6        + 12,6        +  3,7

    -  7,0        +  9,4        -  7,5        -  9,9        + 16,8        -  6,2

    + 12,3        - 12,3        -  7,8        +  8,8        + 10,5        +  9,9

	 Hochbau	insgesamt

	 	 	Wohnungsbau

	 	 	Wirtschaftsbau

    +  1,4        -  0,2        -  6,1        +  7,8        +  9,1        +  9,1

    +  1,5        +  5,5        - 16,7        + 20,5        +  4,2        + 11,8

    +  5,0        -  4,8        +  2,5        -  4,3        + 18,6        +  6,2

 Baugenehmigungen	3 

	 	 Öffentlicher	Bau     -  6,7        - 11,4        + 21,0        -  6,7        +  8,6        +  5,8

 Hoch- und Tiefbau insgesamt

	 Hochbau

	 	 Wohnungsbau

	 	 Hochbau	ohne	Wohnungsbau

	 Tiefbau

	 	 Straßenbau

	 	 Tiefbau	ohne	Straßenbau

    +  1,1        +  0,5        - 10,3        +  8,6        +  1,6        +  4,6

    +  3,4        -  0,5        -  4,8        + 21,2        + 14,5        + 17,5

    +  1,2        +  5,7        + 11,6        + 37,3        + 25,4        + 30,4

    +  4,5        -  3,6        - 12,2        + 14,9        +  9,8        + 12,1

    -  1,0        +  1,8        - 16,1        -  4,5        - 11,2        -  8,4

    - 17,2        -  0,4        - 21,7        -  9,1        - 14,0        - 12,0

    +  9,4        +  3,1        - 13,0        -  2,3        - 10,0        -  6,7

 Baugenehmigungen im   
 Wohnungsbau 4

    +  2,4        + 13,8        -  5,2        + 27,9        + 26,6        + 27,2

  2010                    2011

 Baubehinderungen 5     + 61,0        + 88,0        + 81,0        + 70,0        + 36,0        + 53,0

 Geräte- bzw.    
 Kapazitätsausnutzung 6

    + 66,3        + 54,3        + 54,0        + 60,8        + 71,2        + 66,0

 Kapazitäts- und Geräteauslastung

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in %

Weitere Konjunkturindikatoren im Baugewerbe

Oktober November Dezember Januar Februar Jan./Feb.

Oktober November Dezember Januar Februar Jan./Feb.

Dezember Januar Februar März April März/April



65

2.6	 	Entwicklung	des	Auftragseingangs	im	Bauhauptgewerbe
	 	 Bundesrepublik	Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Preis- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA, Index 2005 = 100;
2 Hoch- und Tiefbau einschließlich vorbereitende Baustellenarbeiten;
3 Kubikmeter umbauter Raum; Ursprungszahlen.
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	 Monatswerte
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2.7	 ifo	–	Geschäftsklima
	 	 Bundesrepublik	Deutschland

Quelle: ifo-Institut für Wirtschaftsforschung.
1 Saisonbereinigungsverfahren des ifo-Instituts. 

Salden saisonbereinigt 1

      2010                2011

November Dezember Januar Februar März April

 Gewerbliche Wirtschaft

	 	 Geschäftsklima

	 	 	 Geschäftslage	(Beurteilung)

	 	 	 Geschäftslage	(Erwartungen)

   + 17,9        + 18,9        + 19,9        + 21,8        + 21,4        + 19,9

   + 20,3        + 21,7        + 21,6        + 25,3        + 27,3        + 28,1

   + 15,5        + 16,3        + 18,2        + 18,3        + 15,6        + 12,0

  Verarbeitendes Gewerbe

	 	 	 Geschäftsklima

	 	 	 	 Geschäftslage	(Beurteilung)

	 	 	 	 Geschäftslage	(Erwartungen)

	 	 	 Vorleistungsgüterproduzenten

	 			 	 Geschäftsklima

	 	 	 	 Geschäftslage	(Beurteilung)

	 	 	 	 Geschäftslage	(Erwartungen)

	 	 	 Investitionsgüterproduzenten

	 	 	 Geschäftsklima

	 	 	 	 Geschäftslage	(Beurteilung)

	 	 	 	 Geschäftslage	(Erwartungen)

	 	 	 Konsumgüterproduzenten

	 	 	 Geschäftsklima

	 	 	 	 Geschäftslage	(Beurteilung)

	 	 	 	 Geschäftslage	(Erwartungen)

  Bauhauptgewerbe

	 	 	 Geschäftsklima

	 	 	 	 Geschäftslage	(Beurteilung)

	 	 	 	 Geschäftslage	(Erwartungen)

   - 14,5        - 15,6        -  6,0        -  3,6        -  7,2        -  5,7

   - 15,3        - 23,9        - 18,1        - 12,2        - 13,1        -  6,5

   - 13,8        -  6,9        +  6,9        +  5,4        -  1,1        -  4,8

   + 25,3        + 23,7        + 27,8        + 29,5        + 29,9        + 28,8

   + 27,8        + 27,9        + 32,4        + 36,6        + 39,9        + 40,6

   + 22,9        + 19,5        + 23,3        + 22,5        + 20,4        + 17,6

   + 29,7        + 29,2        + 33,0        + 32,1        + 35,1        + 31,8

   + 33,4        + 32,8        + 39,7        + 41,1        + 47,0        + 47,2

   + 26,0        + 25,6        + 26,5        + 23,5        + 23,7        + 17,3

   + 28,6        + 27,7        + 33,7        + 35,5        + 37,0        + 36,3

   + 29,1        + 33,0        + 39,1        + 44,8        + 49,9        + 48,6

   + 28,1        + 22,5        + 28,4        + 26,6        + 24,7        + 24,6

   + 10,7        +  9,9        +  8,7        + 14,8        + 11,5        + 10,0

   + 10,7        + 13,6        +  9,4        + 13,1        + 13,5        + 13,6

   + 10,8        +  6,2        +  8,1        + 16,5        +  9,6        +  6,5
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2.8	 	Entwicklung	des	ifo-Geschäftsklimas1

	 	 Bundesrepublik	Deutschland

Quelle: ifo-Institut für Wirtschaftsforschung.
1 Saisonbereinigte Salden, Saisonbereinigungsverfahren des ifo-Instituts.
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3.  Privater Konsum
3.1	 Einzelhandelsumsatz,	Geschäfts-	und	Konsumklima
	 	 Bundesrepublik	Deutschland	

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, Kraftfahrzeugbundesamt, ifo-Institut, Gesellschaft für Konsumforschung (GfK).
1 2005 = 100; 
2 Preis-, kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA, Gastgewerbe nach Berliner Verfahren (BV 4.1); 
3  Einzelhandelsumsatz: preis- und kalenderbereinigt; Handel mit Kfz; Gastgewerbe: Preisbereinigt, Ursprungszahlen von Kalender-

unregelmäßigkeiten nicht bereinigt;
4 Ursprungszahlen;
5 Indikator für die Entwicklung der Ausgaben der Privaten Haushalte für Wohnen (COICOP-VPI-Nr. 04);
6 Salden der positiven und negativen Antworten, Saisonbereinigung des ifo-Instituts;
7 Salden der positiven und negativen Antworten, Saisonbereinigung der Gesellschaft für Konsumforschung (GfK).

 + 28,0   + 30,3   + 32,9   + 34,5   + 35,0   + 35,3   + 35,4      -  

 +  5,0   +  5,2   +  5,5   +  5,6   +  5,8   +  6,0   +  5,9   +  5,7

 +  2,7   + 12,3   + 17,4   +  9,9   + 13,2   + 10,4   +  6,3      -  

 + 16,1   + 14,2   + 30,9   + 17,9   + 11,6   + 13,7   + 12,0      -  

 +  9,3   + 13,3   + 24,0   + 13,9   + 12,4   + 12,1   +  9,1      -  

	 	 darunter:
	 	 Lebensmittel,	Getränke,	Tabakwaren

	 	 Textilien,	Bekleidung,	Schuhe,		
	 	 Lederwaren

	 	 Möbel,	Raumausstattung,	
						 Haushaltsgeräte,	Baubedarf

 Handel mit Kfz; Instandhaltung 
 und Reparatur von Kfz

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in %  3Veränderungen gegen Vorzeitraum in % 2

Januar Februar März Feb./März Januar Februar März Feb./März

 Einzelhandel
 (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen)

November Dezember Januar Februar März April März/April Jan.-April

 Pkw-Neuzulassungen4

 Preise für Wohnung, Wasser, Strom,  
 Gas und andere Brennstoffe 5

Oktober November Dezember Januar Februar März April Mai

 ifo – Konjunkturtest Einzelhandel 6

	 	 Geschäftsklima

	 	 Geschäftslage	

	 	 Geschäftserwartungen

 GfK – Konsumklima 7

	 	 darunter:	Anschaffungsneigung

          2010                   2011

2011

     2010         2011

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in %

Weitere Indikatoren

Stimmungsindikatoren

Umsätze1 (Monatliche Messzahlen)

 -  6,2   +  6,9   + 16,5   + 15,2   + 11,4   +  2,6   +  7,3   + 10,7

 +  1,9   +  2,4   +  2,7   +  3,1   +  3,2   +  3,1   +  3,1   +  3,0

 -  1,2      0,0   -  0,2   -  0,7   -  2,1   -  1,3   -  1,9   -  1,7

 +  1,7   +  3,7   -  2,5   +  3,3   +  3,5   +  5,7   -  0,1   +  2,4

 +  4,5   +  2,3   -  4,0   +  2,4   +  7,8   +  6,2   -  0,3   +  2,5

	 	 Geräte	der	Informations-	und
						 Kommunikationstechnik

 +  8,6   -  6,1   -  2,8   -  3,6   + 13,2   +  3,9   +  2,6   +  3,2

	 	 Apotheken	und	medizinischer		
	 	 Facheinzelhandel

 +  1,3   -  0,9   -  3,0   -  1,8   +  5,5   +  2,3   -  2,2      0,0

 +  6,9   +  1,8   -  4,3   +  2,9   + 16,3   + 20,4   +  8,2   + 13,4

 Gastgewerbe  +  4,0   -  1,2      -        -     +  3,9   +  1,3      -        -  

 +  0,7   +  0,1   -  2,7   -  0,9   +  3,0   +  2,0   -  0,7   +  0,5
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3.2	 	Entwicklung	des	privaten	Konsums

Quellen: Statistisches Bundesamt, ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, Gesellschaft für Konsumforschung (GfK).
1 2005 = 100, preis- und saisonbereingt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
2 Saisonbereinigung des ifo-Instituts;
3 Saisonbereinigung der GfK.
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	 gleitender	12-Monatswert     				Monatswerte
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4.  Außenwirtschaft
4.1	 Einfuhr,	Ausfuhr,	Leistungsbilanz

Quellen: Statistisches Bundesamt und Deutsche Bundesbank.
1 Ursprungszahlen; 
2 Verfahren Census X-12-ARIMA;
3 Preisbasis 2005.

	 Einfuhr	(Waren)

  2010                   2011

2011

1. Vj. Jan.-März

	 Ausfuhr	(Waren)

	 Saldo	der	

	 	 Handelsbilanz

	 	 Ergänzungen	zum	Warenverkehr

	 	 Dienstleistungen

	 	 Erwerbs-	und	Vermögenseinkommen

	 	 laufenden	Übertragungen

	 	 Leistungsbilanz

4. Vj. 1. Vj. Januar Februar März Jan.-März

	 Saldo	der

	 	 Handelsbilanz

	 	 Ergänzungen	zum	Warenverkehr

	 	 Dienstleistungen

	 	 Erwerbs-	und	Vermögenseinkommen

	 	 laufenden	Übertragungen

	 	 Leistungsbilanz

	 	 Einfuhr	(Waren)

	 	 Ausfuhr	(Waren)

Werte Volumen 3

Februar März Feb./März Januar Februar Jan./Feb.

	 	 Einfuhr	(Waren)

	 	 Ausfuhr	(Waren)

    179,7          67,9         179,7         219,9          79,4         219,9

    217,5          84,9         217,5         260,9          98,3         260,9

   + 37,8        + 17,0        + 37,8        + 41,0        + 18,9        + 41,0

   -  2,5        -  1,2        -  2,5        -  4,4        -  1,9        -  4,4

   -  0,9        +  0,6        -  0,9        -  0,3        +  0,5        -  0,3

   + 14,3        +  5,1        + 14,3        + 13,2        +  4,9        + 13,2

   - 14,1        -  2,7        - 14,1        - 14,1        -  2,9        - 14,1

   + 34,6        + 18,8        + 34,6        + 35,5        + 19,5        + 35,5

   -  1,4        +  3,1        +  2,0        -  0,8        +  1,9        +  3,1

   -  0,9        -  1,8        -  0,3        -  0,8        -  0,7        -  1,8

   -  0,6        +  0,6        +  0,3        +  0,3        -  0,1        +  0,6

   -  2,5        -  1,1        -  0,9           0,0        -  0,2        -  1,1

   +  0,8           0,0        +  0,5        -  0,2        -  0,2           0,0

   -  4,2        +  1,0        +  1,5        -  1,3        +  0,7        +  1,0

   + 25,6        + 22,4        + 24,1        + 27,3        + 16,9        + 22,4

   + 20,0        + 19,9        + 24,2        + 21,1        + 15,8        + 19,9

   +  4,0        +  3,1        +  6,8        +  1,2        +  2,7        +  1,0

   +  2,8        +  7,3        +  6,0        -  2,3        +  3,6        -  0,9

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % (saisonbereinigt 2)

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum 1

Werte in Mrd. Euro

in %

in Mrd. Euro

2010 2011

1. Vj.März MärzJan.-März
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4.2	 	Entwicklung	der	Außenwirtschaft

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Verfahren Census X-12-ARIMA.
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	 Ausfuhr,	gleitender	3-Monatsdurchschnitt	 	 	 	 				Ausfuhr,	Monatswerte



72 Monatsbericht	06-2011	BMWi

5.  Arbeitsmarkt
5.1	 Erwerbstätige,	Arbeitslose,	Kurzarbeiter,	offene	Stellen
	 	 Bundesrepublik	Deutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt.
1 Berechnung nach dem Inlandskonzept im Rahmen der Erwerbstätigenrechnung des StBA;
2  Abgrenzung nach IAO. Die Angaben werden seit September 2007 im Rahmen der Arbeitskräftestichprobe des Mikrozensus erhoben; 
3  Mit dem Berichtsmonat März 2011 werden die Erwerbslosenquoten ausschließlich auf der Basis von Ergebnissen der Arbeitskräfteerhebung  

ermittelt. Diese Quoten liegen im Durchschnitt um 0,2 Prozentpunkte über den bisherigen Ergebnissen;
4  Nationale Abgrenzung; 
5 Verfahren Census X-12-ARIMA;
6 In 1.000 Personen, Quoten in %.

20112010

2011

      2010                2011

Februar März April Februar März April

	 Erwerbstätige 1

	 Arbeitslose 4

	 Arbeitslosenquote	in	% 3	4

	 Zugänge	an	Arbeitslosen 4

	 Abgänge	an	Arbeitslosen 4

	 Kurzarbeiter 4		7

	 Gemeldete	Arbeitsstellen 4

Februar März April Februar März April

	 Erwerbstätige 1

	 Arbeitslose 4

	 Kurzarbeiter 4	7

	 Gemeldete	Arbeitsstellen 4

November Dezember Januar Februar März April

	 Erwerbstätige 1

	 Erwerbslosenquote	in	% 2	3

	 Arbeitslose 4

	 Arbeitslosenquote	in	% 3	4

	 Gemeldete	Arbeitsstellen 4

	 Erwerbstätige 1

	 Arbeitslose 4

Saisonbereinigte Zahlen 5 6

Ursprungszahlen 6

	 Erwerbslose 2

	 Erwerbslosenquote	in	% 2	3

	 Erwerbslose 2	

	 Erwerbslose 2

	 Erwerbslose 2

  40 686         40 728        40 788        40 825        40 863           -  

     6,7            6,6           6,4           6,4           6,3           -  

   3 138          3 135         3 115         3 062         3 007         2 970

     7,4            7,4           7,4           7,3           7,1           7,1

     399            411           426           438           447           460

   2 777          2 734         2 691         2 653         2 621           -  

  39 802         39 957        40 201        40 370        40 511           -  

   3 635          3 560         3 399         3 313         3 210         3 078

     8,6            8,5           8,1           7,9           7,6           7,3

     759            731           789           702           650           651

   1 031            874           632           -             -             -  

     298            320           335           417           442           461

     734            806           950           735           752           783

   3 411          3 220         3 031         2 758         2 727           -  

     8,2            7,7           7,3           6,6           6,5           -  

   +  43          +  25         +  19         + 120         + 122         + 126

   -  33          - 102         - 132         - 322         - 350         - 321

   - 157          -  31           -           - 653         - 493           -  

   +   9          + 141           -           + 568         + 554           -  

   +  50          +  42         +  60         +  37         +  38           -  

   -  12          -   3         -  20         -  53         -  55         -  37

   -  43          -  43         -  43         -  38         -  32           -  

     -              -             -             -             -             -  

Veränderungen gegen Vorzeitraum Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum

Veränderungen gegen Vorzeitraum
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5.2	 	Entwicklung	des	Arbeitsmarkts
	 	 Bundesrepublik	Deutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt.
1 Erwerbstätige nach Inlandskonzept.
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5.3	 Arbeitslose,	Kurzarbeiter,	offene	Stellen	in	Westdeutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt.
1 Basis: alle zivilen Erwerbspersonen;
2 Nationale Abgrenzung; 
3 Verfahren Census X-12-ARIMA;
4 In 1.000 Personen, Quoten in %.

	 Zugänge	an	Arbeitslosen	 2

Veränderungen gegen Vorzeitraum Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum

Februar März April April

	 Arbeitslose 2

	 Arbeitslosenquote	in	% 	1	 2

	 Abgänge	an	Arbeitslosen 2

	 Kurzarbeiter 2	

	 Gemeldete	Arbeitsstellen 2

Februar März April April

	 Arbeitslose 2

	 Kurzarbeiter 2	

	 Gemeldete	Arbeitsstellen 2

November Dezember Januar Februar März April

	 Arbeitslosenquote	in	% 1	 2

	 Gemeldete	Arbeitsstellen 2

	 Arbeitslose 2

	 Gemeldete	Arbeitsstellen 2

Veränderungen gegen Vorzeitraum

      2010                2011

Saisonbereinigte Zahlen 3 4

2011

2010 2011

Ursprungszahlen 4

	 Arbeitslose	2

   +   8          +  11         +  12         +  10         +   9         +  12

     334            345           357           367           376           388

   -   8          -   9         -  18         -  39         -  37         -  26

     6,4            6,4           6,3           6,2           6,1           6,0

   +  34          +  20         +  17         + 102         + 107         + 111

     -              -             -             -             -             -  

   2 157          2 148         2 130         2 091         2 054         2 028

     534            509           553           492           454           457

     845            713           530           -             -             -  

     246            262           275           348           368           386

   -  33          -  70         -  82         - 237         - 254         - 238

     522            562           651           525           524           538

   2 475          2 422         2 324         2 238         2 168         2 085

     7,4            7,2           6,9           6,6           6,4           6,2

Februar März

MärzFebruar
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5.4	 	Entwicklung	des	Arbeitsmarkts	in	Westdeutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt.
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5.5	 Arbeitslose,	Kurzarbeiter,	offene	Stellen	in	Ostdeutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt.
1 Basis: alle zivilen Erwerbspersonen;
2 Nationale Abgrenzung; 
3 Verfahren Census X-12-ARIMA;
4 In 1.000 Personen, Quoten in %.

	 Zugänge	an	Arbeitslosen	2

Veränderungen gegen Vorzeitraum Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum

Februar März April April

	 Arbeitslose 	2

	 Arbeitslosenquote	in	% 	1	 2

	 Abgänge	an	Arbeitslosen	2

	 Kurzarbeiter	2	

	 Gemeldete	Arbeitsstellen 2

Februar März April April

	 Arbeitslose	2

	 Kurzarbeiter	2	

	 Gemeldete	Arbeitsstellen 2

November Dezember Januar Februar März April

	 Arbeitslosenquote	in	%	1	 2

	 Gemeldete	Arbeitsstellen 2

	 Arbeitslose	2

	 Gemeldete	Arbeitsstellen 2

Veränderungen gegen Vorzeitraum

      2010                2011

Saisonbereinigte Zahlen 3 4

2011

2010 2011

Ursprungszahlen 4

	 Arbeitslose	2

   +   2          +   1         +   3         +   2             0         +   1

      65             66            69            71            71            72

   -   4          +   6         -   2         -  14         -  18         -  11

    11,6           11,7          11,7          11,5          11,3          11,2

   +   9          +   4         +   1         +  17         +  16         +  15

     -              -             -             -             -             -  

     981            987           985           971           953           942

     225            222           236           210           196           194

     183            160           101           -             -             -  

      52             58            60            69            74            75

       0          -  32         -  50         -  85         -  96         -  83

     212            244           299           211           228           244

   1 160          1 138         1 076         1 075         1 043           993

    13,7           13,4          12,7          12,7          12,4          11,8

März

März

Februar

Februar
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5.6	 Entwicklung	des	Arbeitsmarkts	in	Ostdeutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt.
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6.  Preise
6.1	 Verbraucherpreise,	Erzeugerpreise,	Baupreise
	 	 Bundesrepublik	Deutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisindex 2005 = 100; Gliederung nach Waren und Leistungen; Abgrenzung nach der COICOP (Classification of Individual Consumption by Purpose);
2 Obst, Gemüse (einschl. Kartoffeln), Fische;
3 Insgesamt ohne Energie und saisonabhängige Nahrungsmittel;
4 Saisonbereinigungsverfahren Census X-11;
5 Harmonisierter Verbraucherpreisindex, Ursprungszahlen, Basis 2005 = 100;
6 Ursprungszahlen, Preisindex 2005 = 100; 
7 Dreimonatsvergleich, Ursprungszahlen, Preisindex 2005 =100;
8 Endmonat des 3-Monatszeitraums.

Februar März April Februar März April

                   2010           2011

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in %

      2010         2011             2010                2011

 Insgesamt (Ursprungszahlen)

	 	 Waren

	 	 	 Verbrauchsgüter	

	 	 	 	 darunter:	Nahrungsmittel

	 	 	 	 darunter:	Saisonabhängige		
	 	 	 	 Nahrungsmittel 2

	 	 	 Gebrauchsgüter	mit	mittlerer	
	 	 	 Lebensdauer

	 	 	 Langlebige	Gebrauchsgüter

	 	 Dienstleistungen

	 	 	 darunter:	Wohnungsmiete

	 nachrichtlich:
	 Kerninflation 3

 Insgesamt

			 	 Vorleistungsgüterproduzenten

	 	 Investitionsgüterproduzenten

	 	 Konsumgüterproduzenten

	 	 	 Gebrauchsgüterproduzenten

	 	 	 Verbrauchsgüterproduzenten

	 Energie

August 8 November 8 Februar 8 August 8 November 8 Februar 8

	 Wohngebäude

	 Straßenbau

   +  0,5        +  0,5        +  0,2        +  2,1        +  2,1        +  2,4

   +  0,5        +  1,0        +  0,3        +  3,1        +  3,2        +  3,1

   +  0,5        +  1,0        +  0,5        +  4,7        +  4,6        +  4,4

   +  1,0        -  0,2           0,0        +  3,4        +  2,2        +  1,4

   +  3,0        -  3,4        -  0,9        +  9,8        +  1,5        -  3,2

   +  0,6        +  1,6        +  0,1        +  0,4        +  1,2        +  1,2

   +  0,3        +  0,1        -  0,1           0,0           0,0           0,0

   +  0,7        -  0,1        +  0,2        +  1,1        +  0,9        +  1,7

   +  0,1        +  0,2        +  0,1        +  1,2        +  1,3        +  1,2

   +  0,5        +  0,2        +  0,2        +  1,0        +  1,0        +  1,6

   +  0,7        +  0,4           -          +  6,4        +  6,2           -  

   +  1,1        +  0,1           -          +  8,5        +  7,7           -  

   +  0,2           0,0           -          +  1,1        +  1,0           -  

   +  0,4        +  0,3           -          +  2,9        +  3,3           -  

   +  0,2        +  0,1           -          +  1,5        +  1,4           -  

   +  0,4        +  0,3           -          +  3,1        +  3,6           -  

   +  0,9        +  1,2           -          + 11,0        + 10,5           -  

   +  0,4        +  0,4        +  1,1        +  1,2        +  1,6        +  2,6

   +  0,3        +  0,1        +  0,8        +  0,8        +  0,8        +  1,6

 Baupreise 7

 Erzeugerpreise gewerblicher  
 Produkte 6

 Verbraucherpreise 1

Februar März April Februar März April

	 HVPI 5    +  0,6        +  0,6        +  0,2        +  2,2        +  2,3        +  2,6

 Insgesamt (saisonbereinigt 4)

 Insgesamt ohne Energie 
 (saisonbereinigt 4)

   +  0,1        +  0,5        +  0,2           -             -             -  

   +  0,1        +  0,2        +  0,2           -             -             -  
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6.2	 	Entwicklung	der	Verbraucherpreise,	Erzeugerpreise,	
Kerninflation

Quelle: Statistisches Bundesamt.
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6.3	 Weltmarktpreise	für	Rohstoffe,	Außenhandelspreise,	
	 	 Wechselkurse	des	Euro
	 	 Bundesrepublik	Deutschland

Quellen: HWWI-Institut für Wirtschaftsforschung, Europäische Zentralbank, Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 HWWI-Index auf US-Dollar-Basis, 2010 = 100;
2 Index 2005 = 100;
3  Erstes Quartal 1999 = 100; Berechnung der EZB; EWK-20-Gruppe: Durchschnitte der Euro-Wechselkurse. Die dabei verwendeten Gewichte 

beruhen auf dem Handel mit gewerblichen Erzeugnissen von 1999 bis 2001 mit den Handelspartnern Australien, Bulgarien, China, Dänemark, 
Estland, Hongkong, Japan, Kanada, Lettland, Litauen, Norwegen, Polen, Rumänien, Schweden, Schweiz, Singapur, Südkorea, Tschechische 
Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich sowie Vereinigte Staaten und spiegeln auch Drittmarkteffekte wider;

4 Realer effektiver Wechselkurs Deutschlands auf Basis der Verbraucherpreise (24 Industrieländer);
5 Realer effektiver Wechselkurs Deutschlands auf Basis der Verbraucherpreise (56 Industrieländer).

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in %

                   2010           2011

 Weltmarktpreise für Rohstoffe 1

 Insgesamt

	 	 Nahrungs-	und	Genussmittel

	 	 Industrie-Rohstoffe

	 	 Energie-Rohstoffe	(Kohle	und	Rohöl)

 Außenhandelspreise 2

 Einfuhrpreise insgesamt

	 Güter	der	Ernährungswirtschaft

	 Güter	der	gewerblichen	Wirtschaft

	 	 Rohstoffe	und	Halbwaren

	 	 Fertigwaren

 Ausfuhrpreise insgesamt

 Terms of Trade

Februar März April Februar März April

   +  4,5        +  8,1        +  6,1        + 33,3        + 36,5        + 35,6

   +  4,3        -  2,5        +  1,5        + 51,1        + 51,9        + 55,0

   +  3,2        -  1,1        +  4,9        + 36,7        + 27,2        + 20,3

   +  4,8        + 10,7        +  6,6        + 31,5        + 37,2        + 37,4

   +  1,1        +  1,1           -          + 11,9        + 11,3           -  

   +  1,7        -  0,6           -          + 12,5        +  9,5           -  

   +  1,1        +  1,3           -          + 11,9        + 11,5           -  

   +  3,0        +  3,6           -          + 33,9        + 31,6           -  

   +  0,1        +  0,2           -          +  4,0        +  3,8           -  

   +  0,4        +  0,3           -          +  5,4        +  4,9           -  

   -  0,8        -  0,8           -          -  5,8        -  5,7           -  

 Wechselkurs des Euro

			 nominaler	effektiver	Wechselkurs	
	 des	Euro 3

			 realer	effektiver	Wechselkurs	des	Euro 3

	 Indikator	der	preislichen	
	 Wettbewerbsfähigkeit 4

	 Indikator	der	preislichen	
	 Wettbewerbsfähigkeit 5

   +  1,0        +  1,7        +  1,7        -  4,2        -  2,1        +  0,9

   +  0,8        +  2,0        +  1,8        -  4,7        -  2,6        +  0,3

   +  0,5        +  0,6        +  0,8        -  2,1        -  1,6        -  0,1

   +  0,7        +  0,8        +  0,7        -  3,2        -  1,9        -  0,1

Ursprungszahlen, Monatsdurchschnitte

	 Wechselkurs	1	Euro	/	US-Dollar

	 Wechselkurs	1	Euro	/	Yen

	 Wechselkurs	1	Euro	/	Pfund	Sterling

   1,3661        1,3220        1,3360        1,3649        1,3999        1,4442

   112,69        110,11        110,38        112,77        114,40        120,42

   0,8551        0,8481        0,8471        0,8464        0,8665        0,8829

      2010                2011

November Dezember Januar Februar März April
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6.4	 		Entwicklung	der	Weltmarktpreise	für	Rohstoffe,	
Außenhandelspreise,	Außenwert	des	Euro

Quellen: HWWI-Institut, Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1  Erstes Quartal 1999 = 100; Berechnung der EZB; EWK-20-Gruppe: Durchschnitte der Euro Wechselkurse. Die dabei verwendeten Gewichte 

beruhen auf dem Handel mit gewerblichen Erzeugnissen von 1999 bis 2001 mit den Handelspartnern Australien, Bulgarien, China, Dänemark, 
Estland, Hongkong, Japan, Kanada, Lettland, Litauen, Norwegen, Polen, Rumänien, Schweden, Schweiz, Singapur, Südkorea, Tschechische 
Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich sowie Vereinigte Staaten und spiegeln auch Drittmarkteffekte wider;

2 Realer effektiver Wechselkurs Deutschlands auf Basis der Verbraucherpreise (24 Industrieländer).

	 auf	Euro-Basis
	 auf	US-Dollar-Basis

	 Einfuhrpreise
	 Ausfuhrpreise

	 Außenwert	des	Euro	gegenüber	dem	US-Dollar;	1999	=	100
	 	Nominaler	effektiver	Wechselkurs	des	Euro	1;			

1.	Quartal	1999	=	100
	 Indikator	der	preislichen	Wettbewerbsfähigkeit	2
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7.  Monetäre Entwicklung
7.1	 Zinsen,	Geldmenge,	Kredite,	Aktienindizes

Quellen: Europäische Zentralbank, Deutsche Bundesbank, Deutsche Börse AG, Dow Jones & Company.
1 Saisonbereingt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
2 Ursprungszahlen;
3 Performanceindex (mit Bereinigung um Dividendenzahlungen und Kapitalveränderungen);
4 Kurs- bzw. Preisindex.

	 3-Monats	EURIBOR

	 6-Monats	EURIBOR

	 12-Monats	EURIBOR

	 Umlaufsrendite	
	 3 	–5-jähriger	Bundesanleihen

	 Umlaufsrendite	
	 5 –8-jähriger	Bundesanleihen

	 Umlaufsrendite	
	 9 –10-jähriger	Bundesanleihen

	 Wachstum	der	Geldmenge	M1 1

	 Wachstum	der	Geldmenge	M2 1

	 Wachstum	der	Geldmenge	M3 1

	 Wachstum	der	Geldmenge	M3
	 3-Monatsdurchschnitt1

	 Kredite	an	den	privaten	Sektor	im		
	 Euroraum 1

	 Kredite	an	den	privaten	Sektor	in		
	 Deutschland1

	 darunter:	 Buchkredite	im	Euroraum

	 	 	 	 	 Buchkredite	in	Deutschland

	 Deutscher	Aktienindex	(DAX	30) 3

	 Dow	Jones	Euro	Stoxx	(50) 4

	 Standard	&	Poor’s	500 4

November Dezember Januar Februar März April

     1,04          1,02          1,02          1,09          1,18          1,32

     1,27          1,25          1,25          1,35          1,48          1,62

     1,54          1,53          1,55          1,71          1,92          2,09

     1,43          1,58          1,81          2,10          2,23          2,45

     2,03          2,34          2,56          2,77          2,83          2,98

     2,53          2,91          3,02          3,20          3,21          3,34

   +  2,3        +  2,2        +  2,3        +  2,4        +  2,6           -  

   +  2,1        +  1,7        +  1,5        +  2,1        +  2,3           -  

   +  1,6        +  1,8        +  1,8        +  2,0           -             -  

   +  4,6        +  4,4        +  3,2        +  2,9        +  3,0           -  

   +  1,9        +  1,6        +  2,1        +  2,3        +  2,2           -  

   +  0,2        -  0,6        +  0,1        +  1,1        +  0,8           -  

   +  2,0        +  1,9        +  2,4        +  2,6        +  2,5           -  

   +  0,7           0,0        +  0,3        +  1,5        +  0,9           -  

   6744,41       6991,35       7039,68       7294,16       6952,82       7230,47

   2809,65       2825,58       2900,69       3015,73       2890,36       2946,62

   1198,86       1242,19       1283,12       1322,21       1304,49       1331,78

      2010                2011

Ursprungszahlen in % p.a., Monatsdurchschnitte

	 Nikkei	225 4    9782,67      10257,35      10443,38      10621,43       9824,37       9654,39

	 Buchkredite	an	nichtfinanzielle		
	 Kapitalgesellschaften	in	Deutschland 2

	 darunter:	 Laufzeit	bis	1	Jahr

	 	 	 	 	 Laufzeit	über	1	Jahr	bis	5	Jahre

   -  1,8        -  0,9        -  1,0        -  0,3        +  0,5           -  

   - 12,2        -  7,7        -  7,4        -  3,8        -  2,6           -  

   -  5,7        -  8,0        -  8,1        -  7,6        -  3,7           -  

	 	 	 	 	 Laufzeit	über	5	Jahre    +  2,2        +  2,6        +  2,3        +  2,3        +  2,3           -  

	 Buchkredite	an	private	Haushalte	in		
	 Deutschland 	2

	 darunter:	 Wohnungsbaukredite

   +  0,6        +  0,6        +  0,6        +  0,6        +  0,5           -  

   +  0,6        +  0,6        +  0,7        +  0,8        +  0,8           -  

Ursprungszahlen, Monatsdurchschnitte

Veränderungen zum Vorjahr in %
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7.2	 	Monetäre	Entwicklung	und	Zinsstruktur

Quelle: Deutsche Bundesbank.
1   Saisonbereinigungsverfahren Census X-12-ARIMA;
2 Monatsdurchschnitte;
3   Performanceindex (mit Bereinigung um Dividendenzahlungen und Kapitalveränderungen);
4   Kurs- bzw. Preisindex.

saisonbereinigt,	Veränderung	gegen	Vorjahr	in	%	1

	 monatlich
	 gleitender	3-Monatsdurchschnitt

Veränderung	gegen	Vorjahr	in	%
	 Deutschland
	 EWU

	 	 	 		 Buchkredite	Deutschland
	 	 	 		 Buchkredite	EWU

Monatsdurchschnitte,	Januar	2003	=	100
	 DAX	30	3

	 Dow	Jones	EURO	Stoxx	(50)	4

	 Standard	&	Poor’s	500	4

	 Nikkei	225	4

	 EURIBOR	3-Monatsgeld	2

	 Bundesanleihen	mit	10-jähriger	Restlaufzeit	2

 Differenz:	Bundesanleihen	–	EURIBOR
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Erläuterungen zur Konjunkturanalyse

Die Resultate der gesamtwirtschaftlichen Aktivitäten 
einer Volkswirtschaft finden ihren zusammenfassen-
den Ausdruck in den Ergebnissen der Volkswirt schaft-
lichen Gesamtrechnungen (VGR). Die konjunkturelle 
Entwicklung wird daher am umfassendsten in den 
makroökonomischen Aggregaten der VGR wider  ge-
spiegelt. Ein wesentlicher Nachteil der VGR-Daten ist 
es jedoch, dass sie erst vergleichsweise spät vorliegen. 
In der Regel sind vorläufige Daten aus dem ab ge lau-
fenen Quartal erst 6–8 Wochen, endgültige Daten oft 
erst Jahre später verfügbar. Daher kann auf die VGR-
Ergebnisse für die Beobachtung und Ana lyse der 
Konjunktur am aktuellen Rand nur in sehr be schränk-
tem Maße zurückgegriffen werden.

Ziel der Konjunkturanalyse ist es, auf Basis der 
aktuellen Konjunkturindikatoren Aussagen über die 
tat säch lichen konjunkturellen Bewegungen der Wirt- 
schaft zu machen. Aus der Konjunkturanalyse sollen 
außerdem soweit wie möglich auch fundierte Aus sa-
gen über künftige Entwicklungen abgeleitet werden. 
Diese Untersuchungen können nur auf der Grund-
lage möglichst aktueller statistischer Daten und hier-
auf basierender Indikatoren erfolgen. Des halb greift 
die Konjunkturbeobachtung auf bestimmte Indika-
toren als Näherungsgrößen für später zu erwartende 
VGR-Ergebnisse zurück. Die beobachteten Indika to-
ren decken dabei für die konjunkturelle Entwicklung 
wichtige Einzeltatbestände und Teil bereiche der 
Ge samtwirtschaft ab und lassen sich wie folgt katego-
risieren:

3 Indikatoren, deren statistische Datenbasis Wert-
größen sind (Produktion, Auftragseingang, Außen  -
handel, Einzelhandelsumsätze, Geldmenge, usw.)

3 Indikatoren auf Basis von Personenzahlen und 
physischer Größen (Baugenehmigungen, Erwerbs-
tätige, offene Stellen, usw.)

3 Indikatoren auf der Grundlage von Umfrage-
ergeb nissen (ifo-Konjunkturtest, GfK-Konsumklima, 
usw.)

Obgleich weniger aktuell, sind die Ergebnisse der 
VGR für die Konjunkturbeobachtung unentbehrlich, 
da nur sie einen exakten quantitativen Einblick in die 
Entwicklung der Gesamtwirtschaft erlauben. Neben 
der Beobachtung der konjunkturellen Entwicklung 
am aktuellen Rand auf der Grundlage von Einzel indi-
katoren werden im Quartals- und Halbjahresturnus 
daher auch die jeweils neuesten Ergebnisse der VGR 
in die Betrachtung einbezogen. 

In Bezug auf ihre Aktualität lassen sich die In di-
ka to ren in so genannte vorlaufende Indikatoren   
(z. B. ifo-Konjunkturtest, GfK-Konsumklima, Auftrags-
ein gän ge, Baugenehmigungen), gleichlaufende (Pro-
duk  tion, Umsätze) und nachlaufende Indikatoren 
(Erwerbstätige, Arbeitslose) einteilen.

Konjunkturelle Bewegungen unterscheiden sich 
so wohl in ihrer zeitlichen Abfolge als auch in ihrer  
In ten sität in den einzelnen Bereichen und Zweigen 
der Wirtschaft. Die einzelnen Indikatoren werden 
daher nach ökonomischen Teilbereichen der Gesamt- 
wirtschaft (z. B. Gewerbliche Wirtschaft, Produzie ren-
des Gewerbe, Handel) bis auf die Ebene einzelner 
Wirt  schaftszweige disaggregiert und gesondert 
be trachtet.

Der sich in den Indikatoren auf der Grundlage 
der Ursprungswerte (= originäre statistische Daten) 
ausdrückende konjunkturelle Verlauf wird von saiso-
nalen Schwankungen und irregulären bzw. kalenda-
rischen Einflüssen (Arbeitstage, Ferien, u.ä.) überla-
gert. Indikatoren, die auf Wertgrößen basieren, kön-
nen bei Veränderungen des Preisniveaus die Analyse 
der realwirtschaftlichen Aktivitäten zusätzlich er -
schwe   ren. Durch verschiedene Bereinigungsver fah-
ren können die genannten Einflüsse aber quantifiziert 
und weitgehend neutralisiert werden. Dies ermög-
licht eine Betrachtung der durch realwirt schaft liche 
Aktivitäten bedingten konjunkturellen Entwicklung 
im engeren Sinne.
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Der überwiegende Teil der im Monatsbericht des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie 
zur wirtschaftlichen Lage beobachteten Konjunktur- 
indikatoren wird auf Basis der Ursprungswerte arbeits-
täglich bereinigt und saisonbereinigt analysiert. Die 
auf Wertgrößen basierenden Indikatoren werden 
dabei so weit als möglich in nominaler (d.h. nicht 
preisbereinigter) und realer (d.h. preis berei nigter) 
Form zugrunde gelegt. Die Saisonbe reini gung der 
aktuellen Konjunkturindikatoren einschließlich der 
VGR und der Erwerbstätigenreihen erfolgt in der 
Regel nach dem Verfahren Census X-12-ARIMA.

Die Berichterstattung zur wirtschaftlichen Lage 
in Deutschland umfasst die üblichen Konjunktur-
indika toren aus der VGR, Produzierendem Gewerbe, 
Binnen- und Außenhandel, Arbeitsmarkt, Preisent-
wicklung und einige wichtige monetäre Indikatoren. 
Daneben werden Ergebnisse aus dem ifo-Konjunktur-
test (Geschäftsklima) und einige weitere wichtige, aus 
Umfragen gewonnene Indikatoren berücksichtigt. 
Im internationalen Vergleich werden die Ent wick-
lung des Bruttoinlandsproduktes, der Leistungs-
bilanz, der Arbeitslosigkeit und der Verbraucher-
preise ausgewiesen.

Ansprechpartner im Bundesministerium 
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Dr. Sven Sattler
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